


Von Horst Peter 

Ist es Zufall oder war es beabsichtigt, dass die End- 
phase des durch Kanzlerentscheid herbei geführ- 
ten Bundestagswahlkampfes und das Hochamt 

Wenn der Wahlkampf den Marktgesetzen unter- 
worfen wird, muss das auch auf die Wahlanalyse 
angewendet werden. Bei den Produkten Schröder, 
Merkel, Fischer und Westerwelle schnitt zwar Mer- der sozialen Klasse der deutschen Autofahrer, die 

Internationale Automobilausstellung, zeitlich zu- 
sammen fielen? Automobilausstellung und Auto- 
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kel trotzt Gegensteuerns der Medien am schlech- 
testen ab, aber Fischer und Westerwelle gelang es 
mit Zweitstimmenkampagnen ihre Kunden zu er- 
reichen. 
Das Marke SPD hat das große Manko, dass die Pro- 
duktlinie ,,Agenda 2010" aus Stammkunden ent- 
täuschte Verbraucher in Millionenhöhe gemacht 

kanzler in der Vertrauensabstimmung - allein die 
Frage zu stellen heißt, sie durchaus für real zu 
halten. 
Wenn der neoliberale Kapitalismus danach trach- 
tet, sich alle gesellschaftlichen und politischen Be- 
reiche zu unterwerfen, wieso sollen dann ausge- 
rechnet Wahlen davon ausgenommen bleiben? 

hat, die deshalb dem bisherigen ~a rk t f üh re r  SPD 
nicht glaubten und die Linkspartei aus Protest 
wählten. Die Marke CDUICSU hatte das Manko, dass 
Kirchhoffs Steuermodell einerseits die Kunden dem 

Wieso soll der Wähler als Citoyen akzeptiert wer- 
den, wenn für alle anderen Bereiche der,,homo oe- 
conomicus", der sein Handeln nur nach dem indi- propagierten Gerechtigkeitsausspruch misstrauen 

ließ, andererseits die voraussichtlichen Nutznießer 
zur Marke FDP trieb. Die ökologisch orientierten 

viduellen ökonomischen Vorteil ausrichtenden 
Mensch, als Leitbild gilt? Daraus ergibt sich die 
zentrale These: Wählen heißt unter den Bedingun- 
gen des neoliberalen Hauptstroms, die Wähler als 

Kunden wählten grün, weil sie die ökologische 
Orientierung bei der Marke SPD vermissten. 
Kurzum: Die Deutschen als Volk von Autofans ver- Kunden der ihre Produkte anpreisenden Parteien 

zur Kaufentscheidung zu verführen. Alle Parteien 
haben sich dieser Bedingung unterworfen, selbst 

halten sich, wenn sie als Kunden ausgesprochen 
werden, auch wie Autokäufer: sie entscheiden sich 
für nicht nur für ein Produkt, das ihnen gefällt, son- 
der das auch fährt und dessen Hersteller nicht stän- 

die Linkspartei ordnet sich - wenn auch in anderer 
Rolle - in die Funktionsweise des Wählermarktes 
ein: Das Wahlprogramm ist der Warenkatalog, die 
Spitzenkandidaten stehen wie die Stars der Event- 
gesellschaft selbst als Produkte zur Wahl, die Wahl- 
kämpfer sind die Verkäufer, talk-shows, Elefanten- 
runden der Spitzenkandidaten sind die Verkaufs- 

dig Rückrufaktionen starten muss, weil das Auto 
fehlerhaft ist. 

X 

Für die Linke stellt sich nach dieser Wahl die eine 
konkrete Aufgabe: Wie werden in der Zukunft aus 
Kunden, die auf den kurzfristigen ökonomischen 
Vorteil und dieVerpackung der Ware getrimmt sind, 

messen. Meinungsforschungsinstitute (besser: 
Marktforschungsinstitute), Wissenschaftler des 
neoliberalen Mainstreams, Journalisten der Leitme- 
dien sind ein Kartell von ,,Politikflüsterern", das in 

wieder Wähler, die ihre Interessen artikulieren und 
politisch zu unterscheiden wissen? 
Daraus leiten sich zwei Unterfragen ab. Die Frage allen Parteien wirkt. Werner Rügemer (sein Buch 

wird in  dieser Ausgabe der spw rezensiert) nennt 
sie die ,,Globale Privatarmee des neoliberalen Ka- 

nach der künftigen Koalition ist dabei nicht die 
wichtigste Frage. Wichtiger ist, wie wird die Herr- 
schaft des Kartells der Produktmanager aus Wissen- 
schaftlern des neoliberalen Mainstreams, der Mei- 

pitalismus". Eine Bestätigung der zentralen These 
liefert ein Blick in die Werbeseiten der Zeitungen 
und Zeitschriften. Paradigmatisch: Von Ryanair dem 
Kanzler in den Mund gelegt ,,Ich find', jeder sollte 

nungsforschungsinstitute und Leitmedien gebro- 
chen? Diese bestimmen, welche Produktlinien an- 
geblich Marktchancen haben. Damit entmachten sie für niedrigere Ryanair-Preise stimmen". Produkt- 

werbung und Wahlwerbung ist hier kaum noch 
unterscheidbar. 

politische Parteien und Parlamente. Genauso wich- 
t ig ist die Frage: Wie werden die Menschen ermu- 
tigt, eigene Forderungen zu entwickeln und zu ar- 
tikulieren und welche Rolle spielt dabei die Linke? 

Allein die Frankfurter Rundschau klagt ,,wider die 
herrschende Leere" des Wahlkampfs - macht aber 
damit zugleich Werbung für das von den FR-Redak- 
teuren Wolfgang Storz und Stephan Hebel mi t  he- 

Die alte Forderung lautet: aus der Kritik der alten 
Welt eine neue entwickeln ohne das Bewährte auf- 
zugeben. Das heißt: wie wird unter den Bedingun- rausgegebene ,,Buch zur Wahl" unter dem selben 

Titel. gen der Globalisierung Gerechtigkeit,,,Bewahrung 
Kurzum: Die Faszination Auto und Autokanzler, der der Umwelt" als Bedingung der ökonomischen 

Entwicklung und Beteiligung der Menschen zu- 
sammen gebracht? Dabei fällt es der traditionel- 

die IAA mit  der Botschaft eröffnete, er sei Garant 
dafür mit den hohen Spritpreisen fertig zu werden, 
stehen paradigmatisch für die Vermarktwirtschaf- 
tung der Wahlen. Übrigens - Angela Merkel ver- 

len Linken weiterhin schwer, die Naturfrage strate- 
gisch zu integrieren. Genauso schwer tu t  sie sich , 
Formen direkter Demokratie zu akzeptieren. suchte wenigstens noch, die Schlusskundgebung 

auf dem Gelände der IAA zu zelebrieren. 
X 

Kurzum: Gelingt es der Linken nicht, den ökologischen, 
sozialen und demokratischen Gleichklang zu erzeugen, 
hat linke Politik machtpolitisch schlechte Chancen und 
wird damit auch das Ziel, als Kunden wieder Wähler 

Wieso hat trotz des genialen lnszenierers rot-grün 
letztlich die Regierungsfähigkeit verloren? Wider- 
spricht das nicht offensichtlich den Marktgesetzen? zu machen, nicht erreichen. SPW 5 tzüü5 
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Die Bundestagwahl 
hat Deutschland 
verändert 
Entgegen aller Erwartungen i s t  
die Bundesrepublik nach Links 
gerückt. 

Von Niels Annen 

Niels Annen 

Für Merkels Politik gibt es in 
Deutschland keine Mehrheit.Die Wahlnieder- 
lage der Union ist auch eine Niederlage für 
die unsägliche Koalition aus Wissenschaft- 
lern, Journalisten, professionellen Schlecht- 
rednern und den Strippenzieren der Ent- 
staatlichungskampagne der letzten Jahre. 
Angela Merkel und die Union haben das 
Trommelfeuer der gut bestallten neolibera- 
len Lobbyisten aus Berlin mit der gesell- 
schaftlichen Realität verwechselt. Hierfür hat 
sie bei den Wahlen die Quittung bekommen. 
Willy Brandt sprach immer von einer Mehr- 
heit,,links der Mitte". Heute ist diese Mehr- 
heit Realität - auch wenn sie noch keine 
parlamentarische Mehrheit im Bundestag 
hat. Aus diesem Grunde dürfen wir nicht 
zulassen, dass der Wählerwille ignoriert 
wird. Nicht zuletzt wird es die Aufgabe der 
Linken in der SPD sein, in einer möglichen 
Großen Koalition dafür zu sorgen,dass auch 
nicht auf Umwegen die gescheiterten 
marktradikalen Konzepte der Union umge- 
setzt werden. 
Wenn wir den Blick auf die Zeit vor der Wahl 
richten, dann können wir konstatieren: Die 
SPD hat in einer ungeheueren Aufholjagd 
eine von vielen prognostizierte,vernichten- 
de Wahlniederlage vermieden. Maßgeblich 
hierfür waren drei Gründe: 

Unbestritten is t  der beeindruckende Ein- 
satz des Bundeskanzlers im Wahlkampf, der 
insbesondere nach dem gewonnenen TV- 
Duell noch einmal alle Kräfte in der SPD 
mobilisiert hat. 

Das Wahlmanifest, das die tief verunsi- 
cherte Partei programmatisch geeint hat. 

Die Mobilisierung der Partei auf allen 
Ebenen, zu der ein entsprechend konzep- 
tionierter Wahlkampf aus der KAMPA beige- 
tragen hat. 
Dieser Wahlkampf ist nicht zuletzt auf der 
Straße entschieden worden. Die alte Volks- 
partei SPD hat mit einer enormen Kraftan- 
strengung noch einmal alle Ressourcen mo- 

bilisiert und im Dialog mit neuem Selbstver- 
trauen überzeugen können. 
Aus meiner Sicht gehören die drei genann- 
ten Punkte zusammen, sie lassen sich nicht 
isoliert betrachten. Die SPD muss deshalb 
sehr genau analysieren, welche Politik am 
Ende erstens die Partei und zweitens die 
Menschen für uns mobilisiert hat. Denn so- 
viel ist auch klar:Es gibt bei aller Freude über 
das Ergebnis keinen Anlass zum Jubeln.Bei- 
de Volksparteien, SPD und CDU stehen vor 
der Herausforderung ihren Charakter nicht 
zu verlieren. Die SPD hat dabei in diesem 
Wahlkampf den ersten Schritt in Richtung 
einer neuen Legitimation alsVolkspartei ge- 
macht,während es sich bei der Union genau 
umgekehrt verhält. Mit dem Leipziger Par- 
teitag der CDU haben sich die Chrisdemo- 
kraten immer mehr von ihren Ursprüngen 
als sozialer Volkspartei verabschiedet. Frau 
Merkel hat den Kern der CDU entweder 
nicht verstanden, oder sich bewusst von 
ihm abgewandt. Die Folgen sind bei der 
Bundestagswahl sichtbar geworden. 
Dennoch kann sich die Sozialdemokratie 
nicht zurücklehnen. Die klare Entscheidung 
der Wählerinnen und Wähler gegen die 
marktradikalen Staatsverächter ist aber 
auch ein klares Signal an die SPD. Egal wel- 
che Koalition am Ende das Land regieren 
wird, für die Sozialdemokratie wird es eine 
schwere Zeit werden. Rotgrün hat keine 
Mehrheit mehr und in jedem Fall drohen 
jetzt harte und schwierige Entscheidungen. 
Deshalb i s t  es jetzt umso wichtiger die An- 
sätze aus unserem Wahlmanifest weiterzu- 
entwickeln. Die Enttäuschung über die Ge- 
rechtigkeitslücke der Agenda 2010 und die 
Mängel der rotgrünen Wirtschaftspolitik 
wiegen schwer und haben Konsequenzen: 
Mit der Linkspartei zieht eine neue Forma- 
tion links von der SPD in den Bundestag ein. 
Wie sich diese Partei entwickeln wird ist 
heute nicht seriös vorherzusagen. In jedem 
Fall müssen wir Sozialdemokraten uns auf 

Niels Annen, MdB, Stellv. Vorsitzender des Forum DL21 e.K, lebt in Hamburg 

das neue Fünfparteien-System einstellen. 
Die SPD steht seit dem 18.9.auch parlamen- 
tarisch im Wettbewerb mit der Linkspartei 
um ein soziales Profil. 
Die Menschen haben Gerhard Schröder 
gewählt, weil er im Kontrast zur Union für 
den Zusammenhalt in der Gesellschaft 
und soziale Gerechtigkeit stand.Von tech- 
nokratischen Modernisierern, auch aus 
unserer Partei, haben die Menschen 
genug.Unsere Chance, in diesem Fünfpar- 
teiensystem zu bestehen und dauerhaft 
neue Stärke zu beziehen ist dann gege- 
ben, wenn wir realisierbare und finanzier- 
bare Konzepte zum Erhalt des Sozialstaa- 
tes entwickeln. Die Linke hat die Aufgabe 
hierfür die wichtigsten Punkte des noch 
einmal zu präzisieren und in den kom- 
mendenTagen und Wochen in den Mittel- 
punkt der politischen Agenda zu rücken 
und zusammen mit Wissenschaft und Kul- 
tur die Debatten der Zukunft zu bestim- 
men. 
Der vergangene Wahlkampf war ein unge- 
mein politischer Wahlkampf. Die Men- 
schen an den Infoständen waren nicht nur 
interessiert, sie waren auch informiert. 
Noch nie sind in einem Wahlkampf so vie- 
le Wahlprogramme verteilt und gelesen 
worden.Je länger der Wahlkampf dauerte, 
desto spezifischer wurden die Fragen, 
insbesondere zur Steuer- und zur Gesund- 
heitspolitik. Die Menschen haben sich ihr 
eigenes Bild gemacht und sich nicht vor- 
schreiben lassen, wie und was sie zu den- 
ken haben. 
Diese Politisierung der Bürgerinnen und 
Bürger ist eine neue Chance für die Linke. 
Die Unterstützung durch so viele Men- 
schen ist auch Verpflichtung. Eine Ver- 
pflichtung es bei diesen Koalitionsver- 
handlungen besser zu machen als im Jah- 
re 2002. Die SPD muss jetzt zu ihrem Er- 
folg stehen und darf nicht erneut das in 
sie gesetzte Vertrauen leichtfertig verspie- 
len. Die SPD muss für eine Politik der sozi- 
alen Gerechtigkeit stehen und dafür in 
den Koalitionsverhandlungen auch ein- 
stehen. spw 5 12005 
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Mehrheit für soziale 
Gerechtigkeit 
Rede von Andrea Nahles auf der 
Tagung des Forum DL21 am 
24.09.2005 in Berlin 

Von Andreu Nahles 

Andrea Nahles 

Die Bundestagswahl am 18.9.2005 
hat einige auf den ersten Blick paradoxe Er- 
gebnisse gebracht: 

Die rot-grüne Regierung ist abgewählt 
worden, sie hat allein keine Mehrheit erzie- 
len können. 

Nach 1998 und 2002 gab es zum dritten 
Mal keine Mehrheit für schwarz-gelb. Das 
von Merkel innerparteilich durchgesetzte, 
neoliberale Politikmodell ist klar abgewählt 
worden. 

Es gibt eine linke Mehrheit in der Bevöl- 
kerung, die zwar die Mehrheit der Sitze für 
linke Parteien gebracht hat, sich aber zur 
Zeit nicht in eine Regierungsmehrheit um- 
setzen lässt. 
Damit zeigt das Wahlergebnis zweierlei: 
Erstens gibt es in der Gesellschaft eine 
Mehrheit für eine Modernisierung des Lan- 
des. Die dazu notwendigen Reformen müs- 
sen aber zweitens die Prinzipien sozialer 
Gerechtigkeit wahren. Eine faktische Zer- 
schlagung des Sozialstaates, wie er von der 
CDU und FDP propagiert wurde, lehnt die 
Mehrheit ab. Dies ist auch die Ursache für 
den Absturzvon Merkel in derwählergunst, 
der es trotz der für die CDU günstigen Aus- 
gangsbedingungen nicht einmal gelungen 
ist, das schwache Ergebnis von Edmund 
Stoiber aus dem Jahr 2002 zu erreichen. 
Es stellt sich nun die Frage,wie es angesichts 
der derzeit nicht auflösbaren Blockade zwi- 
schen den linken Parteien gelingen kann, 
die Mehrheit gegen Schwarz-gelb politisch 
zu verwerten? 
Nach meiner Auffassung ist dies grundsätz- 
lich möglich.Die Aufholjagd der SPD in den 
wenigen Wahlkampfwochen war nur mög- 
lich,in dem Schröder die soziale Gerechtig- 
keit in den Mittelpunkt seiner Argumenta- 
tion gestellt hat. Zugute kam ihm dabei 
sicherlich der Professor aus Heidelberg,der 
die inhaltliche Richtungsentscheidung der 
CDU für einen strikt neoliberalen Kurs per- 
sonifizierte. Dadurch war es möglich,die Al- 

ternative,Umbau und Erhaltung des Sozi- 
alstaates'auf der einen Seite gegen,Abbau 
des Sozialstaates und eine Republikder so- 
zialen Kälte'auf der anderen Seite zu stel- 
len. Schröder i s t  es dabei zudem gelungen, 
eine Einheit von Programm und Person 
darzustellen. Sicherlich ist diese Re-Traditi- 
onalisierung in der Rhetorik von Schröder 
vor Wahlen nicht neu,aber eben unabhän- 
gig von den MOTIVEN wirksam.Mit diesem 
Wahlkampf hat die SPD Hoffnungen und 
Erwartungen in der Partei und in der Bevöl- 
kerung auf neuen Anfang nach Agenda 
2010 geweckt. Wenn es gelingt, diese Ein- 
heit von dem im Wahlmanifest der SPD nie- 
dergelegten Programm und der Personen 
in die Verhandlungen mit der CDU einzu- 
bringen, bestehen durchaus Möglichkei- 
ten, die Mehrheit in der Bevölkerung für 
soziale Gerechtigkeit zur Geltung auch po- 
litisch auf die Waage zu bringen. Erforder- 
lich ist, dass die SPD klare politische Ziele 
benennt und hart durchverhandelt. Erfor- 
derlich ist, dass nicht diejenigen personell 
dominieren, die den Agenda 201 0 - Kurs 
von Gerhard Schröder bruchlos mitgetra- 
gen haben, sondern Sozialdemokratlnnen, 
die das eigenständige Profil der SPD auch 
in einer Regierung sichtbar machen kön- 
nen. 
Die Frage der Regierungsbildung darf je- 
doch grundlegende Weichenstellungen 
nicht ins Abseits befördern. DieTatsache ei- 
ner 5 Parteien-Konstellation muss aufgear- 
beitet werden. Wir brauchen dringend 
wieder eine stärkere Zusammenarbeit mit 
den Gewerkschaften. Und dabei muss sich 
die SPD ihrer nach wie vor starken Veranke- 
rung in den Gewerkschaften bewusst sein. 
47 % der Gewerkschaftsmitglieder haben 
SPD gewählt und nur 11 % die Linkspartei1 
PDS. Tendenzen zur Fraktionierung durch 
die Linkspartei.PDS innerhalb der Gewerk- 
schaften müssen in diesem Zusammenhang 
offen angegangen und dürfen nicht baga- 

Andrea Nahles, Literaturwissenschaftlerin, MdB, Vorsitzende Forum DL2 1 e.V. und Mitglied im 
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tellisiert werden. Eine Konkurrenz um die 
besseren Konzepte und die bessere Politik 
auch innerhalb der Linken ist legitim.Versu- 
che der innerlinken Ausgrenzung können 
dagegen nicht hingenommen werden.Es is t  
notwendig, dann auch eine direkte Anspra- 
che von,,bekennendenU Sozialdemokraten 
zu organisieren. Die Partei muss den Dialog 
auf vielen Ebenen verstärken, gerade hier 
kommt der SPD-Linken inhaltlich wie perso- 
nell eine Schlüsselrolle zu. 
Der Kontakt der SPD in die kritische Wissen- 
schaft hinein ist unterentwickelt. Die früher 
zahlreichen Verbindungen sind deutlich 
ausgedünnt. Will die Partei die Hegemonie- 
fähigkeit in der Gesellschaft zurückerlan- 
gen, ist hier dringender Veränderungsbe- 
darf. Das betrifft sowohl den Aufbau von 
Thinktanks und ihreVernetzung,aIs auch die 
Neupositionierung der Friedrich-Ebert-Stif- 
tung in diesem Kontext. Die FES muss viel 
stärker als bisher die Rolle eines Impuls- 
gebers für die kritische Wissenschaft wahr- 
nehmen, wie umgekehrt für eine Vermitt- 
lung der wissenschaftlichen Erkenntnisse in 
die Politik hinein sorgen. 
Ein weiteres Feld der Erneuerung ist die Or- 
ganisationsentwicklung. Sicher, die Partei 
hat im Wahlkampf gezeigt, dass sie in der 
Lage ist, machtvoll und engagiert zu kämp- 
fen. Gleichwohl sind auch in diesem Wahl- 
kampf eklatante Schwächen der Organisa- 
tion deutlich geworden, die im politischen 
Normalbetrieb ebenfalls hemmend wirken. 
Die Partei leistet sich eine Organisations- 
struktur, die nicht zeitgemäß und in vielen 
Regionen faktisch nicht mehr aufrechtzuer- 
halten ist.Wir brauchen nicht die Einsetzung 
neuer Kommissionen zur Parteireform, die 
mehr oder weniger praktikable Reformvor- 
schläge unterbreiten,sondern einen perma- 
nenten Prozess der Parteierneuerung. Die 
praktischen Erfahrungen in der Arbeit vor 
Ort verweisen darauf, dass die Kreisverbän- 
de und Unterbezirke als Drehscheiben zwi- 
schen den Ortsvereinen und der überregio- 
nalen Ebene eine größere Bedeutung erhal- 
ten sollten als bisher.Es darf nicht die Erwar- 
tung geweckt werden,wir könnten einevon 
oben gesteuerte Parteierneuerung durch- 



setzen.De Partei sollte lernen,die Gleichzei- 
tigkeit des Ungleichzeitigen in der Organi- 
sation zu akzeptieren. Sie darf dabei aber 
nicht stehen bleiben. 
In diesem Zusammenhang muss der Kom- 
munalpolitik eine bedeutendere Rolle auch 
von der Linken in der SPD eingeräumt wer- 
den. Arbeit von unten nach oben gilt auch 
für die Inhalte. 
Und nicht zuletzt ist auch eine programma- 
tische Erneuerung, die sich nicht in der 
Grundsatzprogrammdebatte erschöpfen 
darf, unverzichtbar.Vordringlich sind meines 
Erachtens folgende Felder: 

Die Schaffung von Arbeitsplätzen is t  von 
herausgehobener Bedeutung. Die program- 
matischen Vorstellungen in der Partei sind 
dazu jedoch unzureichend. lnsofern bedarf 
es einer ,,Neuerfindungn sozialdemokrati- 
scher Wirtschafts- und Beschäftigungspoli- 
tik, wobei es gelingen muss, grundsätzliche 
Orientierungen mit kurzfristig wirksamen 
Maßnahmen zu verbinden. 

Politisches Bewusstsein der Bevölkerung 
orientiert sich häufig an ihrem direkten Le- 
bensumfeld. Gleichzeitig schlagen sich die 
globalen Trends in vielen Fällen direkt vor 
Ort nieder. lnsofern ist es eine wesentliche 
Aufgabe, Politik auch von unten nach oben 
zu entwickeln. Es geht darum, Kommunal- 
politikzu politisieren.Die soziale und ökolo- 
gische Stadt ist eine Konkretisierung eines 
neuen europäischen Gesellschaftsmodells. 

Die europapolitische Programmatik der 
SPD i s t  modernisierungsbedürftig. Das Ver- 
hältnis von Erweiterung und Vertiefung so- 
wie die Frage der Durchsetzung einer sozi- 
al orientierten Grundkonzeption anstelle 
der neoliberalen, weltmarktorientierten 
Ausrichtung der EU ist programmatisch 
bisher nicht zufriedenstellend gelöst. 

Der deutsche Sozialstaat ist reformbe- 
dürftig.De bisherigen Debatten focussieren 
sich allerdings viel zu starkauf Finanzierungs- 
fragen. Notwendig ist eine programmatische 
Offensive für einen qualitativen Umbau, um 

lneffizienzen der bestehenden Systeme zu 
beseitigen und die in der modernen Wirt- 
schaft und Gesellschaft geforderte Flexibili- 
tät der Menschen sozialstaatlich abzusichern. 
In den bevorstehenden Koalitionsverhand- 
lungen geht es darum, die politischen Fol- 
gerungen des Wahlergebnisses durchzuset- 
zen. Eine bedingungslose Koalitionsbin- 
dung darf es nicht geben.Eine schlecht ver- 
handelte große Koalition oder auch Ampel- 
Koalition würden dem Wahlergebnis wider- 
sprechen, der Partei erheblichen Schaden 
zufügen und die Gesellschaft spalten, statt 
soziale Gerechtigkeit zu stärken. Erneute 
Neuwahlen oder eine Minderheitenregie- 
rung wären denkbar, sind jedoch faktisch 
kein Ausweg, so dass sie zu einer massiven 
Vertrauenskrise in der Bevölkerung mit dem 
politischen System führen würden. 
Es gilt so stark und selbstbewusst zu verhan- 
deln, so wie wir es in den Monaten vor der 
Wahl geschafft haben,für unsere Positionen 
zu werben. spw 5 / 2005 

Wir stehen für soziale Demokratie! 
„rot pur" - eine Initiative von Sozialdemokratinnen und Sozialdemokra- 
ten in der SPD 

Die SPD hat mit Gerhard Schröder 
an der Spitze gekämpft. Durch die Profilie- 
rung als Partei, die für mehr soziale Gerech- 
tigkeit eintritt und die Demokratie stärken 
will,sind wir aus derTalsohle herausgekom- 
men. Die Bundestagswahl war eine Rich- 
tungsentscheidung gegen marktradikale 
Ideologie und für Sozialstaatlichkeit und 
innere Reformen mit sozialer Balance. 
Das wichtigste Ergebnis der Wahl ist: Die 
Menschen wollen keine andere Republik. 
Sie wollen die Werte Europas bewahren, 
dessen Kern die soziale Demokratie ist. Sie 
erwarten von uns,dass wir eine Reformpo- 
litik durchsetzen,die nicht dem Irrglauben 
entfesselter Märkte anhängt. Die "Versöh- 
nungnvon Neokonservativen und Neolibe- 

ralen, die mit der Idee der sozialen Demo- 
kratie bricht und die Freiheit und die Chan- 
cen der Bürgerinnen und Bürger an die Pri- 
vatökonomie koppelt, hat keine Mehrheit 
gefunden. 
Gleichwohl hat die rot-grüne Regierung ihre 
Mehrheit verloren. Deshalb gibt es keinen 
Grund, die politische Lage zu beschönigen. 
Die SPD hat seit 2002 viele Wählerinnen und 
Wähler verloren. Die harten Auseinander- 
setzungen um die Agenda 2010,die Gerech- 
tigkeitslücke und die fehlende wirtschaftli- 
che Dynamik haben die Zustimmung zur 
SPD sinken lassen. Mit der Linkspartei hat 
eine Partei links von der SPD den Sprung in 
den Bundestag geschafft, die versucht, das 
ureigenste Feld der SPD - die Herstellung 

von sozialer Gerechtigkeit - gegen die SPD 
und für sich zu besetzen. 
Das bestimmendeThema des Wahlkampfes 
war soziale Gerechtigkeit. Das bestimmen- 
deThema der neuen Regierung muss daher 
soziale Gerechtigkeit sein. Nicht die bedin- 
gungslose Unterordnung unter vermeintli- 
che weltwirtschaftliche Sachzwänge und 
die internationale Wettbewerbsfähigkeit 
transnationaler Konzerne, sondern die Ge- 
staltung von Wirtschaft und Gesellschaft 
unter den Bedingungen der Globalisierung 
und gesteigerten Flexibilität der Wirtschaft 
müssen die Leitlinien der neuen Regie- 
rungspolitik sein. Sozialdemokraten stehen 
für ein soziales, ökologisches und wirt- 
schaftlich leistungsfähiges Deutschland,das 
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seinen Beitrag zu einer friedlichen Welt leis- 
tet. 
Die Wahl hat unser Land in eine schwierige 
Lage für die Regierungsbildung gebracht. 
Entscheidend für die SPD-Linke ist, dass in- 
haltlich und personell eine Politik verfolgt 
wird,die sozialen Fortschritt möglich macht, 
die Gesellschaft zusammenhält und für eine 
gerechte und friedliche Weltordnung ein- 
tritt. Das Wahlmanifest der SPD hat dafür 
wichtige Eckpunkte vorgegeben. 
Deshalb wollen wir: 
eine beschäftigungsorientierte Wirtschafts- 

und Finanzpolitik. Zentrale Elemente einer 
solchen Politik sind eine makroökonomi- 
sche Koordinierung in Europa mit dem Ziel 
der Beschäftigungsförderung, die Regulie- 
rung der internationalen Finanzmärkte,eine 
Harmonisierung der Steuern in Europa,eine 
Erhöhung der staatlichen lnvestitionsquote 
u.a.durch eine Stärkung der Finanzkraft der 
Kommunen. 
die Handlungsfähigkeit des Staates wieder 

herstellen. Die föderalen Strukturen müssen 
dringend modernisiert werden, damit die 
Ebenen des Staates sich nicht mehr gegen- 
seitig blockieren. Einheitliche Rahmenbe- 
dingungen für die zentralen Politikfelder 
Bildung und Familien müssen sichergestellt 
werden. 
d i e  öffentlichen Gütersichern. Ein leistungs- 
fähiger Staat mit einer guten Infrastruktur 
und umfassender Vorsorge is t  unverzichtbar 
für eine soziale Demokratie.Deshalb lehnen 
wir weitere Steuersenkungen - insbeson- 
dere im Unternehmensbereich - abSteuer- 
schlupflöcher müssen konsequent ge- 
schlossen werden. Wir brauchen einen er- 
kennbaren Beitrag der Starken zur Finanzie- 
rung des Staates 
Investitionen in Bildung und Betreuung, For- 

schung und Entwicklung schnell und umfas- 
send steigern. Dazu gehören der Ausbau 
der Betreuungsangebote ab dem ersten 

Lebensjahr, weitere schulische Ganztags- 
einrichtungen und die Erreichung des 3- 
Prozent-Ziels für Forschung und Entwick- 
lung am Bruttosozialprodukt bis zum Jahr 
201 0. 
die Weiterbildung zur vierten Säule der Bil- 

dung machen. Wir müssen mehr Menschen 
die Chance auf Fort- und Weiterbildung er- 
öffnen, indem wir Fördermöglichkeiten für 
Bildungsbenachteiligte schaffen und die 
Durchlässigkeit zwischen den Ausbildungs- 
gängen erhöhen. 
die ökologische Modernisierung fortsetzen 

und verstärken. Der Ausstieg aus der Atom- 
kraft ist für uns eine unverzichtbare Voraus- 
setzung für eine Energiewende.Mit unserer 
StrategieUweg vom ÖInwollen wir die Ener- 
gieproduktivität auf mindestens 2,5 Prozent 
pro Jahr steigern und den Anteil der Erneu- 
erbaren Energien auf 25 Prozent bis zum 
Jahr 2020 erhöhen. 

ein Bündnis von Arbeit und Umwelt durch 
eine Effizienzrevolution bei der Nutzung der 
Rohstoffe. Wir wollen zum Beispiel durch die 
energetische Sanierung der Gebäude Res- 
sourcen und Kilowattstunden durch Arbeit 
und Technik ersetzen. 
die Arbeitnehmerrechtestärken. Dazu gehö- 

ren Mindestlöhne,das Entsenderecht erwei- 
tern und die Mitbestimmung stärken. Eine 
Lockerung des Kündigungsschutzes lehnen 
wir ab. Die Dienstleistungsrichtlinie muss 
grundlegend überarbeitet werden. Die 
Rechte der Gewerkschaften müssen gesi- 
chert bleiben. 
zu einer Bürgerversicherung in Gesundheit 

und Pflege kommen, um solidarische Leis- 
tungen zu erhalten, statt Zweiklassensyste- 
me zuzulassen. Dabei setzen wir 
insbesondere auf einen aktiven und vorsor- 
genden Sozialstaat, Prävention und solida- 
rische Sicherungssysteme. 
die Familien stärken und die Vereinbarkeit 

von Familie und Beruf mit Krippenplätzen, 

Betreuungsangeboten und materieller Ab- 
Sicherung för-dern. 
die Frauenerwerbsquote auf über 60 Prozent 

steigern und gesetzlich einen gleichberech- 
tigten Zugang zu Führungspositionen und 
gleiche Karrierechancen ermöglichen. 

die Modernisierung der Berufsausbildung 
fortsetzen und allen Jugendlichen unter 25 
Jahre einen Ausbildungs- oder Arbeitsplatz 
zur Verfügung stellen. Wir wollen die Studi- 
enquote anheben. Dafür brauchen wir ein 
starkes BAföG und lehnen Studiengebühren 
ab. 
eine offene und liberale Gesellschaft bewah- 

ren, in der die Menschen nicht diskriminiert 
werden und rechtstaatliche Prinzipien - 
auch bei der Bekämpfung des Terrorismus 
beachtet. Dazu brauchen wir ein modernes 
Zuwanderungsrecht und ein fortschrittli- 
ches Antidiskriminierungsgesetz. 
Kultur als Staatsziel verankern. Eine aktive 

und kreative Kultur ist das Lebenselixier der 
Demokratie und für die Humanität unserer 
Gesellschaft.Wir unterstützen eine kritische 
Öffentlichkeit gegen die Vermachtung der 
Medien. 
die Demokratisierung der EU und eine Re- 

form ihrer Institutionen. Die Zusammenar- 
beit in Europa muss vertieft werden,als Ba- 
sis der Friedenspolitik und um eine soziale 
Selbstbehauptung Europas in der Globali- 
sierung zu erreichen. Die Institutionen der 
EU müssen reformiert werden. 

unsere Politik der sozialen und gerechten 
Gestaltung der Globalisierung fortsetzen als 
Gegengewicht zum Marktradikalismus a la 
USA. 

unsere Friedenspolitik, unsere Politik der 
Prävention und unsere Entwicklungspolitik 
zur Verwirklichung der Millenniumsent- 
wicklungsziele fortsetzen, d.h. die 
stufenweise Erhöhung der Mittel für Ent- 
wicklungszusammenarbeit (bis 201 0 0,51% 
und bis 201 5 0,7% am BIP). 
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Datenschutz in Zeiten des 
internationalen 
Terrorismus 
Von Christoph Strässer 

Der maschinenlesbare Bürger 
Das Volkszählungsurteil des Bun- 

desverfassungsgerichts (BVerfG) vor mehr 
als 20 Jahren hat das Recht auf informati- 
onelle Selbstbestimmung verankert. 
Damals fürchteten viele einen Missbrauch 
ihrer persönlichen Daten.Vom gläsernen 
Bürger war man damals noch weit ent- 
fernt. Heute ist er schon beinahe Realität. 
Regt sich Widerstand? Kaum. Grund ist 
auch der sicherheitspolitische Klimawan- 
del. Wurde in den 80er Jahren für die Frei- 
heitsrechte demonstriert, nehmen wir es 
heute hin, dass die elektronische Daten- 
verarbeitung alle Lebensbereiche durch- 
dringt. Aus Angst vor Terroranschlägen 
sind wir bereit, noch sehr viel mehr preis- 
zugeben. Der Erwartungsdruck auf die 
Politik ist hoch.Vorschnell ist sie versucht, 
diesen Mechanismus zu bedienen. Im Ge- 
folge des l l .  Septembers kam es denn 
auch zu einer zügigen Verabschiedung 
zahlreicher Sicherheitsgesetze. Eine aus- 
reichende gesellschaftliche Diskussion 
fand bedauerlicherweise nicht statt. 
Da haben wir ihn nun (fast) - den maschi- 
nenlesbaren Bürger. , ,I  984" von George 
Orwell scheint längst technisch überholt. 
Privatwirtschaft und Staat durchleuchten 
Kunden und Bürger fast nach Belieben. 
Datenschutz a la Carte - ob durch Kun- 
denkarten, Kreditkarten, Patientenkarten 
und dem gläsernen Konto bei der Bank, 
überall werden Daten gesammelt. Und wo 
Daten gesammelt werden, werden sie 
auch ausgewertet. Technisch ist schon 
heute mehr möglich: Kennzeichen von 
Fahrzeugen können während der Fahrt 
ebenso einfach erfasst werden wie der 
Standort einer Person über Handy zu or- 
ten ist. Bewegungsprofile ließen sich mit- 
tels kleiner Funkchips erstellen. Jüngster 
Vorstoß ist die Einführung biometrischer 
Daten in Ausweispapiere. 

Große Koalition der Sicherheit? 
Auf dem Gebiet der Terrorismusbekämp- 
fung hat sich schon heute eine große Ko- 
alition zwischen Otto Schily und Günther 
Beckstein gefunden. Immer neue Vor- 

schläge machen die Runde: Schlägt Schi- 
ly die Ausweitung der Vorratsdatenspei- 
cherung vor, fordert Beckstein die unbe- 
fristete Verlängerung der Anti-Terror-Ge- 
setzpakete und die Registrierung der Re- 
ligionszugehörigkeit von Ausländern. Die 
Notwendigkeit biometrischer Daten in 
Ausweispapieren wird schon längst als 
unverzichtbar vorausgesetzt. 
Doch stehen Aufwand und Nutzen in ei- 
nem vernünftigen Verhältnis? Oder brin- 
gen die Vorschläge nur weniger Freiheit 
aber kaum mehr Sicherheit? Die Einfüh- 
rung elektronisch auswertbarer biometri- 
scher Daten wird vor allem mi t  Sicher- 
heitsgewinnen begründet. Die Anschläge 
vom 11. September hätten sie trotzdem 
nicht verhindert. Die Köpfe der Attentäter 
benutzten ihre Originaldokumente. Zwar 
wird der Missbrauch von Dokumenten er- 
schwert und der Reiseverkehr 
möglicherweise erleichtert. Doch zu wel- 
chem Preis? Experten warnen - abgese- 
hen von enormen Kosten,dass dieTechnik 
in der großmaßstäblichen Anwendung 
noch nicht ausreichend funktioniere. Von 
einer Fehlerquote bis zu 20 % ist die Rede. 
Für die Betroffenen hätte dies eine nicht 
zu vernachlässigende diskriminierende 
Wirkung und würde zu einer schlechten 
Akzeptanz des Verfahrens führen. Auf Be- 
denken stößt vor allem aber die Speiche- 
rung der Daten auf sog. RFID-Chips in den 
Ausweisdokumenten. Diese Chips funken 
die Daten zu Lesegeräten. Entsprechende 
Programme sind zum Schrecken der Ex- 
perten öffentlich erhältlich. Konsequenz: 
die Zahl der Identitätsdiebstähle wird 
deutlich zunehmen. Deshalb hat Kaliforni- 
en Ausweise mit RFID-Chip bereits verbo- 
ten. Ein nächste Schritt wäre vorprogram- 
miert: Wenn erst einmal biometrische Da- 
ten in Ausweisdokumenten vorhanden 
sind, wollen sie auch genutzt werden. 
Wenn auch noch nicht vorgesehen, wäre 
eine zentrale Datenspeicherung die logi- 
sche Folge. Deshalb gi l t  bei Technikent- 
wicklungen vorzubeugen, dass bestimm- 
te Daten nicht erhoben oder verbreitet 
werden, als sich darauf zu verlassen, dass 
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Gesetze Datenmissbrauch verhindern. 
Ohnehin wird zu wenig auf die Grundsät- 
ze der Datenvermeidung und Datenspar- 
samkeit Rücksicht genommen. 

Sicherheit in Freiheit - Versuch eine 
vergessene Diskussion wieder zu bele- 
ben 
Ohne den Einsatz elektronischer Verfahren 
geht es nicht. Aber Voraussetzung ist die 
Beachtung datenschutzrechtlicher Prinzipi- 
en wie Datensicherheit,Transparenz, strikte 
Zweckbindung, Erforderlichkeit und Ver- 
hältnismäßigkeit. Daneben bedarf es vor 
allem wieder einer breiteren offentlichen 
und innerparteilichen Diskussion zur Be- 
deutung der Freiheits- und Selbstbestim- 
mungsrechte der Bürger in unserm demo- 
kratischen Rechtsstaat und einer Abkehr 
vom Automatismus nach immer scharferen 
Sicherheitsgesetzen. Man kann nicht das 
dauerhaft einschränken, was man erhalten 
will. 
Die SPD - und in ihr gerade die Linke - die 
nach eigener Überzeugung auch aus der 
Freiheitsbewegung entstanden ist, muss 
wieder die Meinungsführerschaft überneh- 
men und darf das Feld der Rechtsstaats- und 
Freiheitspartei nicht anderen überlassen. 
Anknüpfungspunkt könnte auch die jüngs- 
te Entscheidung des BVerfG vom Juli zum 
niedersachsischen Polizeigesetz sein. Das 
BVerfG hat die praventive Telefon- und E- 
Mailüberwachung verboten und damit die 
Bürgerrechte gestärkt. Die in Niedersachsen 
geltende Abhorbefugnis, die keinen Tatver- 
dacht erfordert, verstößt gegen dass Fern- 
meldegeheimnis. 
Die traditionellen Grundrechte, wie sie das 
Grundgesetz vorgesehen hat, haben den 
freien Bürger,das Individuum, in den Mittel- 
punkt gestellt und den Staat potentiell als 
Gefahr gesehen. Nicht die Freiheit bedarf 
deshalb der Rechtfertigung. Sie ist grund- 
rechtlich verankert. Die Argumentationslast 
liegt vielmehr bei den sicherheitspolitische 
Einschrankungen der Freiheit. Dabei sollte 
es auch in Zukunft bleiben. 5/2005 
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Klimaschutz: E inWett lauf  
mit der Zeit . . . 
den wir gewinnen können 

Von Ulrich Kelber 

Warum hätte es denn beim Thema 
Klimaschutz auch anders laufen sollen,als bei 
sonstigen gesellschaftlichen Themen, mit de- 
nen große wirtschaftliche Interessen verbun- 
den sind? Auf der einen Seite sind die Fakten, 
wissenschaftlich immer eindeutiger und alar- 
mierender: Die Geschwindigkeit des Klima- 
wandels nimmt weiter zu. Noch in diesem 
Jahrhundert kann ein Punkt bei der Anreiche- 
rung der Treibhausgase in der Atmosphäre 
eintreten, ab dem z.B. das vollständige Ab- 
schmelzen des Grönlandeises in wenigen hun- 
dert Jahren mit einem Anstieg des Meeres- 
spiegels um sechs bis sieben Meter überhaupt 
nicht mehr verhindert werden könnte. Ciao 
Venedig, tschüss Amsterdam, sorry Bangla- 
desch ... Krankheiten nähmen zu,Dürren wür- 
den häufiger,die Wuchtvon Stürmen stiege.. . 
Und wie sehen die Reaktionen aus? Zwar leug- 
net außer von der US-Regierung beauftragte 
Wissenschaftler,derOPEC und einigen Kohlelob- 
byisten niemand mehr den Zusammenhang 
zwischen dem menschlich verursachten Aus- 
stoß von Treibhausgasen und einem unverant- 
wortlich schnellen und heftigen Klimawandel. 
Aber die lnstrumente,,Verwirren",,,Verzögern" 
und,,Ausnutzen" gehören wie immer zum Stan- 
dardrepertoire der verschiedenen Interessens- 
gruppen.Viele Medien spielen dieses Spiel mit, 
schreiben zwar ab und zu reißerisch über das 
,,Klimachaos", schießen aber ansonsten verant- 
wortungslos gegen jeden neuen Politikansatz, 
der wirklich ernst mit dem Klimaschutz macht. 
Stattdessen wird versucht, Pseudolösungen wie 
zB.die Atomenergiewieder hoffähig zu machen. 
International ist es vor allem die US-Regierung, 
die mit allen Mitteln verbindliche inter- 
nationale Vereinbarungen zum Klimaschutz 
verhindern will und auch alle international 
abgestimmten Anstrengungen zur Marktein- 
führung klimaschützender Technologien, wie 
z.B. erneuerbarer Energien, durch destruktive 
Arbeit auf den Konferenzen und hinter den 
Kulissen vereitelt.Nutznießer und Strippenzie- 
her dieser Strategie sind die einflussreichen 
großen Ölkonzerne, die Kohleindustrie und 
die großen Energieerzeuger. Denn nur diese 
gehören wirklich zu den wenigenverlierern in 
einer Welt, in der klimazerstörenden Industri- 
en durch neueTechnologien mit mittelständi- 
schen Unternehmen und vielen neuen Ar- 
beitsplätzen ersetzt würden. 

Leider färbt diese Strategie bis nach Deutsch- 
land durch. Der BDI will die Schrittmacherrol- 
le der EU und Deutschlands im Klimaschutz 
wegen angeblicher Wettbewerbsverzerrung 
beendet sehen. Die Mineralölwirtschaft behin- 
dert die für die Kunden durchaus preiswerte- 
re Beimischung von Bio-Treibstoffen, um ihr 
eigenes Geschäft nicht schrumpfen zu lassen. 
Angela Merkel, die selbst das Kyoto-Protokoll 
mit ausgehandelt hat, wird als Teil ihres wirt- 
schaftspolitischen Kurses nicht müde zu beto- 
nen, dass Deutschland nicht Vorreiter im Kli- 
maschutzsein dürfe.Und bis tief in die SPD hi- 
nein ist der Glaube an die Machbarkeit und 
Notwendigkeit von Klimaschutz verloren ge- 
gangen, weil sozialdemokratischen Mandats- 
trägerinnen und Mandatsträger in ihren Wahl- 
kreisen immer mit den naturgemäß lautstark 
auftretenden wirklichen und vermeintlichen 
Verlieren beim Klimaschutz konfrontiert wer- 
den und damit leicht den Überblick über die 
vielen Gewinner einer solchen Politikverlieren. 
Dabei hätte der Ersatz fossiler Energieträger 
und endlicher Rohstoffe durch erneuerbare 
Energien und nachwachsende Rohstoffe vie- 
le positive wirtschaftliche und gesellschaftli- 
che Aspekte. Die Macht der großen Energie- 
multis würde entscheidend geschwächt, mit- 
telständische inländische Produzenten Markt- 
anteilegewinnen.Und das ist auch gut so,dre- 
hen die großen Energiekonzerne doch unge- 
niert und ohne Rücksicht auf die konjunkturel- 
le Lage Deutschlands an der Preisschraube. 
was sich durch die förmlich explodierenden 
Gewinne dieser Unternehmen bemerkbar 
macht. 
Bei den erneuerbaren Energien wird es diese 
Abhängigkeit der Verbraucher, die man heute 
gegenüber den Öl-,Gas- und Strommultisertra- 
gen muss, nie wieder geben.Weil man bei den 
erneuerbaren Energien vor allem Technologie 
einkauft und nicht auf laufenden Nachschub 
aus monopolisierten Netzen angewiesen ist. 
Wir alle gewinnen so Freiheit zurück, in den 
Marktziehtwiederwettbewerb ein,dietechno- 
logische Innovationsfähigkeit nimmt zu. 
Gerade in einer großen Koalition, mit Grünen 
und PDS als Opposition,muss die SPD den Kli- 
maschutzzu ihrem ureigenenThema machen. 
Nicht nur,weil er dringend notwendig ist,son- 
dern weil er auch viele Wählergruppen an die 
SPD bindet, da die für den Klimaschutz not- 
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wendigen Schritte auch entscheidend in der 
Arbeit~marktpolitik~der Innovationspolitik,der 
Sozialpolitik, der Entwicklungspolitik und für 
die Generationengerechtigkeit sind. 
Dazu nur ein Beispiel:Über 100.000 zusätzliche 
Arbeitsplätze sind in den fünf Jahren seit In- 
krafttreten des Erneuerbare-Energien-Gesetzes 
in der Branche entstanden,obwohl die erneu- 
erbaren Energien in Deutschland mit einem 
Anteil an der Stromerzeugung von 11 % und 
der gesamten Energieerzeugung von rund 4- 
5% noch am Anfang sind. Der Grund für dieses 
Jobwunderist klar.DasGeld wird nicht mehr für 
den lmportvon Energieträgern oderfürdieste 
tig steigenden Renditen multinationaler Kon- 
zerne ausgegeben,sondern wandert in mittel- 
ständische Technologiekonzerne, zu Beratern, 
zu Handwerkern und zurückin dieTaschen pri- 
vater 1nvestoren.Wenn die Effizienzsteigerung 
bei Geräten, die Erzeugung von Wärme durch 
erneuerbare Energien und die Wärmesanie- 
rung von Altbauten mit ähnlicher politischer 
Intensität angegangen würde wie die Strom- 
produktion aus erneuerbaren Energien, dann 
wären bis 201 0 über 500.000 Arbeitsplätze in 
diesem Bereich möglich. 
Entscheidend ist,dass sich Deutschland nicht auf 
das gemächlicheTempo internationaler Diplo- 
matie verlässt. Ja, wir sollten durchaus eine An- 
schlussvereinbarung an das Kyoto-Protokoll su- 
chen. Aber wir müssen uns auch klar machen, 
dass diese Vereinbarung, wenn sie überhaupt 
zustande kommt,dem riesigen Problem des Kli- 
mawandels als kleinster erreichbarer gemeinsa- 
mer Nenner nicht gerecht werden wird.Daherist 
es noch viel wichtiger,dass Deutschland zusam- 
men mit anderen Staaten eine Schrittmacher- 
funktion im Klimaschutz übernimmt,auch aus Ei- 
gennutz heraus. Weil die Schrittmacher sich ei- 
nen Technologievorsprung auf den Weltmärk- 
ten erobern werden. Deswegen werden weite- 
re Länder diesemvorbild rasch folgen. Das zeigt 
schon die augenblickliche Diskussion in den 
USA, wo immer mehr Unternehmen die Regie- 
rung auffordern, sich an den internationalen 
Klimaschutzanstrengungen zu beteiligen, weil 
sie ansonsten befürchten, den technologischen 
Anschluss zu verlieren. spw 512005 
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Von Rolf Mützenich 

Mehr als 22 Jahre lang herrschten in 
Afghanistan Krieg und Bürgerkrieg. Bis heute 
leidet das Land unter den typischen Folgen 
wie schweren Zerstörungen,Verminung gan- 
zer Landstriche, ethnisch motivierten Span- 
nungen und organisierter Kriminalität. Nach 
dem Sturz des Taliban-Regimes einigten sich 
die größten ethnischen Gruppen Afghanis- 
tans im November und Dezember 2001 an- 
lässlich der,,Petersberger Konferenz" auf eine 
,,Vereinbarung über provisorische Regelun- 
gen in Afghanistan bis zum Wiederaufbau 
dauerhafter Regierungsinstitutionen" (Bonner 
Vereinbarung).Damit schufen sie die Grundla- 
ge für die International Security Assistance 
Force (ISAF),deren Aufstellung der UN-Sicher- 
heitsrat am 20. Dezember 2001 beschloss. 
Am 28. September 2005 entschied der 15. 
Deutsche Bundestag in seiner letzten Sitzung 
mit großer Mehrheit, das deutsche Engage- 
ment in Afghanistan um ein weiteres Jahr zu 
verlängern und auszuweiten.Statt 2.250 sollen 
in Zukunft bis zu 3.000 deutsche Soldaten in 
dem Land eingesetzt werden. Schwerpunkt 
der Arbeit der deutschenTruppen im Rahmen 
des ISAF-Mandates wird der Norden Afghanis- 
tans sein, wo in Masar-i- Sharif ein weiterer 
deutscher Stützpunkt mit zunächst 200 bis 
300 Soldaten eingerichtet wird. Damit erhält 
Deutschland - auf Bitten der Vereinten Natio- 
nen und der afghanischen Regierung - im 
Rahmen des ISAF-Mandats nicht nur die Ver- 
antwortung für die gesamte Nordregion,son- 
dern deutsche Truppen dürfen in Zukunft 
auch in anderen Regionen des Landes einge- 
setzt werden. Lediglich der Osten des Landes 
mit der laufenden Anti-Terror-Operation 
,,Enduring Freedom" is t  ausgenommen. Dort 
und im Süden kämpfen rund 20.000 Soldaten 
unter Führung der USA gegen dieTaliban. 
Nach dem Konzeptdesatlantischen Bündnisses, 
das die Afghanistan-Schutztruppe seit dem 1 1. 
August2003fiihrt,wird ISAF in vier Phasen (Nord, 
West,Süd,Ost) aufganz Afghanistanausgedehnt. 
Die ersten beiden Phasen sind abgeschlossen, 
Phase drei soll in der ersten Jahreshälfte 2006 
folgen;wann Phase vier,der Osten,angegangen 
wird, vermag noch niemand genau zu sagen. 
Dort sind derzeit noch heftige Auseinanderset- 
zungen der amerikanischen OEF-Kräfte (Opera- 
tion Enduring Freedom) im Gange. 

Über die Schaffung von Synergien zwischen 
der Anti-Terror-Operation OEF und der Stabi- 
lisierungsmission ISAF bestehen nach wie vor 
Meinungsverschiedenheiten innerhalb der 
Nato.Vor allem dieamerikanischeseitedrängt 
auf eineZusammenlegung zwischen ISAF und 
Enduring Freedom. Der Kampf gegen das ter- 
roristische Netzwerk Al Qaida und gegen die 
Taliban ist bis heute nicht abgeschlossen.Die- 
ser Kampf ist ausschließlich Aufgabe der Ope- 
ration EnduringFreedom.Mandat und Organi- 
sation der Friedenstruppe ISAF sind davon 
striktgetrennt.Es ist nicht zuletzt Deutschland, 
und hier insbesondere Peter Struck,zu verdan- 
ken,dass diese strikteTrennung - trotz ameri- 
kanischen Drängens - auch beibehalten wird. 
Es bleiben eine Reihe weiterer offener Fragen 
und kritischer Punkte: Zum einen benötigt 
man im Rahmen der NATO eine weitaus grö- 
ßere Zahl von Partnern und Provincial Re- 
construction Teams (PRT's), als derzeit zugesagt 
wurden. Hier müssen auch die anderen Bünd- 
nispartner einen stärkeren Beitrag leisten. 
Zum anderen fehlt bis heute ein überzeugen- 
des Konzept wie man mit der Drogenproble- 
matik umzugehen gedenkt.Es fehlt vor allem 
eine stärkere Einbeziehung und Zusammenar- 
beit der Nachbarländer, insbesondere Pakis- 
tans und Iran. 
Der Einsatz in Afghanistan birgt zweifelsohne 
ein hohes Risiko und alle Abgeordneten ha- 
ben sich dieVerlängerung des ISAF-Mandats 
nicht leicht gemacht. Bei der Gefahrenabwä- 
gung für Leib und Leben der Soldaten, bleibt 
jedoch die Notwendigkeit, den Afghanen 
auch weiterhin zur Seitezu stehen und zur Si- 
cherheit in dem Land beizutragen. Die neu 
geschaffenen zivilen Strukturen sind noch 
nicht belastbar. Deutschland vertritt einen 
breiten Ansatz, der die Koordination von mili- 
tärischer und zivilerwiederaufbauhilfe mit Po- 
lizeiausbildung, Demokratisierungshilfe, Stär- 
kung der Menschenrechte und auswärtiger 
Kulturpolitik verzahnt. Die neue Verfassung 
und die Parlamentswahlen am 1 &September 
sind ermutigende Zeichen. Dennoch wird Af- 
ghanistan noch für längere Zeit Hilfe und Un- 
terstützung benötigen. Eine zweite internati- 
onale Afghanistan-Konferenz, die für Anfang 
2006 in London geplant ist, muss die weiteren 
Schritte- selbstverständlich unter Beteiligung 
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der afghanischen Regierung - in die Wege lei- 
ten. 
Wer wie die PDS/Die Linke den Abzug aller 
Truppen aus Afghanistan fordert handelt - 
unter dem Deckmäntelchen einer vermeintli- 
chen,,Friedenspolitik- nicht nur grobfahrläs- 
sig; er desavouiert darüber hinaus die Verein- 
ten Nationen genauso wie die gewählte af- 
ghanische Regierung und öffnet zudem der 
Rückkehr des Bürgerkriegs Tür und Tor. 
Deutschland kann und wird das afghanische 
Volk deshalb nicht alleine lassen. 
Die Erfahrungen in Afghanistan und auf dem 
Balkan zeigen aber auch,dass man es sich gut 
überlegen sollte, ob und bevor man sich in 
neue Missionen begibt. Mit ISAF hat die Bun- 
deswehr Neuland betreten. Daraus ergeben 
sich auch Schlussfolgerungen für zukünftige 
Einsätze. Afghanistan, Kosovo und Bosnien- 
Herzegowina haben gezeigt, dass man einen 
langen Atem braucht. Internationale Kräfte 
sind in Bürgerkriegsgebieten überJahre,wenn 
nicht Jahrzehnte, gebunden, der Wiederauf- 
bau ist zeit- und kostenintensiv und es gibt 
keine einfache Exit-Strategie. Festzuhalten 
bleibt auch, dass die Bundeswehr ein Parla- 
mentsheer ist und bleibt. Dies bedeutet, dass 
der Bundestag jeden EinsatzJahr fürJahr nach 
einer kritischen Prüfung und einer öffentli- 
chen Debatte verlängert und so den Bürgern 
Rechenschaftablegt.Eswar deshalbauch rich- 
tig, dass das Parlamentsbeteiligungsgesetz 
Einsätze der Bundeswehr auch weiterhin von 
der Zustimmung des Parlaments abhängig 
macht. Es besteht jedoch die Gefahr, dass im 
Rahmen neuer militärischer und bündnispo- 
Iitischer Anforderungen weiterevermeintliche 
Notwendigkeiten entstehen, die die Rechte 
des Parlaments weiter aushöhlen. Gerade im 
Vorgriff auf eine mögliche große Koalition gilt 
es festzuhaken: Über den Einsatz der Bundes- 
wehr entscheidet nicht der NATO-Rat,sondern 
der Bundestag.Und:Bevor man sich in neue in- 
ternationale Missionen stürzt, sollten die lau- 
fenden zu einem guten Ende gebracht wer- 
den. spw s / 2005 
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Die EU kann viel gewinnen! 
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Eine glaubwürdige Europäische Politik 
braucht den pünktlichen Beginn der 
Beitrittsverhandlungen mit derTürkei 

Von Lale Akaün 
d 

Der 3.Oktober steht nun als Ter- Chance auf einen Beitritt zu erhalten, 
min, um in Luxemburg die Beitrittsver- durch jedes Abrücken der EU vom Ver- 
handlungen mit der Türkei zu beginnen. handlungsziel an Gewicht und Anhänger- 
Das i s t  wichtig und richtig, da jede ande- schaft gewinnen. 
re Entscheidunq die Glaubwürdiqkeit der Die diskutierten Probleme, die es auszu- - - 
EU stark erschüttert, nationalistische Kräf- 
te in der Türkei gestärkt und die Lösung 
vieler europa- und außenpolitischer Pro- 
bleme erschwert hätte. 
Österreichs Last-Minute-Obstruktion mit  
dem Ziel, die Aufnahme der EU-Türkei- 
Verhandlungen zu verhindern, war unse- 
riös. Kanzler Schüssel konnte nicht erklä- 
ren, warum er das Verhandlungsziel EU- 
Beitritt relativieren will,dem er im Dezem- 
ber 2004 wie alle anderen Staats- und Re- 
gierungschefs der EU zugestimmt hat. 
Wiens Verweigerung gegenüber dem 
Verhandlungsrahmen zwang die EU- 
Außenminister zu einem kurzfristigen 
Rettungstreffen in  Luxemburg. Dabei 
ging es letztlich um die Glaubwürdigkeit 
der EU und des gesamten europäischen 
lntegrationsprozesses. Jedes Ergebnis, 
das den Beschluss der Staat- und Regie- 
rungschefs vom Dezember 2004 substan- 
tiell verändert, hätte zum Abbruch der 
42-jährigen europäischen Integrations- 
politik gegenüber der Türkei - wahr- 
scheinlich sogar durch Ankara selbst - 
geführt. 
Dies hätte, nach der Verfassungs- und Fi- 
nanzkrise, ein neues Desaster für die EU 
bedeutet. Wenn dann in  der Folge die Re- 
form-Regierung Erdogan scheitern und 
dieTürkei sich von Europa eher abwenden 
würde, stünde die Europäische Integrati- 
ons- und Sicherheitspolitik, aber auch die 
Türkei selbst,vor einem Scherbenhaufen. 
In der Türkei herrscht immer noch eine 
Aufbruchstimmung, der überwiegende 
Teil der Bevölkerung will nach wievor eine 
eindeutige Orientierung des Landes nach 
Europa.Aber es gibt auch Kräfte,die jeden 
Wandel ablehnen und dieVerhandlungen 
am 3. Oktober als innenpolitische Nieder- 
lage betrachten. Dies sind vor allem nati- 
onalistische Kräfte, deren Argument, die 
Türkei würde zu viele Zugeständnisse an 
die EU machen, ohne wirklich eine erste 
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räumen gilt, lassen sich jedoch nur durch 
ein ernsthaftes und von Vertrauen getra- 
genes Zusammenspiel der EU und der Tür- 
kei lösen. 
Ein Beispiel, immer wieder von Türkei - 
Gegnern ins Feld geführt, ist die Aufarbei- 
tung der Verbrechen an Armeniern im Ers- 
ten Weltkrieg. 
Allein die Tatsache, dass vor kurzem eine 
Wissenschaftlerkonferenz in lstanbul dazu 
stattfand, war ein positives Signal. 
Erstmals wurde in der Türkei offen und 
wissenschaftlich über das Thema debat- 
tiert. Genau dies wollten die Reformgeg- 
ner verhindern, doch die türkische Regie- 
rung hat sich mit Bürgerrechtlern und kri- 
tischen Geistern solidarisiert. 
Die EU sollte dies nicht nur als deutlichen 
Fortschritt in der Türkei, sondern auch als 
Erfolg ihrer eigenen Politik begreifen, die 
die Reformen in der Türkei unterstützt. 
Sie sollte nicht den Fehler machen, die 
Gegner des Reformprozesses in  derTürkei 
als Grund für immer neue Hürden in den 
Beitrittsverhandlungen anzuführen und 
sie somit letztendlich zu stärken. Beitritt- 
gegner in der EU und Reformgegner in 
der Türkei, die vor allem im Polizei- und 
Justizapparat agieren, gehen somit eine 
unsägliche politische Allianz ein. 
Ein anderes wichtiges Beispiel ist die Zy- 
pern-Frage. Dort hat dieTürkei bis jetzt al- 
les getan, was die EU verlangt hat. Sicher, 
die Anerkennung Zyperns steht noch aus, 
und ein Beitritt der Türkei wird ohne eine 
solche Anerkennung sicher nicht erfol- 
gen. 
Aber die türkische Regierung hat gegen 
massive Widerstände im eigenen Land 
ernsthafte Gespräche mi t  der griechi- 
schen Seite durchgesetzt - mit  dem Er- 
gebnis, dass 65 Prozent der türkischen In- 
selbewohner für die Einheit stimmten, 
anders die Griechen im Süden, die die 
Union ablehnten. Die EU muss nun aber 
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stärker begreifen, dass das ,,Zypernpro- 
blem" in erster Linie mit  den Zyprioten 
gelöst werden muss,dass die EU eine neue 
Initiative zur Wiedervereinigung der Insel 
ergreifen muss. Würden endlich in Nord- 
Zypern die von der Europäischen Union in 
Aussicht gestellten Wirtschaftshilfen und 
Handelserleichterungen einsetzen und 
die Gemeinschaft so zu ihren eigenen Zu- 
sagen stehen, würde dies den gegenwär- 
t ig bestehenden Druck bei der Frage der 
formalen Anerkennung unnötig machen. 
Der Türkei würde es erleichtert, den Ver- 
pflichtungen aus dem Zollabkommen 
nachzukommen, insbesondere der Er- 
möglichung des Zugangs von zyprioti- 
schen Schiffen und Flugzeugen zu türki- 
schen See- bzw. Flughäfen. 
Die Gegner der Aufnahme von Beitrittsver- 
handlungen argumentieren unredlich,denn 
das,was ihnen unter dem Begriff,,Privilegier- 
te Partnerschaft" vorschwebt, hat das 
NATO-Land Türkei -Mitglied des Europarats 
und der Zollunion - schon lange. Es geht 
letztlich im Grundsatz darum, ob dieTürkei 
zur EU-Wertegemeinschaft gehören kann - 
nicht morgen, nicht übermorgen, sondern 
in 10 oder 20 Jahren. Dann wird entschie- 
den, ob dieTürkei dieselben Werte hat, wie 
wir sie heute in Deutschland als unabding- 
bar voraussetzen - die Gleichberechtigung 
von Mann und Frau,dieTrennung von Staat 
und Kirche sowie die Stellung von Minder- 
heiten. Wenn die Türkei das erfüllen kann, 
gehört sie zur EU, wenn nicht, wird der Be- 
tritt scheitern. 
DieTürkei ist heute auch wirtschaftlich noch 
nicht auf EU-Niveau,aber auch dieses Krite- 
rium wird die sie erfüllen, wenn am Ende die 
Beitrittsgespräche erfolgreich verlaufen.Die 
Türkei wird in den kommenden Jahrzehn- 
ten EU-Recht im Umfang von 75.000 Seiten 
Gesetzestext umsetzen müssen -vom Straf- 
recht bis zu Hygienevorschriften. Wenn die 
Türkei diesen Kraftakt meistert, wird sie eine 
Bereicherung für Europa sein. 
Deshalb gibt es für die EU auch kein Risiko 
bei den Beitrittsverhandlungen - nur die 
Chance, viel zu gewinnen. spw 5i2005 
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Volkspartei SPD? 
Einleitung zum 
Heftschwerpunkt 

von Björn Böhning, Reinhold Rünker 
und Joachim Schuster 

Die Bundestagswahl ist vorüber. unerheblich mit 
Sie hat in mehrerer Hinsicht eine Neu- dem programmati- 
ordnung im parlamentarischen System schen und poli- 
eingeleitet: Mit der Linkspartei.PDS ist t isch-praktischen 
eine neue politische Formation in den Bruch mit wohl- 
Bundestag eingerückt. Rot-Grün hat sie- fahrtsstaat l ichen 
ben Jahre nach parlamentarischer Um- Traditionen zu tun. 
setzung des sozial-ökologischen Pro- 
jekts keine Mehrheit mehr. Gerhard 
Schröder hat für seine Politik keine neue 
Bestätigung erhalten. Aber auch CDUI 
CSU und FDP haben für ihren marktradi- 
kalen Neuanfang keine Mehrheit unter 
der Bevölkerung gefunden. Im Gegenteil: 
Seit 1998 hat das bürgerliche Lager (so- 
fern wir die Grünen nicht dazu nehmen) 
kontinuierlich an Zustimmung verloren, 
das linke Lager aber ist gestärkt worden. 
Die Kommentatoren waren überrascht. 
Stehen wir vor einer ratlosen parlamen- 
tarischen Demokratie? Allein die Tage 
nach der Wahl haben gezeigt, wie unge- 
wohnt und unbedarft die Verantwortli- 
chen in der Politik mit dieser neuen Situ- 
ation umgehen. 

Vertrauenskrise der Volksparteien 
Eines überlagert alle diese Entwicklun- 
gen: Die beiden großen Volksparteien 
haben massiv an Vertrauen verloren und 
stehen vor einer Zeitenwende. Die SPD 
hat mit gut  34 Prozent ihr drittschlech- 
testes Ergebnis in der Geschichte der 
Bundesrepublik eingefahren. Die Union 
hat gegenüber den Umfragewerten er- 
heblich verloren und mit lediglich 35,2 
Prozent ihr zweitschlechtestes Ergebnis 
seit 1949 erzielt. Offenbar befinden wir 
uns inmitten eines Zersplitterungspro- 
zesses des politisch-parlamentarischen 
Systems. Mit offenem Ausgang. 
Zentrales Moment dieses Prozesses ist, 
dass beide Volksparteien ihre Integrati- 
ons- und Bindefähigkeit in ihrem Mili- 
eus sukzessive verlieren. Dies hat nicht 

Während die SPD 
mit  der Agenda 2010 in ihren eigenen 
Milieus stark an Zustimmung verliert, hat 
die Union in ihrer eigenen Wählerschaft 
keine Mehrheit für ihr marktradikales 
Programm erreichen können. Die Frei- 
burger Politikwissenschaftler Oberndör- 
fer, Mielke und Eith konstatieren schlicht: 
,,Die Sozialdemokraten wie nunmehr 
auch die Christdemokraten haben sich 
mit der programmatischen Ausrichtung 
ihrer jeweiligen Parteiführungen auf ei- 
nen mehr oder minder drastischen Ab- 
bau wohlfahrtsstaatlichen Strukturen 
dramatische lntegrationsprobleme bei 
ihren Anhängern in der Arbeiterschaft 
und in den unteren Mittelschichten ein- 
gehandelt. Zur Disposition steht nichts 
geringeres als die strukturelle Mehrheits- 
fähigkeit der beiden Volksparteien." 
Diese fehlende Binde- und Integrations- 
fähigkeit vor allem der SPD hat sich in 
den letzten beiden Jahren bereits abge- 
zeichnet und hat nicht zuletzt den Auf- 
stieg der Linkspartei beflügelt. 

Perspektiven der SPD als linke Volkspar- 
tei? 
Innerhalb der Sozialdemokratie existieren 
nun zwei Entwicklungslinien: Während die 
sozialdemokratische Linke vor dieser Ent- 
wicklung stets warnte und eine konsisten- 
te Politik für die abgehängten wie aufstre- 
benden Milieus einforderte, gerät das 
Konzept Volkspartei innerhalb der SPD 
immer mehr in die Defensive. 
Offen wird vor allem im sozialliberalen 
Bereich der Bruch mit der Volkspartei vo- 
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rangetrieben und die Lösung von ar- 
beitnehmerischen Traditionen der SPD 
vorgeschlagen. Zustimmung erhält diese 
Position aus dem Lager der Parawissen- 
schaft und der Demoskopie, welche die 
gesellschaftlichen Ausdifferenzierungs- 
Prozesse zum Ausgangspunkt der Auf- 
kündigung tradierter Parteibindungen 
nehmen. Die traditionelle Industriearbei- 
terschaft wird (zahlenmäßig und kultu- 
rell) als im Niedergang begriffen, sozial 
Ausgegrenzte zum Potenzial der Wahl- 
enthaltung gerechnet sowie die Kern- 
wählerschaft der SPD als nicht mehr vor- 
handen bezeichnet. Daraus wird ein Par- 
teienleitbild abgeleitet, das zwischen po- 
litisch-programmatischen ,,Milieu-Sur- 
fen" (das SPD-Wahlmanifest ist ein Para- 
debeispiel dafür) einer ,,Catch-All-Party" 
und Wahlkampfmaschinerieparteien US- 
Amerikanischen Vorbild pendelt. 
Michael Vester macht in seinem Beitrag 
deutlich, dass es eine relative Stabilität in 
den Klassenmilieus mit ihren Mentalitäten, 
Wertsystemen und sozialen Ordnungsvor- 
Stellungen gibt. Die,,Milieus der Arbeitneh- 
mer haben also nach Art von Familien- 
stammbäumen jüngere und modernere 
Zweige gebildet." (S. 16) Die Wahlniederla- 
gen der Volksparteien resultieren seines 
Erachtens nicht aus einer zunehmenden 
,,Volatilitätn der Wählerlnnen, sondern ei- 
ner Ausdifferenzierung, da sie ihre Interes- 
sen in den Volksparteien zunehmend we- 
niger vertreten sehen: entweder in zuneh- 
mende Wahlenthaltung oder aber durch 
Wahl kleinerer Parteien, wobei v.a. die 
Linkspartei.PDS viele enttäuschte traditio- 
nelle SPD-Wählerlnnen für sich gewinnen 
konnten. 
Während Vester eine Zukunft für die 
Volksparteien nicht ausschließt, wenn es 
ihnen wieder gelingt, die,,Aushandlungs- 
Strategien" zwischen den Milieus wieder 
zu etablieren, hält Franz Walter das Zeit- 
alter der Volksparteien für überholt. 
Nicht nur, dass internationale Vergleiche 



VOLKSPARTEI SPD? 

zeigen, dass sozialdemokratische Volks- 
parteien nicht mehr selbstverständlich 
über 30% des Wählerpotenzials mobili- 
sieren können - das gilt für die nieder- 
ländische PvdA ebenso wie für die italie- 
nischen oder auch skandinavischen sozi- 
aldemokratischen Parteien. Walter weist 
vor allem darauf hin, dass die Ausdiffe- 
renzierungen der Parteienlandschaften 
der Ausdifferenzierung der Milieus fol- 
gen und somit viel authentischer Positi- 
onen entwickelt und vertreten werden 
könnten, als dies in den traditionellen 
Volksparteien möglich gewesen wären. 

Alles Mitte, oder was? 
Wie unreflektiert innerhalb der SPD De- 
batten über die Zukunft der linken 
Volkspartei geführt werden, zeigen nicht 
zuletzt die Auseinandersetzung um den 
Wahlausgang und dessen Folgen. Wäh- 
rend der Parteivorsitzende die SPD als 
Partei der ,,linken Mitte" positionieren 
will, warnten der amtierende Wirtschafts- 
minister Wolfgang Clement und Peer 
Steinbrück unisono vor einem ,,Links- 
ruck" der SPD und forderten die Orientie- 
rung der SPD in der Mitte des politi- 
schen Systems. Die ,,Mitten oder auch die 
,,neue Mitte" ist dieser Denkrichtung zu 
einer politischen Leerformel geworden, 
ebenso wie,,neu",,,modern" oder,,radikalU. 
lrgendwo zwischen links und rechts 
wird schon die,,MitteU sein. Unterm Strich 
bleibt davon allerdings nicht viel mehr 
als opportunistischer ,,Zentrismus", Poli- 
tik nach Notwendigkeiten und Alterna- 
tivlosigkeiten mit neoliberalem Vorbild. 
Eine solche auf kurzfristige Zustimmung 
ausgerichtete Politik ist allerdings alles 
andere die Zukunft der SPD als Volks- 
partei. Die letzten sieben Jahre haben 
dies ausreichend gezeigt, wie der Leiter 

der DGB-Grundsatzabteilung, Hans-Joa- 
chim Schabedoth, in seinem Beitrag dar- 
legt. 
Einig sind sich alle Autoren im Schwer- 
punkt, dass es ein Fehler sei, sollte die 
SPD ihre Koalitionsoptionen allein auf 
die Zusammenarbeit mit CDUICSU be- 
schränken. Nicht nur Stephan Bliemel 
aus Mecklenburg-Vorpommern wirbt für 
eine konstruktive Auseinandersetzung 
mit der LinksparteLPDS. Auch Michael 
Schmidt, bis vor einigen Monaten Unter- 
bezirksvorsitzender der SPD Leverkusen 
und nach Selbstbekundung ein ,,Mann 
der pragmatischen Mitte", plädiert für 
eine selbstbewusste Diskussion mit der 
Linkspartei.PDS und will eine künftige 
Zusammenarbeit nicht ausschließen. 
Die sozialdemokratische Linke hat sich 
immer am Konzept der Volksparteien ori- 
entiert und dieses Leitbild auch in den ta- 
gespolitischen Auseinandersetzungen 
hoch gehalten. Dies nicht als Selbstzweck, 
sondern als strukturalistische Notwendig- 
keit, um für linke, radikalreformerische Po- 
litik parlamentarische Mehrheiten in mo- 
dernen repräsentativen Demokratien zu 
erlangen. Zugleich geht es uns stets um ei- 
nen Ausgleich zwischen den unterschiedli- 
chen sozialdemokratischen Milieus, ein 
Bündnis zwischen Aufsteigern und Ausge- 
grenzten sowie die organisatorische, kul- 
turelle und personelle Verankerung in den 
relevanten Teilen der Gesellschaft. Wir wis- 
sen aber zugleich, dass dies heute kaum 
mehr gegeben ist und erheblichen Anteil 
an der Strukturkrise der SPD hat. Es stellt 
sich daher nach dieser Bundestagswahl 
die Frage nach der Zukunft der Volkspartei 
SPD. 
Vorschläge zur Parteireform und zur pro- 
grammatischen Weiterentwicklung der 
Volkspartei sind stets als Anforderung an 

die Linke gestellt worden. Deshalb muss 
die SPD-Linke, will sie gesellschaftliche 
Entwicklungen nicht verschlafen, ihr Par- 
teienleitbild neu überdenken und organi- 
satorische wie programmatische Strategi- 
en für die Zukunft einer linken, sozialde- 
mokratischen Volkspartei entwerfen. Wolf 
Kutzer, der für den SPD Bezirk Hannover an 
der Beck-Kommission teilgenommen hat, 
kritisiert in seinem Beitrag die unzurei- 
chenden Vorschläge zur Parteireform. In 
ihrem Beitrag auf der DL21-Tagung am 24. 
September weist Andrea Nahles zu Recht 
darauf hin, dass die notwendige Organisa- 
tionsreformen in der SPD zur Zeit wohl 
eher als Prozess der kontinuierlichen Ver- 
besserung initiiert werden müsse (hier im 
Heft auf 5.516). 

Die SPD braucht wieder eine eigene,,Er- 
zählung" 
Horst Heimann greift in seinem Beitrag 
die Vorschläge auf, die Björn Bohning 
und Reinhold Rünker vor einiger Zeit zur 
Entwicklung der Zeitschrift spw gemacht 
hatten: Entlang ,,großer Linien" solle spw 
Alltagsphänomene theoretisch kontro- 
vers diskutieren (vgl. spw 143). Heimann 
kritisiert nun, dass der Sozialdemokratie 
eine eigene ,,Erzahlung", eine eigene 
Darlegung der Weitsicht und Zukunfts- 
perspektiven fehle: .Wie kann eine .er- 
neuerte sozialistische Theorieaneig- 
nung" möglich sein, wenn nicht einmal 
zu klaren versucht wird, was ,,sozialis- 
tisch" eigentlich bedeuten konnte?! 
Auch die anschwellende Freude daruber, 
dass ,,Kapitalismuskritik sogar wieder 
„von oben" abgesegnet wird, sollte 
durch die Einsicht relativiert werden: Wer 
vom Sozialismus nicht reden will, sollte 
auch den Kapitalismus nicht kritisieren". 
Recht hat er. SPW 5 /ZOO3 
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Das Fiasko der,neuen Mitte' 
Die Bundestagswahl 2005 und die Orientierungen 
der gesellschaftlichen Milieus 

Von Michael Vester 

Das Bundestagswahl hat eine 
neuartige Situation geschaffen. Die Wäh- 
lerinnen und Wähler haben einer Moder- 
nisierung, die die soziale Balance außer 
Acht lässt, eine Abfuhr erteilt. Die Volkspar- 
teien haben für ihre Wunschkoalitionen 
keine Mehrheit erhalten und müssen sich 
mit Alternativen auseinandersetzen, die 
von den erstarkten kleinen Parteien reprä- 
sentiert werden. Das Ergebnis hat den mo- 
dischen Konzepten der letzten Jahre, dem 
,,volatilen Wechselwähler" und ,,der neuen 
Mitte", den Boden entzogen. Aber auch die 
umstandslose Rückkehr zu traditionellen 
Umverteilungskonzepten wäre nicht 
mehrheitsfähig. Wie könnte ein neuer his- 
torischer Kompromiss für eine sozial ba- 
lancierte Modernisierung zustande kom- 
men? 

1. Blockierung oder neue Beweglichkeit? 
Die Bundestagswahl 2005 birgt die Chan- 
ce für einen Neubeginn, so wie dies bei 
den Wahlsiegen der SPD Willy Brandts 
1972 und auch unter der Parole ,,Innovati- 
on und Gerechtigkeit" 1998 möglich war. 
Wenn wir verstehen, warum diese Auf- 
bruchsbewegungen in Blockaden endeten 
und demoralisiert wurden, können wir 
auch verstehen, wie die für einen sozial 
ausgewogenen Reformkurs unerlässliche 
Mobilisierung und Ermutigung der Kräfte 
in Parteien und Gesellschaft erneuert wer- 
den könnte. 
Das Wahlergebnis i s t  machtpolitisch kom- 
pliziert, aber gesellschaftspolitisch ermög- 
licht es eine neue Beweglichkeit. Das 
Wahlvolk hat ein machtpolitisch Mandat 
zum,,Durchregieren" (Merkel) oder zur,,Ge- 
schlossenheit" (Schröder) verweigert. Die 
von Merkel und Schröder repräsentierten 
Volksparteien sind auf ein historisches Tief 
von 35,2 (-3,3) und 34,3 (-4,3) Prozent ge- 
fallen, das ihre Wunschkoalitionen un- 
möglich macht. Schwarzgelb vereinigt 45,O 
Prozent, Rotgrün 42,4 Prozent. Damit ist, so 
Bettina Gaus in der ,tazl (23.9.05, S. I), das 
Wahlergebnis ,,sehr viel klarer, als die selt- 
samen Rangeleien von Spitzenpolitikern 
derzeit nahe legen: Eine große Mehrheit 

der Bevölkerung steht Veränderungen 
nicht prinzipiell ablehnend gegenüber, will 
aber den Sozialstaat nicht wegreformiert 
sehen. Eine relevante Minderheit wünscht, 
dass Positionen, die grundsätzlich vom 
Konsens der Altparteien abweichen, im 
Parlament gehört und berücksichtigt wer- 
den müssen. Diese Minderheit hat links 
gewählt." 
Gleichzeitig hat der Souverän der ,,Links- 
partei" nicht das gesamte Potential ihrer 
Sympathisanten von etwa 18 Prozent zu- 
gewiesen, sondern nur 8,7 Prozent. So exis- 
tieren neben der,,Linkspartein auch andere 
linke Potentiale als Wählerklientele von 
SPD, Grünen und CDU. Vielleicht führt dies 
mittelfristig zu einem Ende der konzeptio- 
nellen Stagnation und damit auch zu ei- 
nem innovativen, neukeynesianischen 
Ausweg aus der wirtschaftlichen Stagnati- 
on. 
Die Neuwahl war nötig gewesen aufgrund 
einer Blockierung der politischen Ent- 
scheidungsfähigkeit. Diese bestand vor- 
dergründig zwischen Bundestag und Bun- 
desrat, zwischen Regierungskoalition und 
Opposition. Entstanden war sie durch den 
Vertrauensverlust der Sozialdemokratie in 
den Ländern, der nach 1998 teilweise und 
nach 2002 flächendeckend zu nie dagewe- 
senen bis zu zweistelligen Verlusten an 
Wählerstimmen, zum Austritt vieler ihr Le- 
ben lang für die SPD engagierter Mitglie- 
der und zum Machtverlust auf Länderebe- 
ne geführt hatte. Damit verbunden war 
auch eine Blockierung innerhalb der Par- 
teien, die die Debatten zwischen den FIü 
geln um Alternativen und um die Akzep- 
tanz im Wahlvolk stillstellte. 
Das Gebot der Geschlossenheit im Han- 
deln ist legitim. Fatal für demokratische 
Parteien war es aber, dieses auch auf die 
dem Handeln vorausgehende Meinungs- 
bildung auszudehnen. Zentrale ~ntschei- 
dungen - nicht allein, aber am sinnfälligs- 
ten bei der ,Agenda 2010' - wurden ohne 
vorausgehende Verständigung zwischen 
den verschiedenen Strömungen von oben 
durchgesetzt. Dieser Stil hat nicht nur au- 
toritäre Führer-Gefolgschafts-Strukturen 
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begünstigt. Er hat auch verhindert, dass 
die - durchaus notwendigen - Innovatio- 
nen sozial ausbalanciert wurden. Steigen- 
de Belastungen und Unsicherheiten für 
die Arbeitnehmer, die, wie Hartz IV, die Ent- 
stehung einer neuen sozialen Unterschicht 
beschleunigen, wurden kombiniert mit 
enormen, vor allem steuerlichen Entlastun- 
gen für die großen Unternehmen. 
Dahinter stand - daran ist nicht zu zwei- 
feln - keine moralische Unempfindlichkeit 
oder Mangel an Integrität, sondern der 
missionarische Glaube an die Verheissun- 
gen der wirtschaftsliberalen Ideologie - 
Leistungssteigerung unten, beschäfti- 
gungswirksame Investitionen oben. Und 
damit auch die Überzeugung, damit das 
Wahlversprechen einer Mobilisierung der 
wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit und 
eines wesentlichen Abbaus der Arbeitslo- 
sigkeit einlösen zu können. 
Dass diese Erwartungen sich bisher nicht 
erfüllt haben, dass die Massenarbeitslosig- 
keit am unteren Ende der Gesellschaft 
und die Stagnation der Einkommen und 
sozialen Standards in der großen Arbeit- 
nehmermitte zugenommen haben, hat die 
Volksparteien - schon seit Beginn der 
1990er Jahre - viel von ihrer Mobilisie- 
rungs- und lntegrationskraft gekostet und 
eine parteipolitische Verdrossenheit von 
60 und mehr Prozent der Bevölkerung er- 
zeugt. Dies ist beredtes Zeugnis der Krise 
der politischen Repräsentation, der Ent- 
fremdung der politischen Repräsentanten 
von den sozialen Ordnungs- und Gerech- 
tigkeitsvorstellungen der zu repräsentie- 
renden Volksmilieus. 
Seit dem 18. September 2005 bildet die 
Konstellation eines neuen Parteienpluralis- 
mus die Ausgangslage für einen mittelfris- 
tig möglichen neuen historischen Kom- 
promiss zwischen den in der Bevölkerung 
tatsächlich vorhandenen Milieus und La- 
gern. Anstelle der innerparteilichen Gleich- 
schaltung hat das Wahlvolk den Zwang 
zur Verständigung zwischen unabhängi- 
gen Akteuren gewollt, die den Volkswillen 
vergleichsweise weniger unverzerrt reprä- 
sentieren als bisher. 
Dies wird aber nur dann möglich sein, 
wenn der ideologische Nebel fortgeblasen 
wird, den der langjährige selbstgefällige 
Konsens zwischen den dominanten Ak- 
teuren der Parteien- und Medienbühne 
gebildet hat. Die Klugheit der Wählerinnen 



und Wähler hat, in verteilten Rollen, die- 
sem ideologischen Gespinst eine Abfuhr 
erteilt. Gescheitert sind vor allem die 
marktradikalen Ideologien, die ein völlig 
wirklichkeitsfremdes Bild von der Mentali- 
tät der Bevölkerung, vom Wahlverhalten, 
von den Ursachen der wirtschaftlichen 
Stagnation und von der Rolle der Politik 
zum unhinterfragten und unhinterfragba- 
ren Dogma entwickelt haben. Die wirt- 
schaftliche Stagnation und die politischen 
Blockierungen hatten sich gegenseitig be- 
dingt. Diese ideologischen Konzepte müs- 
sen wir uns vor Augen führen, wenn wir 
die Bedingungen eines neuen frischen 
Windes verstehen wollen. 

2.Wechselwähler oder Lagerwähler? 
Mit der Wahl vom 18. September hat sich 
als erstes die modische These des indivi- 
dualisierten Wechselwählers, der durch 
Medien und Politiker kurzfristig zu mobili- 
sieren sei, als optische Täuschung erwie- 
sen. Nicht die Parteibindungen im einzel- 
nen, aber doch die Bindungen an die bei- 
den großen Lager der ,,bürgerlichenu und 
der ,,linkenn Parteien haben sich als lang- 
fristig stabil und entscheidend erwiesen. 
Dies entspricht dem Konzept der klassi- 
schen, von Lazarsfeld (1968 [1944]) sowie 
Lipset und Rokkan (1967) begründeten 
Wahlsoziologie, die, in modernisierter und 
differenzierter Form, heute in den Sam- 
melbänden u.a. der Freiburger Schule 
Oberndörfers (Eith/Mielke 2001), von Nie- 
dermayer (2003) oder Brettschneider, Deth 
und Roller (2002, 2004) und auch in der 
hannoverschen Wahlforschung (Geiling 
2003) vertreten wird. 
In der Politikberatung und der Medienöf- 
fentlichkeit ist in den letzten Jahren 
allerdings das Konzept des individualisier- 
ten, bindungsfreien Wählers beherrschend 
geworden. Dieses Konzept geht, mit dem 
Soziologen Beck (1 986), von der These der 
,,Erosionu der sozialen Milieus aus, die in 
verschiedener Form von renommierten 
Kanzlerberatern wie den Soziologen Gid- 
dens (1 999) und Negt (2005) und der Leiter 
des Berliner Forsa-Instituts, Güllner (Güll- 
ner u.a. 2005) vertreten wird und auch 
dem Zielgruppenkonzept der ,,neuen Mit- 
te" zugrundelag. Nur eine Woche vor der 
Bundestagswahl des 18.9.2005 haben Güll- 
ner u.a. einen anspruchsvollen Sammel- 
band herausgebracht. Dessen Autoren be- 
tonen gegenüber der Freiburger Schule 
die eigene ,,zentrale Stellung" und die Ak- 
tualität ihrer These der ,,Entstrukturierung 
des Wählermarktes und des Wählerverhal- 
tens ... Ein wichtiges Merkmal des indivi- 
dualisierten Wählers in der Mediendemo- 
kratie i s t  die starke Orientierung an den 
kurzfristigen Einflussfaktoren der Wahl- 
entscheidung, also den politischen Streit- 
fragen, den Problemlösungskompetenzen 
und den Spitzenkandidaten. Langfristige 
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Parteibindungen treten demgegenüber in 
den Hintergrund." (Ohr, in:Güllner u.a.2005, 
S. 7,9, Hervorh. hinzugefügt) 
In fast allen Medien ist diese Tendenzan- 
nahme verabsolutiert worden in der These 
des unberechenbaren oder,,volatilen", also 
,flatterhafteni, Wechselwählers. Diese These 
war wesentlich mitverantwortlich für den 
Verlauf des Wahlkampfes - nicht aber für 
das Wahlergebnis. Sie war, wie ich aufzei- 
gen möchte, mitverantwortlich dafür, dass 
die Demoskopen der CDU monatelang 6- 
7% mehr voraussagten als die dann erhal- 
tenen 35,3%, während die Voraussagen 
für die SPD dagegen weniger als 1% von 
den erreichten 34,3% abwichen (,Spiegel1- 
Wahlsonderheft '05, S. 63). 
Die hohen CDU-Voraussagen waren äu- 
ßerst folgenreich. Angesichts dieser Sie- 
gesgewissheit hielten es 1,3 Millionen 
CDU-Anhänger für kein Risiko, die FDP zu 
stärken, die einen entschieden wirtschafts- 
liberalen Kurs und die Verhinderung einer 
Große Koalition versprach. Durch diese 
2,6% erreichte die FDP ihr Rekordergebnis 
von 9,8%. Die Siegesgewissheit trug 
sicherlich auch dazu bei, dass Angela Mer- 
kel es für kein Risiko hielt, am 17. August 
den früheren Verfassungsrichter Paul 
Kirchhof mit seinem die Wohlhabenden 
begünstigenden Finanzkonzept in ihr 
,,Kompetenzteam" zu berufen und damit, 
wie eine Zeitung schrieb, die ,,neoliberale 
Katze aus dem Sack zu lassen". Kirchhof 
wiederum ermöglichte Gerhard Schröder 
seine Kampagne gegen die ,Politik der so- 
zialen Kälte' der CDU. Mit dieser mobilisier- 
te er, nach einem fast dreijährigen Umfra- 
getief von meist unter 30%, von Mitte Au- 
gust bis Mitte September die vier Prozent, 
die die SPD über die 30-Prozent-Marke ho- 
ben (,Spiegel1 22.8.2005, S. 23). 

Die Legende einer ,,Chaos-Wahl" (,Spiegel1 
2005, 5. 1) oder ,,Sensationswahln (,Focusl 
Wahl-Spezial 2005, S. I )  war geboren.,,Noch 
nie wurden Politiker und Medien von ei- 
ner Wahl so überrumpelt", titelte ,DIE ZEIT' 
(22.9.05, 5.1). Die Umfrageinstitute führten 
diesen anscheinenden ,,Last-Minute- 
Swing" (,Focusi, ebd., S. 22) von der Union 
zur SPD auf den hohen Prozentsatz von 
mindestens 20% (2002 waren es 13%) der 
Stimmberechtigten zurück, die bis kurz vor 
der Wahl noch unentschlossen gewesen 
waren (,Focusi, ebd., 5.23). Die Medien hat- 
ten in ihnen schon vor der Wahl die be- 
rühmten Wechselwähler vermutet, die 
sprunghaft, unberechenbar und kurfristig 
beeinflussbar seien. Gerhard Schröder ließ 
sich selbst als den Urheber jenes sensatio- 
nellen Swings von vier Prozent und des 
,,Absturzesn der CDU bejubeln und bean- 
spruchte nun die Kanzlerschaft. 
Demgegenüber sind die realen Daten äu- 
ßerst ernüchternd: Im Vergleich mit der 
Bundestagswahl 2002 gab es keinen 
Swing von der SPD zur CDU/CSU und auch 
keinen ,,Absturzn der CDUICSU. Auffällig 
war vor allem die hohe Zahl von Unent- 
schiedenen bis zum Wahltag. Infratest 
dimap präzisierte, 28% hätten sich erst 
während der letzten Tage vor der Wahl 
entschieden, darunter 13% erst am Wahl- 
Sonntag selbst (wahl.tagesschau.de, 
19.9.2005).,Focus' (ebd., S. 23) gibt an, von 
den ,,Kurzentschlossenen" seien 34% zur 
SPD, 30% zur Union, aber noch mehr, näm- 
lich 36%, zu den kleinen Parteien gegan- 
gen. Im Ergebnis aber haben sich, nach 
diesen Schwankungen, aber doch die Iän- 
gerfristigen Lagerbindungen durchgesetzt. 
Dies zeigt die Bilanz der Wählerwanderun- 
gen seit der Bundestagswahl2002 (,Focusl, 
ebd., S. 22). So verzeichnet die Bilanz nicht 
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den behaupteten Swing von der CDU zur 
SPD. Die SPD hat sogar etwas, nämlich 
1,3%, an die Union verloren. Vor allem aber 
hat sie an die Linkspartei (2,0%), an die 
,,Grünenn (0,4%) und an die Nichtwähler 
(1 ,I %) verloren. Die größten Unionsverlus- 
te (3,3%) gingen an die FDP (2,6%) und die 
Nichtwähler (1,5%). Die Daten bestätigen 
also, dass es sich primär um Wanderungen 
innerhalb des bürgerlichen und des linken 
Parteienlager und zu den Nichtwählern, als 
einer reserve dieser Lager, handelt. 
Es liegt nahe zu vermuten, dass die zu 
hohe Wahlprognose für die CDUICSU 
nicht auf falschen Erhebungen, sondern 
darauf beruht hat, da die Gruppe der,,Un- 
entschiedenen" gleich Null gerechnet wur- 
de, als würde sie sich später proportional 
auf die Präferenzen der etwa 70% ,,Ent- 
schiedenen", bei denen die CDU dominier- 
te, aufteilen. Aber sie gingen, so die ge- 
nannten Daten, allenfalls zu 30% an die 
CDU. Die Unentschiedenen haben nicht 
die CDU symmetrisch gestärkt, sondern 
überwiegend das linke Lager, in dem die 
Vertrauenskrise noch größer war. 
Schröders Kampagne hat also hauptsäch- 
lich dazu beigetragen, ein noch schlechte- 
res Ergebnis zu verhindern, indem sie die 
Abwanderungen von enttäuschten SPD- 
Wählern zur Linkspartei und zu den Nicht- 
wählern bremste oder umkehrte. Denn die 
von ihm geführte SPD hatte ja bereits seit 
1999 partiell und seit 2003 flächendeckend 
hohe, zunehmend zweistellige Stimmen- 
verluste hinnehmen müssen, die sie die 
Regierungsmacht in sechs Ländern koste- 
te (in Hessen, Sachsen-Anhalt, Niedersach- 
sen, Saarland, Schleswig-Holstein, Nord- 
rhein-Westfalen). Auch diese verheerenden 
Verluste waren kein Swing sprunghafter 
Wechselwähler ins andere Lager, sondern, 
wie statistische Analysen bestätigen, pri- 
mär Wahlenthaltungen der eigenen ar- 
beitnehmerischen Klientel. - Die Wahlfor- 
schung der Freiburger Schule fasst für die 
SPD zusammen: ,,Wie schon 2002 hat der 
Kanzler mit dem Kunstgriff einer rhetori- 
schen Re-Traditionalisierung der SPD und 
seiner Politik die spannungsgeladene At- 
mosphäre eines symbolischen Richtungs- 
wahlkampfes zwischen einer auf Gerech- 
tigkeit und soziale Balance ausgerichtete 
SPD und einer auf soziale Kälte und Ge- 
fährdung eben dieser Balance abzielenden 
neoliberalen Opposition aus Union und 
Liberalen zu erzeugen versucht. Mit dieser 
Re-Traditionalisierung sollten die ... Assozi- 
ationen der sozialdemokratischen Regie- 
rungspolitik mit Hartz IV und der Agenda 
201 0 überspielt werden. Und zweifellos hat 
diese atmosphärische Zuspitzung ... den 
Absturz unter die 30-Prozent-Grenze ver- 
hindert." (Oberndörfer u.a. 2005) 
Der Kreis von Intellektuellen und Gewerk- 
schaftern, die dennoch mit Günter Grass 
die Wahlanzeige ,,Für eine starke SPD" un- 

terzeichnet haben, haben sich zwar die- 
sem symbolisch anti-neoliberalen Rich- 
tungswahlkampf angeschlossen. Aber ihr 
Aufruf formuliert einen Vorbehalt, einen in 
der nächsten Wahlperiode einzulösenden 
Anspruch: ,,Es geht darum, ein möglichst 
großes Maß an sozialer Gerechtigkeit zu 
verwirklichen: beim Zugang zu Bildung 
und Arbeit, bei der Teilhabe an Bildung 
und Kultur und bei der Verteilung des er- 
wirtschafteten Reichtums in der Gesell- 
schaft." (taz, 16 .9.2005, S. 7) Dies ist eine 
Mahnung: Das Mandat meint für die SPD 
und ihre Abgeordneten nicht eine bedin- 
gungslose Unterstützung der Agenda 
2010, sondern die Wiederherstellung der 
sozialen Balance. 

3. Neue Mittelschichten oder neue Arbeit- 
nehmer? 
Die Wahlergebnisse sind bedeutsam für 
die Kontroverse zwischen den beiden 
Hauptrichtungen der Wahlforschung 
darüber, ob die sozialstrukturellen Veror- 
tungen der Wählerschaft und damit der 
Parteien sich auflösen. Nicht kontrovers in 
der Wahlforschung sind der Bedeutungs- 
verlust der großen Volksparteien und die 
Überzeugung, dass die Ursachen dafür im 
Wandel der Sozialstruktur gesucht werden 
müssen (Oberndörfer u.a. 2005; Güllner u.a. 
2005; Güllner It. ,Frankfurter Rundschau', 
21.9.2005, S. 2; Niedermayer 2003; Brett- 
schneider u.a. 2002). Kontrovers ist aber, 
worin dieser Wandel besteht. 

Die lndividualisierungsthese geht von 
der Entstrukturierung aus, durch die die 
Wähler unabhängig von den Milieus und 
damit unkalkulierbar werden. - Die klassische Wahlsoziologie geht von 
einer Umstrukturierung aus. Danach sind 
die Wählerbindungen immer noch nach 
,,cleavagesU oder ,,KonfliktlinienM struktu- 
riert. Diese sind allerdings mehrdimensio- 
nal und haben auch einen Formenwandel 
durchgemacht. Wenn man diesen Wandel 
berücksichtigt, sind sie immer noch eine 
gute Prognosegrundlage. 
Theoretisch schließt das erste Konzept an 
ökonomische Modelle atomistischer Märk- 
te an, das zweite an das Modell strukturier- 
ter Felder. 
Das Marktmodell vermutet eine ,,Entkop- 
pelung der Beziehungen zwischen politi- 
schen Parteien und Wählern", verursacht 
durch eine veränderte ,,Nachfrageu, d.h. 
eine nachhaltige Veränderung der Werte, 
ideologischen Orientierungen und vor al- 
lem der Parteiidentifikation ,,als eine lang- 
fristig-stabile, emotional abgestützte Bin- 
dung" (Güllner u.a. 2005, S. 15). Angeführt 
werden zwei Phänomene: Die Lockerung 
der Bindung an die SPD wird auf den 
,,wirtschaftlichen Strukturwandel" zurück- 
geführt, der die Bedeutung der sozio-öko- 
nomischen Konfliktlinie ,,fundamental ver- 
ändert" habe (ebd., S. 16). Durch die,,starke 

Ausweitung des Dienstleistungssektors" 
sei die traditionelle Arbeiterschaft mit ih- 
ren gewerkschaftlich geprägten Wertvor- 
stellungen auf etwa 20% der Wählerschaft 
geschrumpft. Gewachsen sei 
demgegenüber der ,,so genannte ,neuel 
Mittelstand", bestehend aus den ,,nach- 
wachsenden Generationen von Angestell- 
ten und Beamten" (ebd., S. 16). Die Locke- 
rung der Bindungen an die CDU wird auf 
die ,,zunehmende Entkirchlichung als eine 
Spätwirkung der Rationalisierung moder- 
ner Gesellschaften" bezogen, durch die die 
kirchlich-konfessionelle Cleavage stark an 
Bedeutung verloren habe (ebd., S. 17). [Kri- 
tik?] 
Die sozialstrukturellen Veränderungen 
sind empirisch unbestreitbar. Das Problem 
liegt darin, dass sie hier nicht als relative 
Veränderungen, sondern als absolut gel- 
tende allgemeine Trends gesehen werden: 
nicht als Wandel, sondern als ,,Erosion sozi- 
aler Milieus" (ebd., S. 17). Belegt wird dies 
nicht mit empirischen Untersuchungen, 
sondern mit zwei Deutungsfiguren aus 
den 1980er Jahren. Die erste, die Individua- 
lisierungsthese von Ulrich Beck (1986, S. 
122), beschreibt die zunehmende individu- 
elle Unabhängigkeit und Horizonterweite- 
rung: dass die Zunahme von Wohlstand 
und Sozialstaatlichkeit auch zu einem kol- 
lektiven ,,Mehr an Einkommen, Bildung, 
Mobilität, Recht, Wissenschaft, Massenkon- 
sum" und dazu führe, dass ,,subkulturelle 
Klassenidentitäten und -bindungen aus- 
gedünnt und aufgelöst" würden. Die zwei- 
te Beobachtung, die These der kognitiven 
Mobilisierung von Dalton (1984), geht 
davon aus, dass die Bildungsexpansion 
die Bürger befähige, in einer komplexen 
politischen Wirklichkeit eher zu einem ei- 
genständigen politischen Urteil zu gelan- 
gen und damit eher unabhängiger von 
der Autorität einer Partei zu werden. Kurz, 
beide Thesen beschreiben nichts anderes 
als die Zunahme von Mündigkeit, d.h. der 
Emanzipation von äußeren Vormund- 
schaftsinstanzen. 
In einer großen qualitativen wie quantita- 
tiv-repräsentativen Untersuchung (Vester, 
von Oertzen, Geiling u.a. 2001 [1993]) ha- 
ben wir schon 1991 ermittelt, dass es diese 
Tendenzen gibt, dass sie aber relativ und 
nicht absolut wirken: Die Klassenmilieus 
mit ihren Mentalitäten, Wertsystemen und 
sozialen Ordnungsvorstellungen haben 
sich nicht aufgelöst, wohl aber in sich 
selbst modernisiert dadurch, dass die jün- 
geren Generationen, die eher in Dienstleis- 
tungen als in Industrie und Landwirtschaft 
arbeiten, eigenständiger, eigenverantwort- 
licher und reflexiver geworden sind. Die 
Milieus der Arbeitnehmer haben also nach 
Art von Familienstammbäumen jüngere 
und modernere Zweige ausgebildet. Aber 
auch diese erfahren und verorten sich 
immer noch vertikal als Arbeitnehmer. Kurz, 



die vertikalen Klassengegensätze haben 
sich nicht aufgelöst. Sie haben sich hori- 
zontal differenziert. Dem entspricht auch 
eine stärkere Neigung zu einer anderen, 
damals neuen Partei des linken Lagers, 
den ,,Grünenn. Die Differenzierung des lin- 
ken Parteienlagers in SPD und,,Grünen ent- 
sprach also der Differenzierung der sozia- 
len und kulturellen Strukturen. 
Sehr ähnliche Ergebnisse zeitigten die 
umfangreichen statistischen Untersuchun- 
gen des Mannheimer Sozialstrukturfor- 
schers Walter Müller (1997 U. 1998). Die 
wachsenden Angestellten- und Beamten- 
schichten sind danach kein amorphes 
oder ,heterogenes Aggregat', wie dies im 
Güllner-Band (Ohr, in Güllner, ebd., S. 17) 
angenommen wird, sondern in sich verti- 
kal und horizontal geteilt. Die vertikale Tei- 
lung sieht Müller zwischen Unterneh- 
mensmanagern und höheren Beamten 
einerseits, die bürgerliche Parteien vorzie- 
hen, und Beschäftigten der sozialen und 
kulturellen Dienste andererseits, die sich 
stärker der SPD und den ,,Grünenn verbun- 
den fühlen. horizontal. Die horizontale Tei- 
lung besteht zwischen eher konservativen 
oberen Klassenfraktionen (der ,,administra- 
tiven Dienstklasse" von Managern usw.) 
und eher rot-grün tendierenden oberen 
Gruppen (den ,,Expertenn, die professional- 
le und semiprofessionelle technische und 
naturwissenschaftliche Berufe ausüben, 
und der ,,sozialen und kulturellen Dienst- 
klasse"). Müller bestätigt damit die hori- 
zontale Differenzierung der Sozialstruktur 
in Richtung der Humandienstleistungen, 
in denen eben häufiger ,,grünn oder ,,rot- 
grün" gewählt wird. 
Diese horizontale Differenzierung kombi- 
niert sich mit einer fortwirkenden und, wie 
die klassische Forschungsrichtung hervor- 
hebt (u.a. EithIMielke 2001, Brettschneider 
2002), revitalisierenden Virulenz der verti- 
kalen sozioökonomischen Teilung. 
Der Vertrauensverlust der Volksparteien ist 
auch nach Niedermayer (2003) nicht einsei- 
tig mit einer Erosion der Milieus zu erklä- 
ren. Zwar verloren die Volksparteien seit 
den 1980er Jahren an Integrationskraft. Die 
SPD fiel nach 1980, die CDU nach 1994 in 
Bundestagswahlen immer häufiger unter 
40%. Der jetzige Rückgang beider von 
38,5% (2002) auf um 35% (2005) markiert 
keine sensationell neue Tendenz, sondern 
entspricht den Entwicklungen der 1990er 
Jahre. Schon damals lag die CDU einmal 
bei 35,1% (1998) und die SPD einmal bei 
33,5% (1990) und ein anderes Mal bei 
36,4% (1 994). Vor allem haben sich die bei- 
den großen Parteienlager trotz gewisser 
Schwankungen langfristig überraschend 
stetig entwickelt. Dabei i s t  von 1980 bis 
2005 nur das bürgerliche Lager (CDU/CSU 
und FDP) geschrumpft, und zwar nachhal- 
tig um etwa 10% auf 45,0%. Die Abnahme 
der SPD dagegen war seit 1980 (und be- 

schleunigt seit der deutschen Vereinigung 
von 1990) mit einer allmählichen Auswei- 
tung des gesamten linken Parteienlagers 
um etwa 6% auf 51,1% verbunden - auf- 
grund einer Herausdifferenzierung von 
,,Grünenu und PDSILinkspartei auf Kosten 
der SPD (und eben auch teiweise des bür- 
gerlichen Parteienlagers). In diesem Pro- 
zess hat das linke Parteienlager 1998, zum 
ersten Mal in seiner Geschichte, Parität mit 
dem bürgerlichen Lager erreicht. 
Angesichts der neuen Entwicklungen und 
Differenzierungen hat die klassische Wahl- 
forschung für eine offenere und heuristi- 
sche Handhabung des Cleavage-Ansatzes 
optiert, welche die ursprünglich von Lip- 
set und Rokkan (1967) formulierten vier 
historischen Cleavages allgemeiner fasst 
und um neue Clevages ergänzt (EithIMiel- 
ke 2001, Vesterlvon OertzenIGeiling u.a. 
2001 [ I  9931, Brettschneider u.a. 2002, Nie- 
dermayer 2003). Dabei wird die vertikale 
Teilung zwischen Arbeitern und Unterneh- 
mern erweitert; sie schließt nun auch den 
Gegensatz zwischen Arbeitnehmern und 
Managern mit ein. Hinzugenommen wird 
die dazu quer verlaufende neue horizonta- 
le Teilung, die die Modernisierung der Mi- 
lieus zwischen ,Autoritarismus' und ,Liber- 
tarismus' (Flanagan 1987) oder zwischen 
,traditionellen1 und,modernenl Wirtschafts- 
sektoren bzw. Milieus (Müller 1997 U. 1998, 
Vester u.a. 2001 [1993]) ausdrückt. Auf die- 
ser horizontalen Achse ließe sich auch die 
Entkirchlichung abtragen. 
Dieses Konzept der zwei Dimensionen (zu 
denen die regionale Ost-West-Disparität 
hinzukommt) hat einen hohen Erklärungs- 
wert für das Wahlergebnis von 2005. Es 
konvergiert auch mit dem Konzept der 
Milieu- oder Klassengliederung nach einer 
vertikalen und einer horizontalen Dimen- 
sion, wie es, in Anschluss an Pierre Bour- 
dieu (1983), in der hannoverschen politi- 
schen Soziologie (Vesterlv. OertzenIGeiling 
u.a. 2001) entwickelt worden ist. Nach 
Bourdieu sind die neuen Milieus nichts 
anderes als die modernen ,,Fraktionenu der 
bekannten sozialen Klassen. 
Das Konzept der neuen Mitte, das dem so- 
zialdemokratischen Wahlkampf von 1998 
und nicht zuletzt Schröders ,Agenda 201 0' 
von 2003 zugrundelag, hat, wie es in Güll- 
ners Sammelband heisst, diese Cleavages 
absichtlich nicht in ihr Zielgruppenmodell 
aufgenommen:,,lndem der Begriff bewusst 
vage formuliert war, sollte er von der 
immer stärker individualisierten Wähler- 
schaft weniger als sozialstrukturelles 
Merkmal denn als Mentalität im Sinne en- 
gagierter und aufgeschlossener Leistungs- 
bereitschaft verstanden werden. Indem er 
das Bedürfnis nach Wandel und Kontinui- 
tät gleichermaßen betonte, sollte er po- 
tenziellen Wechselwählern die Furcht vor 
einem Regierungswechsel nehmen", d.h. 
,,neben den Stammwählern auch andere 
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Wählersegmente anzusprechen" versu- 
chen (Dülmer, in: Güllner, ebd., 5.33) 
Als Wahlkampfkonzept, dass 1998 zusätzli- 
che Zielgruppen gewinnen sollte, war dies 
sicher sinnvoll. Aber als Politikkonzept der 
,,neuen Mitte", wie es 1999 unter Beratung 
des Soziologen Anthony Giddens zustan- 
dekam, verwischte es die Grenzen zwi- 
schen oben und unten derart, dass es die 
soziale Balance zugunsten der oberen 
Schichten verschob. Giddens (1999) ging es 
um die Belohnung der sog. ,,Leistungsträ- 
gern. Diese grenzte er nach unten ab ge- 
gen die Arbeitslosen und Sozialhilfeemp- 
fänger, die aufgrund der nach seiner Auf- 
fassung zu hohen sozialstaatlichen Leis- 
tungen kein Motiv zum Arbeiten hätten 
und daher die Arbeitslosigkeit hauptsäch- 
lich verursachten. Giddens und ein ande- 
rer Vordenker von Tony Blairs ,New La- 
bour', Peter Mandelson, rieten der SPD, sich 
von der ,,schrumpfenden Basis der traditi- 
onellen Arbeiterschicht" zu lösen, die nur 
materielle Umverteilung wolle, um sich auf 
der komfortablen Vergangenheit auszuru- 
hen. Statt dessen müsse man auf die,,neu- 
en Dienstleistungsschichten" und ihre 
,,postmaterialistischen Werte" - ,,jenseits 
von links und rechts" setzen: auf Ökologie, 
Gleichstellung der Frauen, Multikulturali- 
tät, Pluralität der Lebensstile usw. 
Dieses Gesellschaftsbild enthält nicht nur 
eine starke Abwertung der Volksmilieus, 
die, aus der Perspektive der alten puritani- 
schen Arbeitsmoral, als faul, sittenlos und 
selbstsüchtig erscheinenn - eine Rechtfer- 
tigung für das sozialdarwinistische ,no pity 
for the poor'. Es enthält auch eine beson- 
dere Idealisierung der oberen Gruppen, 
die von der Forderung nach Umverteilung 
ausgenommen werden. Die Diagnose 
mündet in einen neuen puritanischen Tu- 



gend-Diskurs. Der Staat müsse die Bürger 
zum Sparen und zur Verantwortung akti- 
vieren und alle Möglichkeiten des ,Miss- 
brauchs' und der Verschwendung der so- 
zialen Leistungen abbauen. 
Der gleiche Tenor durchzog die berühmte 
Rede, mit der Schröder am 14. März 2003 
die ,Agenda 2010' ankündigte. Die Maß- 
nahmen wurden moralisch begründet. Die 
Absenkung des Arbeitslosengeldes solle 
als ,,Arbeitsanreizn wirken - also als Maß- 
nahme, vorgebliche Arbeitsunwillige zur 
Hinnahme von Niedriglöhnen zu nötigen: 
,,Niemandem aber wird künftig gestattet 
sein, sich zu Lasten der Gemeinschaft zu- 
rückzulehnen. Wer zumutbare Arbeit ab- 
lehnt - wir werden die Zumutbarkeitskri- 
terien verändern - der wird mit Sanktio- 
nen rechnen müssen." 
Das sozialdemokratische Grundmotiv der 
Solidarität auf gleicher Augenhöhe, wie es 

in den sozialen Sicherungssystemen auf 
der Basis der Gegenseitigkeit vertreten 
wird, ist von Schröder umgedeutet wor- 
den. Solidarität versteht er, so Gesa Reisz 
(2004, S. 60), nur noch ,,asymmetrisch", als 
Solidarität der Gesunden mit den Kranken 
und der Starken mit den Schwachen; denn 
.das ,Wer muss Wem zahlen' in der Rheto- 
rik Schröders stellt vor allem die Belastung 
der vermeintlich gerade Starken und 
Wohlhabenden dar und nicht den gegen- 
seitigen Risikoausgleich unter Gleichen." 
Mit dem dräuende Ton des moralischen 
Vorwurfs gegen Faulheit und Verschwen- 
dung sollte Schröder in der großen Arbeit- 
nehmermitte, die sich nicht auf den Status 
unverantwortlicher Kinder herabmindern 
lassen möchte, viel Unwillen erzeugen. 
Schröders Verkennung beruhte darauf, 
dass das Sozialmodell der Bundesrepublik 
im Grundverständnis der meisten Milieus 

Die sozialen Ordnungsmodelle der sechs gesellschaftspoliticchen Lager in der 
Bevölkerung 
nach den vertikalen und horizontalen Konfliktlinien ('cleavages') der westdeutschen Gesellschaft, mit Schwerpunkten von 
Parteiflügeln und Parteipräferenzen (Daten zu Ostdeutschland und zur PDS bzw. Linkspartei standen nicht zur Verfügung) 

Moderne Orientierung: Eigenverantwortung Traditionelle Orientierung: ständischer Rang 

(ca. 40%) (ca. 60%) 

Elitemodelle der oberen Milieus (ca.25%) 

Hierarchie primär nach Arbeitsleistung Hierarchie nach zugeschriebenem Status 

(achieved status) ('ascribed status') 

(1)  Radikaldemokratisches Lager, ca. 11 %: (2)  Traditionell-konservatives Lager, ca. 14%: 
postmaterialistisch-liberales Elitemodell ständische Modell gestufter Rechte 

('rneritokratische' Leistungshierarchie) (Patron-Klient-Perspektive) 

Parteipräferenzen: SPD+. Grüne+, FDP+, CDUICSU-, Rechte-; Parteipraferenzen: CDU/CSU+, FDP+, Rechtsparteien 
Schwerpunkt des "Netzwerk-Flügels der SPD durchschnittlich, SPD-. Grüne;Schwerpunkt u.a. der 

Mittelstandsvereinigung der CDUICSU 

Solidaritätsmodelle der Arbeitnehmer- und 
Volksmilieus der Mitte (ca. 49%) 

Leistung gegen Teilhabe Leistung gegen Fürsorge 

(4 )  Sozialintegratives Lager, Ca. 13%: (3)  Gemäßigt-konservatives Lager, ca. 18%: 
postmaterialistisch-solidansches Solidaritätsmodell ständische-arbeitnehmerisches Solidaritätsmodell 

(progressiv-idealistisches Modell der Gleichstellung (Klient-Patron-Perspekfive) 
bzw. 'Inklusion~ Parteipräferenzen: CDU/CSU+, SPD durchschnittlich, FDP-, 
Parteipraferenzen: SPD+, Grüne+, FDP durchschnittlich, Grüne-, Rechte-; 
CDUICSU-, Rechte-; Schwerpunkt des linken Flügels der SPD Schwerpunkt des rechten SPD.Fliigels rseeheimer und (DL 21) des Arbeitnehmefflügels der CDUICSU 

( 5 )  Skeptisch-distanziertes Lager, ca. 18%: 

Solidaritätsmodell nach der Volkstradition der 
Nachbarschaffs- und Nothilfe (Eigenverantwortung 
und Gegenseitigkeit) 

Parteipräferenzen: SPD+, CDUICSU und FDP durchschnittlich. 
Grüne-. Rechte-; Schwerpunkt des linken Flügels der SPD (DL 
21) und des Arbeitnehmeriiügels der CDUICSU 

Protektionistische Modelle der 
unterprivilegierten Milieus (ca. 27%) 

Schui2 vor Modernisierungsrisiken und 
Zuwanderung 

(6) Enttäuscht-autoritäres Lager, ca. 27%: 

populistisches Anspruchsmodell 

(Schutz vor Ausgrenzung bzw. 'Exklusion~ 
Parieipraferenren CDUICSUI. S m + .  Rechte*. FDP-, Gnine- 

Reprasentativbefragung "Gesellschafllich-politische Milieus in Cluster- und Faktorenanalyse. nach: M. Vester, P. V. Oertzen. 
Westdeutschland" 1991.11 = 2.684; deutschsprachige H. Geiling u.a., Soziale Milieus im gesellschaftlichen 
westdeutsche Wohnbevölkerung ab 14 J. in Privathaushalten. Struktunvandel, Frankfurt a.M. 2001. Kap. 2.5 und 12.2. 

A u f g ~ n d  von Rundungen addieren sich die Prozenizahlen 
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nicht genau auf 100 Prozent. 

nicht nach dem Fürsorge- und Protekti- 
onsprinzip, sondern nach dem Prinzip der 
sozial ausbalancierten Eigenverantwor- 
tung, wie es das Sozialversicherungsprin- 
zip institutionalisiert hat, interpretiert wird. 
Das Konsensprinzip heisst Leistung gegen 
Teilhabe: Leistung, Eigenverantwortung, 
Flexibilität, ja durchaus auch Opferbereit- 
schaft sind keine Zumutung - solange sie 
auf Gegenseitigkeit beruhen und wenn 
sie sozial ausbalanciert sind. 

4. Soziale Milieus und politische Lager 
Die Wahlniederlagen vom 18.9.2005 beruh- 
ten zweifellos darauf, dass die gesellschafts- 
politischen Lager der Bevölkerung inner- 
halb der Volksparteien nicht mehr hinrei- 
chend repräsentiert worden waren. Sie wa- 
ren Ausdruck der schon länger anhalten- 
den, von den Parteien aber nicht ernstge- 
nommenen Krise der politischen Repräsen- 
tation. In beiden Parteien waren die Flügel, 
die Kompromisslinien miteinander hätten 
aushandeln können, immer weniger ange- 
messen, d.h. entsprechend den Lagergrößen 
in der Bevölkerung, vertreten. Dies hängt 
nicht zuletzt mit der Art und Weise zusam- 
men, in der Angelika Merkel und Gerhard 
Schröder ihre Machtkämpfe führten. Sie 
und ihre engeren Klientele setzten sich 
durch, indem sie ihren eigenen Kurs als al- 
ternativlos darstellten, d.h. nicht als Kom- 
promiss zwischen verschiedenen Flügeln, 
der in einer neuen lntegrationsformel hätte 
münden können. lnfolge dieser Blockie- 
rung der Aushandlungskultur waren die 
von ihren Rivalen repräsentierten Alternati- 
ven in den vorpolitischen Bereich abge- 
drängt worden. Die wirtschaftsliberalen Po- 
sitionen waren in der Programmatik über- 
repräsentiert. Dies stand in einem deutli- 
chem Kontrast zu der Tatsache, dass nach 
vielen Umfragen mehr als drei Viertel der 
Bevölkerung eine Fortsetzung des solidari- 
schen Sozialmodells der Bundesrepublik 
befürworten. 
Damit ist allerdings noch kein einheitliches 
Konzept einer solidarischen sozialen Ord- 
nung vorgezeichnet. Dieses muss vielmehr 
erst zwischen den politischen Repräsen- 
tanten ausgekämpft und ausgehandelt 
werden. Denn die mehrheitliche Befürwor- 
tung des sozialen Ausgleichs verteilt sich 
auf verschiedene Varianten des solidari- 
schen Sozialmodells, die wiederum in ver- 
schiedenen lnteressenvertretungen und 
verschiedenen Flügeln der Parteien und 
ihren Sprechern verkörpert sind. Die Re- 
präsentanten sind dabei nicht völlig frei, 
wie dies die heute wiederauflebenden po- 
pulistische Vorstellungen einer direkten 
Beziehung zwischen Politikern und Volk, 
die teilweise auch in den Äußerungen 
Schröders mitschwingen, nahelegen. Die 
Akteure können sich langfristig nicht un- 
gestraft von den Spielregeln des Feldes 
der korporativen und bürgergesellschaftli- 
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chen lnteressenvertretungen und des Fel- 
des der politischen Parteien und Institutio- 
nen lösen. 
Die Varianten der normativen Modelle der 
Sozialordnung unterscheiden sich danach, 
wie die soziale Ordnung insgesamt geglie- 
dert sein soll. Unser Schaubild zeigt, in sehr 
stark vereinfachter Darstellung, die sechs 
grundlegenden Ordnungsmodelle in der 
Gesellschaft der Bundesrepublik. Die Ord- 
nungsmodelle sind 1991 zum ersten Mal 
auf der Grundlage einer großen repräsen- 
tativen Stichprobe empirisch gewonnen 
worden (differenziert dargestellt in: Vester, 
von Oertzen, Geiling u.a. 2001,s. 58-64,249f, 
427-491). Nachfolgende Befragungen ha- 
ben bestätigt, dass es sich um lang anhal- 
tende Grundüberzeugungen handelt (vgl. 
u.a. Vester 2001 ). 
Bemerkenswert ist, dass sich, trotz der Of- 
fenheit der Befragung, sechs in sich relativ 
konsistente Vorstellungen von einer ge- 
rechten sozialen Ordnung herauskristalli- 
siert haben. Sie knüpfen an die großen 
historischen und auch neuen Cleavages 
und Lagerbildungen an. Die Ordnungsvor- 
stellungen sind zwar nicht intellektuell 
ausgearbeitet, sondern in Begriffen des All- 
tagsbewusstseins formuliert. Dennoch 
knüpfen sie sichtbar an die liberalen, sozi- 
aldemokratischen, sozialistischen, konser- 
vativen und protektionistischen, aber auch 
die neuen postmaterialistischen Cleavages 
an. Von der in der Ideologie der ,neuen 
Mitte' behaupteten Auflösung in individu- 
alisierte Einzelmenschen kann auf der 
Ebene der Grundüberzeugungen also 
kaum die Rede sein. 
Wenn sich die Milieu- und Lagerbindun- 
gen auch nicht aufgelöst haben, so haben 
sie sich doch erkennbar differenziert4 
Hinter unserem vereinfachten Raumbild 
steht ein differenziertes Zusammenspiel 
von ökonomischer Lage, Milieukultur und 
politischen Ordnungsvorstellungen der 
Individuen, die dann von den Parteien 
mobilisiert, repräsentiert und in Kompro- 
misse überführt werden müssen. Die klas- 
sische Wahlsoziologie hatte schon diesen 
Gesamtzusammenhang vor Augen, wenn 
sie von Iängerfristigen, milieubezogenen 
Grundüberzeugungen ausgeht, die die 
Parteien nicht verändern, sondern nur ver- 
stärken und mobilisieren können (Lazars- 
feld u.a. 1968 [ I  9441). 
Die dem lndividualisierungsansatz ver- 
pflichtete Umfrageforschung widmet sich 
nur einem Ausschnitt dieses komplexen 
Feldes, der Mobilisierung und Verstärkung 
von Wählerneigungen in Wahlkämpfen. 
Diesen Ausschnitt untersucht sie facetten- 
reich mit hochentwickelten professionel- 
len Techniken, wie dies der Sammelband 
von Güllner (2005) dokumentiert. In dem 
Band wird jedoch ausdrücklich eingeräumt, 
dass ihre Umfrageforschung bisher noch 
nicht untersucht hat, welches denn die 

mittel- und längerfristigen Grundauffas- 
sungen sind, die von den Akteuren der 
Wahlkämpfe mobilisiert und verstärkt 
werden.5 Unsere Untersuchungen seit 
1991 (Vester u.a. ebd., Vester ebd.) haben 
dazu beigetragen, diese Lücke in der re- 
präsentativen Umfrageforschung zu 
schließen und die dauerhaften Grundmus- 
ter, wie sie die Cleavage-Theorie im Auge 
hat, quantitativ näher zu ermitteln. 

5. Durchregieren oder Aushandeln? 
Das diese Untersuchungen zusammenfas- 
sende, vereinfachte Raumbild verdeutlicht 
die grundlegenden Strukturdimensionen 
des politischen Raumes. Die Größe und 
räumliche Verteilung der verschiedenen 
Ordnungskonzepte unterstreichen, dass 
die Thesen der ,neuen Mitte' aber auch ei- 
ner ,strukturellen linken Mehrheit' nicht 
aufrechterhalten werden können. 
Zunächst sehen wir, dass die Zunahme 
der neuen Dienstleistungsberufe an der 
grundlegenden vertikalen Dreiteilung der 
Gesellschaft nichts geändert hat. Die Drei- 
teilung verkörpert sich in typischen gesell- 
schaftlichen Ordnungsbildern der privile- 
gierten oberen Milieus (um 25%), der 
nichtprivilegiertenm Arbeitnehmermitte 
(um 50%) und der unterprivilegierten Mili- 
eus (um 25%). Eine Mehrheit gibt es nicht 
für eine ,neue Mitte', sondern für die 
grundsätzliche Beibehaltung des histori- 
schen arbeitnehmerorientierten Solidari- 
tätsmodells der Bundesrepublik. 
Diese drei Stufen teilen sich allerdings 
entlang der horizontalen Achse. Dabei ist 
bemerkenswert, dass die ständischen Ord- 
nungsmodelle mit knapp 60 Prozent über- 
wiegen. Die Vorstellung einer modernen 
linken Mehrheit erweist sich damit 
ebenfalls als Illusion. Sie könnte nicht 
ohne weiteres gegen die mit 18% sehr 
große Gruppe der konservativen Arbeit- 
nehmer, die in der SPD vom ,,Seeheimer 
Kreis" und in der Union von deren Arbeit- 
nehmerflügel vertreten wird, durchgesetzt 
werden. Eine ,,linke Mehrheit" bestünde 
selbst dann nicht, wenn die Linkspartei 
mitgerechnet würde. 
(Hinzugedacht werden muss hier noch die 
dritte Teilung, die regionale Cleavage. Sie 
kam sehr deutlich in den Unterschieden 
zwischen Ost- und Westdeutschland, aber 
auch Nord- und Süddeutschland zum Aus- 
druck. Insbesondere lagen am 18.9.2005 im 
Norden die sozialdemokratischen, im Os- 
ten - und im Saarland - die linksparteili- 
chen Stimmen deutlich über dem Durch- 
schnitt.) 
Trotz dieser horizontalen und regionalen 
Differenzierungen haben die Ordnungs- 
konzepte der Lager durchaus einen poten- 
tiellen gemeinsamen Nenner. Die arbeitneh- 
merischen Solidaritätsmodelle überwiegen 
mit 49%. Es sind solche Modelle, für die So- 
lidarität und Eigenleistung zusammenge- 

hören und nicht - wie in neoliberalen oder 
protektionistischen Sozialmodellen - 
gegeneinander ausgespielt werden dürfen. 
Allerdings teilen sich die Solidaritätsmodel- 
le horizontal in eine ständische Untergrup- 
pe, die u.a. von den konservativen Gewerk- 
schaftern in der CDU (Arbeitnehmerflügel) 
und der in SPD (,,Seeheimer Kreis") vertreten 
wird, und eine modernere Untergruppe, die 
u.a. von der SPD-Linken (,,Demokratische 
Linke 21 ") vertreten wird. Eine Große Koali- 
tion böte die Chance, wenn auch nicht Ge- 
wissheit, dass diese beiden Richtungen we- 
niger auseinanderdividiert werden könn- 
ten als bisher. Eine solche horizontale Alli- 
anz der Arbeitnehmerflügel wäre nicht al- 
lein für Arbeitsmarkt-, Wirtschaftpolitik, son- 
dern auch für die Sozial- und Bildungspoli- 
tik bedeutsam. Nicht zuletzt die Bildungs- 
politik war seit den 1980er Jahren von kon- 
servativer Seite vollständig blockiert, Ursa- 
che des internationalen Rückstands in der 
Mobilisierung der hochqualifizierten wie 
auch der niedrigqualifizierten Bildungspo- 
tentiale. 
Die Chance eines neuen historischen 
Kompromisses bestünde außerdem in po- 
tentiellen vertikalen Aushandlungsprozes- 
sen. In einer Großen Koalition käme auch 
das Traditionell-konservative Lager mit an 
den Tisch, insbesondere, wenn die Aus- 
schließung seines Exponenten, Friedrich 
Merz, aus dem Führungskreis der CDU 
ebenso beendet würde wie die Ausschlie- 
ßung des Exponenten, Horst Seehofer. Die 
Blockade zwischen diesen Flügeln kann 
nicht durch ,,Durchregierenn, sondern 
allenfalls durch ,,Aushandeln" aufgelöst 
werden. Der Stachel der Wählerverluste an 
die Nichtwähler und die Linkspartei könn- 
te dazu beitragen, dass es - anstelle des 
bisherigen Ausgrenzens - wieder zum 
Aushandeln kommt. 
Von dem in einer Großen Koalition zu- 
sammengebundenen Kern eines neuen 
historischen Kompromisses aus könnten 
auch die Minderheitengruppen, die 
derzeit mehr durch die kleinen Parteien 
und die Nichtwähler repräsentiert werden, 
interessiert werden. Die große Minder- 
heitsgruppe der Modernisierungsverlierer 
von 27%, die ein protektionistisches Mo- 
dell gutheißen, könnten durch eine Politik 
sozialer Mindestgarantien ins Boot geholt 
und dem Rechtspopulismus abspenstig 
gemacht werden. Die Minderheitsgruppe 
der ,postmaterialistischen' Radikaldemo- 
kraten (1 1%) könnte interessiert werden 
durch eine partizipatorische Gestaltung 
des Wohlfahrtsstaates und eine dynamisie- 
rende, sozial ausgewogene Politik des öf- 
fentlichen und privaten Dienstleistungs- 
sektors, in dem die Klientele der Grünen 
und des ,grünen Teils' der Sozialdemokra- 
tie ihr Brot verdienen. 
Die Chance einer Modernisierung des Sozi- 
alstaat~ liegt nicht im populistischen 



Durchregieren, vorbei an dem scheinbar 
unbeweglichen Feld des korporativen und 
bürgergesellschaftlichen Aushandelns der 
Interessen, gestutzt auf den direkten Appell 
an das Wahlvolk. Das Wahlvolk hat diesen 
Appell zurückgegeben und Druck auf die 
Akteure dieses Aushandlungssystems ge- 
macht. Sie sind jetzt gefordert. Wenn sie ver- 
sagen, dann könnten kommende Wahlen 
deutlich machen, dass das jetzt noch glimpf- 
liche Abschneiden der Volksparteien nur ein 
Mandat auf Widerruf war. W 6 1 ~ 0 5  
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Die Zeit derVol kspartei  ,,SPD" ist vorbei! 
Interview mit Prof Franz Walter 

spw: Bei der Bundestagswahl haben es we- 
der CDUICSU noch SPD geschafft, an die 
40 % Marke zu kommen. Den großen 
Volksparteien gelingt es nicht mehr, so 
viele Wählerlnnen an sich zu binden, dass 
sie alleine oder mit einem kleineren Part- 
ner eine Regierungskoalition bilden kön- 
nen. Hat sich damit das Konzept der 
Volkspartei erledigt? 
Prof Franz Walter: Zunächst ist es so, dass es 
einen derart scharfen Begriff von Volks- 
partei in der Politikwissenschaft gar nicht 
gibt. Viele Politologen vermeiden diesen 
Begriff. Wenn er allerdings in der öffentli- 
chen Debatte benutzt wird, dann bezeich- 
net er - sehr unscharf - Parteien, die in 
der Lage sind, hohe Zustimmung bei ver- 
schiedenen, heterogenen Bevölkerungs- 
gruppen zu erreichen. 
Die große Zeit dieser Volksparteien, das 
waren die 1960er und 1970er Jahre, ist 
wahrscheinlich endgültig vorbei. Ohnehin 
waren sie eine Ausnahmeerscheinung, vor 
allem auch im internationalen Vergleich. 
Die 1970er Jahre waren aber insofern 
günstige Jahre, als dass eine Partei, die un- 

terschiedlichste Gruppen einbinden will, 
dies mit dem ,,Schmiermittel der Patrona- 
ge" tun muss. Es muss also eine wirtschaft- 
liche Situation bestehen, in der viel verteilt 
werden kann. Seit Ende der 1970er Jahre 
haben sich die Bedingungen hierfür ver- 
ändert, ohne dass die Volksparteien damit 
gleich zu Honoratioren- oder Splitterpar- 
teien geworden sind. Sie entwickeln sich 
aber zunehmend zu spezifischeren Partei- 
en. 
spw: Lediglich die CSU konnte in Bayern 
fast 50 % der Stimmen erreichen. 
Walter: Die CSU ist ohne Zweifel die erfolg- 
reichste Volkspartei in Europa. In Teilen 
von Baden-Württemberg gilt das für die 
CDU sicher auch, selbst wenn sie jetzt bei 
der Bundestagswahl Mobilisierungspro- 
bleme hatte, weil es wohl Identifikations- 
defizite mit der Spitzenkandidatin gab. Für 
Rheinland-Pfalz kann in einigen Regionen 
auch noch davon gesprochen werden, 
dass die CDU volksparteiliche Züge trägt. 
Für die Sozialdemokratie gilt das in wei- 
ten Teilen Norddeutschlands. In manchen 
Regionen sind sie also immer noch Volks- 

Dr. Franz Walter ist Professor für Parteienforschung an der Universität Göttingen. Das Interview 
führte für spw Reinhold Rünker. 

parteien, weil sie weiterhin über eine gro- 
ße und gewachsene gesellschaftliche Ver- 
bindung verfügen und damit sehr unter- 
schiedliche Bevölkerungsgruppen inte- 
grieren. 
Übrigens gelingt es der SPD besser als der 
CDU, eine innerparteiliche Harmonie der 
unterschiedlichen Milieus herzustellen. Das 
Gefälle zwischen den einzelnen Gruppen 
ist bei der SPD nicht so groß wie in der 
CDU. Sie wird etwa gleich viel von Jungen 
wie von Alten gewählt. Das Gefälle zwi- 
schen Ost- und Westdeutschland ist deut- 
lich geringer als bei der CDU. Die Disparitä- 
ten sind hier bei der CDU deutlich größer 
und das sollte bei Volksparteien eigentlich 
nicht so sein. Gleichzeitig muss man sa- 
gen, dass die Sozialdemokratie eine Volks- 
partei auf einem sehr stark abgesunkenem 
Niveau ist. Aber man kann natürlich auch 
Volkspartei mit 35 % Wählerlnnenzustim- 
mung sein. 
spw: In manchen Regionen liegt die SPD ja 
sogar - über die letzten Jahre betrachtet - 
bei gerade mal 20 % oder, wie in Sachsen 
bei der Landtagswahl 2003, sogar knapp 
unter 10 %. 
Walter: Zunächst kann man feststellen, 
dass die aktuellen Wahlergebnisse auf 
frappierende Weise - was die unterschied- 
lichen regionalen Ausschläge angeht - an 



die der Zeit nach 1949 erinnern, gerade 
auch bezogen auf die FDP mit ihren guten 
Ergebnissen in Baden-Württemberg oder 
Hessen. Der entscheidende säkulare Wan- 
del, auch im europäischen Vergleich, ist in 
Sachsen abgelaufen: Sachsen war früher 
eine der roten Hochburgen, ist jetzt aber 
für die SPD tiefste Diaspora. Ein solcher 
Mentalitätswechsel ist europaweit ein- 
malig. 

Volkspartei als Milieuintegration 

spw: Warum gelingt es nicht, dort oder 
auch in anderen Regionen Süddeutsch- 
lands unterschiedliche Milieus einzubin- 
den? 
Walter: Die Verhaltensweisen in Parteien, 
die eher randständig und nicht Volkspar- 
tei sind, sind ähnlich, unabhängig davon, 
ob es sich um Bayern, Sachsen oder Thü- 
ringen handelt. Oft finden wir hier den po- 
litischen Typus des Außenseiters, gerade in 
den kleinen Gemeinden. Bei der bayeri- 
schen SPD ist es zum Beispiel oft so, dass 
der Zugezogene, etwa der linksliberale 
Lehrer, dort gelandet und dann manchmal 
auch besonders links und kritisch ist. Oft 
finden wir bei den Akteuren Eigenschaften, 
die man nicht gebrauchen kann, wenn 
man mehrheitsfähig werden will. Im Ruhr- 
gebiet oder in Hamburg bei der SPD oder 
eben in der CSU in Bayern ist das anders. 
Da treten die Menschen ein, die etwas be- 
wegen und dabei sein wollen - und das 
nicht immer nur aus Opportunismus. Die 
gehen aber genau in die Partei, die gesell- 
schaftlich verankert ist und nicht in die 
randständige Partei, die außerhalb steht. 
Insofern verstärken sich Randständigkeit 
der Partei und ihre mangelnde Anzie- 
hungskraft auf Interessierte, die politisch 
Einfluss nehmen wollen. 
spw: Gibt es dennoch Unterschiede zwi- 
schen z.B. der SPD in Bayern auf der einen 
und der in Sachsen oder Thüringen auf 
der anderen Seite? 
Walter: Natürlich gibt es zwischen z.B. der 
SPD in Bayern und in Ostdeutschland ei- 
nen erheblichen Unterschied auch jenseits . der Tatsache, dass die SPD dort erst seit 
1990 besteht: Die SPD ist in Ostdeutschland 
seit ihrer Wiedergründung eigentlich eine 

s Partei der Mitte. Und für Parteien, die in der 
Mitte stehen, kommt es gar nicht darauf 
an, ob man 20, 30 oder 40 % erzielt. Es 
kommt viel mehr auf die komfortable 
Lage zur Mehrheitsbildung an. Die ,,FDP- 
isierung der Sozialdemokratie" erleben wir 
z.T. ja auch im Westen mit Wahlergebnis- 
sen wie in den 1950er Jahren. Damals war 
sie jedoch in der Gesellschaft isoliert, heu- 
te akzeptiert und für die Mehrheitsbildung 
unentbehrlich. In Ostdeutschland ist das 
besonders gut zu sehen, z.B. bei der sächsi- 
schen SPD, die trotz 9,8 % in einer Regie- 
rung ist, die als ,,Große Koalition" bezeich- 
net wird. Sie i s t  zwar randständig in Sach- 

sen, aber anders als in Bayern. Es ist gesell- 
schaftlich für eine Partei schon wichtig, ob 
sie einen Wirtschafts- oder Wissenschafts- 
minister stellt, oder wie in Bayern immer 
nur Opposition ist. Dann ist sie wichtiger 
für verschiedene Milieus, natürlich vor al- 
lem für die gesellschaftlichen Eliten. Inso- 
fern ist die politische Struktur und die 
Mentalität, die sich daraus entwickelt, in 
Sachsen eine andere als in Bayern, wo ich 
den Eindruck habe, dass man sich sehr in 
der bestehenden, subalternen Situation 
eingerichtet hat. In Thüringen ist die Situa- 
tion für die SPD 
deutlich besser als 
in Sachsen, sie ist 
dort viel stärker ver- 
ankert. Der gouver- 
mentale Charakter 
ist bei der SPD in 
Thüringen viel stär- 
ker ausgeprägt als 
in Bayern. Und 
wenn die SPD ihr 
Verhältnis zur PDS 
überdenkt, kann es 
in absehbarer Zeit 
durchaus eine 
Mehrheit jenseits 
der CDU in Thürin- 
gen geben. 
spw: Die PDS gilt vie- 
len als die Volkspar- 
tei in Ostdeutsch- 
land, gleichzeitig 
wird ihr weiterhin 
vorgeworfen, sie sei 
die Partei der alten 
Kader, die Partei de- 
rer, die nur alte Zei- 
ten wiederaufleben 
lassen wolle. Passt 
das zusammen - 

teien über die Integrationsmöglichkeiten 
durch staatliche Umverteilung verfügten, 
so lange es die traditionellen Loyalitäten 
und programmatischen Anknüpfungs- 
möglichkeiten gab. Dies gehört eng zu- 
sammen. 
Für die PDS heute ist es ganz ähnlich wie 
bei der CDU früher. Sie muss sehr unter- 
schiedliche Gruppen zusammen halten. 
Die PDS ist beispielsweise mittlerweile 
auch eine Partei der Selbständigen, das hat 
natürlich bestimmte historische Gründe. 
Der Selbständigenanteil ist etwas genau 

einerseits als Volks- Prof.FranzWalter 

partei verschiedene 
Gruppen einzubinden, andererseits aber 
nur eine,,Ein-Milieu-Partei" zu sein? 
Walter: Das kann schon möglich sein. Die 
CDU wurde in den 1950er Jahren Volkspar- 
tei, indem sie unterschiedliche, jeweils für 
sich intakte Milieus - zum Beispiel das 
evangelische, das katholische Milieu - un- 
ter dem Dach der CDU nicht ,,vereinten, 
sondern nebeneinander ko-exisitieren ließ. 
Man war also im Grunde genommen kei- 
ne Partei, sondern tatsächlich eine,,UnionU. 
Das hat der CDU auch die Stabilität als 
Volkspartei gegeben, dass sie die unter- 
schiedlichen Milieus nicht integrierte, son- 
dern sie hat ko-existieren lassen. In dem 
Moment, wo die Milieus erodieren, wird es 
für die Volksparteien schwierig. Die Volks- 
partei an sich war nicht stabil, weil sie 
Volkspartei war, sondern sie verfügte über 
die Kohäsion und Mobilisierungsfähigkeit, 
so lange es die sie tragenden Milieus gab 
- und natürlich solange, wie die Volkspar- 

so hoch wie bei der FDP oder auch bei 
den Grünen. Das muss man ja als Partei 
auch aushalten. Dann muss man junge, be- 
wegliche Parlamentarier aushalten und 
eine alteingesessene Basis - der über 
65jährigen Rentner. Die Geschichte mit den 
alten Kadern finde ich eigentlich ziemlich 
banal, das interessiert in der Politik eigent- 
lich niemanden mehr, es sei denn, man hat 
einfach etwas gegen die PDS. 

Konflikt SPD- PDS 
spw: In wie weit konkurrieren SPD und PDS 
um das gleiche Wählerpotenzial? 
Walter: Das Interessante ist tatsächlich, 
dass die entscheidende Alterskohorte für 
die PDS mit der der SPD identisch ist. Beide 
Parteien sind am stärksten bei den 45- 
59jährigen, auch im Westen. Im Westen 
kommen sie auch aus ähnlichen Milieus. 
Das sind also Wählerlnnen, die sehr stark 
geprägt sind durch die Sozialstaatlichkeit 
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der 1970er Jahre, durch die gesellschaftli- 
chen Konflikte dieser Zeit. Und da spürt 
man natürlich etwas von dieser ,,Familien- 
abgrenzung", die es im Verhältnis zwi- 
schen SPD und WASG gibt, ganz deutlich 
natürlich in Bezug auf Oskar Lafontaine. 
Die Sozialdemokraten liebten ihren Oskar, 
das hatte ja auch etwas Erotisches, wenn er 
gesprochen und einen Parteitag mitgeris- 
sen hat. Er traf das Lebensgefühl dieser 
Generation, wenn er rebellisch war und 
aus der Revolte heraus Themen nach oben 
gebracht hat. Und dann ist das ganz ge- 
wöhnlich wie in jeder Ehe, wenn es am 
Anfang ganz exzessiv gewesen ist und 
man sich dann trennt, wird aus der Liebe 
Hass. 
Die SPD tut sich immer schwer damit, 
wenn links von ihr etwas Neues entsteht. 
Sie denkt immer, dass sie die Mutterpartei 
ist - aber das ist Denken des 19. Jahrhun- 
derts. Unter den Bedingungen der politi- 
schen Verfolgung ist Geschlossenheit si- 
cher wichtig, aber heute gehören verschie- 
dene Parteien der Linken zur Normalität in 
fast allen europäischen Ländern. 
Bei der Bundestagswahl vom 18. Septem- 
ber sind etwa eine Million Wähler von der 
SPD zur Linkspartei rüber gegangen, dabei 
handelt es sich ja nicht um Postkommu- 
nisten oder SED-Nostalgiker, sondern um 
Leute, die von der jetzigen Ausrichtung 
der Sozialdemokratie enttäuscht sind. Vie- 
le hoffen sicherlich, dass sie dadurch die 
Sozialdemokratie wieder auf den von ih- 
nen gewünschten Weg zurück führen 
könnte. Aber es gibt schon ein bemerkens- 
wertes Gefälle. Interessant ist doch, dass 
viele Aktive und Wähler der Linkspartei im 
Westen zwischen Mitte 40 und Anfang 50 
sind, also eine Altersgruppe, die im sozial- 

demokratischen Funktionärskörper ver- 
gleichsweise gering vertreten ist. Dort do- 
minieren diejenigen, die zur sogenannten 
,,EnkelgenerationU gehören, also etwa zu 
Beginn der 1940er Jahre geboren wurden. 
Diese haben die ihr nachfolgende Genera- 
tion politisch nicht hochkommen lassen. 
Auf Seiten der Jüngeren haben wir dann 
bei den Mandatsträgern oft bereits die 
Schlipsträger. 
Der Typus aber, der aus einfachen Verhält- 
nissen kam, der klassische sozialdemokrati- 
sche Funktionär, der das Abitur oft erst über 
den zweiten Bildungsweg erworben hat, 
der kommt in dieser jüngeren Generation 
überhaupt nicht mehr vor. Es gibt da zwei- 
fellos ein kulturelles Problem: während bei 
der WASG vom Habitus, vom Auftreten und 
der Kleidung eher der Typ des Gewerk- 
schafters aus den 1980er Jahren dominiert, 
finden wir heute in der SPD oder gerade 
auch bei der Friedrich-Ebert-Stiftung oft 
eher den feinen Zwirn und eine Diskussi- 
onsweise, wie sie in großen Unternehmens- 
beratungen üblich ist. Also: auch wenn die 
Wählerlnnenschaft zwischen Linkspartei 
und SPD in manchen Bereichen sehr ähn- 
lich ist, gibt es bei den Aktiven in der SPD 
nicht nur das beschriebene Altersloch, son- 
dern sehr starke Differenzen im Habitus. 
Das hat aber auch dazu geführt, dass viele 
frustrierte ehemalige SPD-Wähler nicht bei 
der Wahlenthaltung geblieben sind, son- 
dern nun für die Linkspartei votiert und 
schwarz-gelb vereitelt haben. 
Bei der CDU sind hingegen 600.000 in die 
Wahlenthaltung gegangen. Die FDP ist für 
mich trotz des Ergebnisses von knapp un- 
ter 10 % der eigentliche Verlierer, denn sie 
hat nicht kompensieren können, was die 
CDU verloren hat. Die Linkspartei war 
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Eine menschliche, nachhaltige und 
soziale Politik verwirklichen. 

dafür, dass das bürgerliche Lager nicht re- 
gieren konnte, Gold wert - ohne, dass die 
Sozialdemokraten das verstanden haben. 
Nun kommt noch ein Punkt dazu: die Sozi- 
aldemokraten sehen sich mit der Linkspar- 
tei nicht in einer linken Formation. Sie sa- 
gen zwar unter sich: „Die anderen haben 
keine Mehrheit bekommen", doch eine rot- 
rot-grüne Konstellation sehen sie nicht als 
eine handlungsfähige linke Option. Hinge- 
wiesen wird dann zwar immer wieder auf 
das Beispiel der skandinavischen Länder, 
wo Sozialdemokraten sich etwa tolerieren 
lassen, oder, wie jetzt in Norwegen, zusam- 
men mit ihnen ein Bündnis eingehen. 
Doch diese Linksozialisten gibt es dort seit 
vielen Jahrzehnten, und was dort nicht so 
zerstört worden war wie in Westdeutsch- 
land ist das, was man ein ,,linkes Milieu" 
nennt, also Organisationen, Infrastrukturen, 
Freizeitorganisationen, Naturfreunde, auch 
die Anti-Alkoholikerorganisationen, die ja 
in Skandinavien eine große Rolle spielen - 
also Vereine, bei denen Kommunisten und 
Sozialdemokraten einfach zusammen und 
aktiv sind. Insofern sind die Berührungs- 
punkte in den Facetten des Alltags einfach 
ständig präsent, deshalb wäre es von der 
skandinavischen Linken verrückt, diese 
Abgrenzungen zu machen, wie es die SPD 
in Bezug auf die Linkspartei tut. Also, es 
gibt hier in Deutschland zu wenig Begeg- 
nungen im Alltag, weil diese Formen un- 
terhalb der Parteiorganisationen, die dann 
die Berührungszone schafft, in Deutsch- 
land heute, anders als in der Weimarer Re- 
publik, nicht mehr vorhanden sind." 

Neue Mitte und Arbeitermilieu 
spw: In den letzten Wahlkämpfen wurde ja 
vielfach die,,Neue Mitte" umworben. Dabei 
wurde sowohl von der SPD als auch von 
der CDU eine zahlenmäßig nicht unbe- 
deutende Gruppe stark vernachlässigt, die 
in die Volksparteien immer auf die eine 
oder andere Weise integriert werden 
konnten. Wenn wir das an Bourdieu ange- 
lehnte Milieu-Schaubild von Michael Ves- 
ter nehmen, gibt es im rechten unteren 
Drittel Milieus, die ein starkes Bedürfnis 
nach sozialem Schutz, gewissermaßen den 
Wunsch nach dem guten Patron haben. 
Welche Partei kann diese Gruppe eigent- 
lich noch erreichen? 
Walter: Die Wahlbeteiligung ist ja weiter 
zurückgegangen, und es gibt dann eben 
über 20%, die sich jetzt doch schon seit 
Jahrzehnten nicht mehr beteiligen, und 
das ist sehr stark im Kern auch diese Grup- 
pe, die Sie gerade charakterisiert haben. 
Ob die überhaupt noch jemand mit ratio- 
nalen Mitteln erreichen kann, da habe ich 
in der Tat meine Zweifel. Das kann 
vielleicht geradezu rhapsodisch-eruptiv ir- 
gendein demagogischer Populist schaffen, 
aber nicht mehr Organisationsparteien, die 
ein Mindestmaß an Rationalität haben. 



Auf der anderen Seite gibt es natürlich 
eine ganze Reihe von Leuten - unterer Be- 
reich der Arbeiterklasse, Arbeitslose, die 
sind in den letzten Jahren, wenn man so 
will, durch das Parteiensystem mäandert. 
Das ist ja das Interessante: Früher hat man 
immer gesagt, das volatile Element, also 
die, die hin und herschwanken, das sind 
die gewerblichen Mittelschichten -was 
auch richtig war. Das ist heute nicht mehr 
so. Das eigentliche volatile Element ist tat- 
sächlich die Arbeiterschaft, das sind vor al- 
lem die Arbeitslosen. Und die haben seit 
1998 nun einiges probiert: 1998 sehr stark 
eben bei der SPD, dann große Enttäu- 
schung 2002-2003. Dann haben nur sie die 
CDU zur Partei der Ministerpräsidenten in 
den Ländern gemacht, da gab es ja 
geradezu phänomenale Bewegungen hin 
zur CDU. Wir haben dann gesehen, dass 
das schon im Spätsommer des letzten Jah- 
res auf dem Höhepunkt der Hartz-De- 
monstrationen dazu geführt hat, dass die 
sich wieder weg gewandt haben von der 
CDU. In dem Maß, in dem die soziale Frage 
ein Thema wurde, hat das der CDU 
überhaupt nicht genützt. Viele sind dann- 
gerade in Sachsen - auch zu den rechtsex- 
tremen Parteien gegangen, also auch das 
haben sie mitgemacht. Und jetzt ist die 
Partei der Arbeitslosen nun ohne jeden 
Zweifel die PDS geworden. Die SPD hat 
zehn Prozentpunkte verloren, die CDU hat 
alles, was sie in 2002 hinzugewonnen hat- 
te, jetzt wieder verloren. Und das Wachs- 
tum allein im Westen in dieser Gruppe 
von der Linkspartei war 18 Prozentpunkte, 
insgesamt in Deutschland 15 Prozent- 
punkte. 
spw: Welche Konsequenzen hat das für die 
Linkspartei? 
Walter: Die PDS war in den 90er Jahren - 
anders, als es viele gesagt, haben - nie 
eine Protestpartei. Wenn man Protestpartei 
sieht als eine Partei, die irgendwo vaga- 
bundierenden Protest um sich sammelt, 
denen es eigentlich darum geht, den Herr- 
schenden Knüppel zwischen die Beine zu 
werfen, die aber nicht gebunden sind an 
spezifische Normen, Werte, Programmziele. 
Die PDS-Anhängerschaft war aber eine 
vergleichsweise stark gebundene Stamm- 
wählerschaft, die eben sehr stark orientiert 
war auch an sehr spezifischen Zielen. Das 
hat sich geändert: Sie haben nun in ihrer 
Wählerschaft eine wirkliche Protestgruppe. 
Und übrigens sieht man das auch an der 
Struktur dieser Wählerschaft, an der Ge- 
schlechterstruktur der Wählerschaft, die 
nahezu typische für zumeist rechte, 
rechtspopulistische Protestparteien ist: zwei 
Drittel Männer, ein Drittel Frauen. Männer 
neigen beispielsweise sehr stark zu so ei- 
ner Haltung, den Herrschenden ,,eine rein- 
zuwürgen". Frauen wollen es lieber positiv, 
konstruktiv ausgedrückt haben. Das zeigt 
natürlich aber auch, wie schwierig es die 

Linkspartei haben wird, weil diese Wähler- 
gruppe keineswegs an die Linkspartei ge- 
bunden ist, jetzt aber trotzdem einiges er- 
wartet. 
In Skandinavien ist diese Gruppe eher zu 
den Rechtspopulisten gegangen. Die links- 
sozialistischen Parteien - ob in den Nie- 
derlanden, in Portugal oder in Schweden. - 
sie sind eigentlich Parteien der Menschen 
im öffentlichen Dienst, und da sind etliche 
dabei mit einem akademischen Zertifikat. 
Sie sind nicht die Parteien des Subproleta- 
riats. 
Insofern kann keine Partei diese Wähler- 
gruppe zu ihrer Stammwählerschaft rech- 
nen, zumal es heute auch nicht mehr so 
einfach ist, dieses patriarchalische ,,Sich- 
Kümmern". Wir leben in einer Gesellschaft, 
in der 20.25% der Leute eigentlich eher 
den Status von Entbehrlichkeit oder Über- 
flüssigkeit haben. Das ist ja was Neues, ge- 
rade für die lndustriegesellschaft. Die frü- 
heren Unterschichten, die frühere Arbeiter- 
klasse war wichtig, um Rentabilität zu er- 
zeugen, um Profit zu machen. Wir haben 
jetzt einen Status bei den Unterschichten, 
der sehr mich stark erinnert an das Mittel- 
alter, an Vaganten oder Herumtreiber, wie 
man das damals genannt hat, die sich vor 
irgendwelchen Kirchenportalen versam- 
melt hatten und vollkommen entbehrlich 
gewesen sind. Auch der Gutsherr auf den 
ostelbischen Großgütern brauchte diese 
Unterschicht als Knechte, Mägde oder 
Landarbeiter - und da fütterte man den 
einen Dorftrottel mit durch, da war man 
Patriarch. Aber jetzt fünf Millionen mit 
durchzufüttern ist für die moderne Bour- 
geoisie unmöglich, die ja auch nicht ge- 
bunden ist durch Glauben. Diese morali- 
sche Verpflichtung ist im modernen Bür- 
gertum gering geworden. Dieser Transzen- 
denzfaktor, der doch über viele Jahrhun- 
derte in der abendländischen Geschichte 
auch bei den Eliten sehr stark verankert 
gewesen war, ist verschwunden. Also hat 
die Säkularisierung, die man als Linke ja 
auch so ein bisschen gefeiert hat, 
zumindest in diesem Bereich auch eine 
Menge Unheil angerichtet. 

Perspektiven der SPD 
spw: Kommen wir zur Sozialdemokratie in 
Deutschland heute zurück. Kann sie linke 
Volkspartei bleiben und was müsste sie 
dafür tun? 
Walter: Ich weiß ja gar nicht genau, ob das 
gut ist, ob man Volkspartei bleiben soll. 
Wir haben es ja vorhin schon kurz ange- 
sprochen: In den meisten Ländern ist es so, 
dass die Sozialdemokraten oder Sozialis- 
ten so irgendwo zwischen 20 und 25% ha- 
ben, da gibt es dann noch Grüne zwischen 
5 und 10 und Linksozialisten auch zwi- 
schen 5 und 10 %. Wenn es ganz gut läuft, 
kommen die drei Parteien zusammen und 
sind in irgendeiner Weise auch regierungs- 

fähig. Das halte ich im Grunde genommen 
für das realistische Konzept, weil sich tat- 
sächlich auch unterschiedliche Kulturen 
und Interessen und Lebenslagen dahinter 
verbergen. 
Als die Grünen in den 1980er Jahren auf- 
gekommen sind, hielt man sie zunächst 
auch für eine Abspaltung von der SPD; 
dabei sind die Grünen in der Tat ein ganz 
anderes Milieu, die auch Leute erreichen, 
die für die Sozialdemokratie nie erreichbar 
gewesen wären. Sie haben, wenn man so 
will, das altbürgerliche Lager dadurch ka- 
putt gemacht, indem sie eben dort neue 
Schichten aus den Quartieren der Gutver- 
dienenden für sich und so in das rot-grü- 
ne-Lager geholt haben. 
Und wenn man sich jetzt ganz genau das 
Wahlergebnis von 2005 ansieht, dann 
sieht man: die Sozialdemokratie hat ihre 
besten Ergebnissen immer in den so ge- 
nannten mittleren Lagen: Nicht dort, wo 
die Arbeitslosigkeit hoch oder niedrig ist - 
sondern eben mittel. Nicht dort, wo die 
Kaufkraft hoch oder niedrig ist - sondern 
mittel. Nicht dort, wo der akademische Sta- 
tus durch das Zertifikat hoch oder niedrig 
ist - sondern mittel. Sozialdemokraten 
sind die Menschen, die mittelgut verdie- 
nen, in Mehrfamilienhäusern wohnen, Re- 
alschulabschluss haben oder zweiter Bil- 
dungsweg, die in einem Drei-Sterne-Hotel 
übernachten, nicht im Fünf-Sterne, aber 
auch nicht auf dem Campingplatz. Und 
das ist, glaube ich, zumindest für die An- 
hängerschaft relativ deutlich. Für die Par- 
teieliten ist es sogar noch ein Stückchen 
darüber hinaus. Auch die jungen Abge- 
ordneten haben nahezu fast alle Abitur, 
haben aber dadurch auch schon lebens- 
weltlich gar nichts mehr mit denen zu tun, 
von denen sie dann häufig reden. Und in- 
sofern wächst dann natürlich aber auch 
eine spezifische Politik, wie man das in den 
letzten Jahren schon gesehen hat. Sie ent- 
koppelt sich von den Menschen, die man 
eigentlich mal vertreten sollte. Und die 
kann dann natürlich eine neue linkssozia- 
listische Partei vertreten, viel deutlicher 
und in sich konziser. Sie könnte zum Bei- 
spiel viel stärker auf eine Erhöhung von 
Steuern setzen, während die Sozialdemo- 
kratie bei so was immer aufpassen muss, 
denn in ihren mittleren Bereichen sind 
eben viele, die diese Steuern dann zu be- 
zahlen hätten. Und diese Anhänger haben 
oftmals den Eindruck, dass sie gar nicht 
davon profitieren würden, sondern immer 
nur eine Gruppe alimentieren müssen, zu 
der sie dann gar nicht gehören. Sie sind 
besorgt, dass das Geld dann fehlt für die 
Zukunft ihrer Familien. 
Das Problem wird ja auch in den Gewerk- 
schaften zunehmend virulent. Es gibt ein- 
fach eine Reihe Gewerkschafter, die in den 
nächsten Jahren politisch-strategisch sa- 
gen werden:,,Der Konfliktkurs ist wichtig", 



konfliktuelle Gewerkschafter, und andere, 
die eher korporatistisch, im Sinne von Ab- 
sprachen und Partnerschaft argumentie- 
ren. Warum sollen die die gleiche Partei 
unterstützen? Das sind tatsächlich unter- 
schiedliche strategische Vorstellungen, mit 
unterschiedlichen Erfahrungen mit unter- 
schiedlichen Mentalitäten innerhalb der 
eigenen Basis, die sich dann auch überset- 
zen in verschiedene Parteien. 
spw: Heißt das, dass die Konflikte, die Un- 
terschiede zwischen den Parteien wieder 
stärker heraus gearbeitet werden müssen? 
Walter: Im Grunde ja, aber das Entschei- 
dende ist für mich, dass wir eine Kultur der 
Zusammenarbeit finden. Wir haben in den 
letzten Jahren auch gemerkt, wie unpopu- 
lär Volksparteien wurden, weil sie im Grun- 
de genommen unscharf geworden sind, 
unkonturiert sind. Und dass sie dann zwar 
ab und zu bei den Wahlen mal was ver- 
sprechen, aber das dann doch nicht halten, 
aber dass irgendwas fehlt, auch an pro- 
grammatischer Deutlichkeit. Insofern 
könnte natürlich eine Reihe kleinerer Par- 
teien wieder etwas deutlicher werden. Sie 
stehen intensiver im Wettbewerb 
miteinander. Die Sozialdemokraten müs- 
sen in den nächsten Jahren deutlicher ma- 
chen, was sie denn eigentlich wirklich wol- 
len, wohin es gehen soll. 
Wenn man heute einen Christdemokraten 
nachts um zwei weckt und fragt, was getan 
werden muss, dann kann er - gleich ob be- 

trunken oder nüchtern - antworten:,,Entbü- 
rokratisierung, Staat verschlanken, Steuern 
runter, Arbeitsmarkt deregulieren." Wenn man 
den Sozialdemokraten fragt, weiß er es nicht 
genau: Ist eigentlich ein starker Staat gut oder 
schlecht, sind hohe Steuern gut oder schlecht 
- er weiß es nicht. Kündigungsschutz? In den 
vergangenen Wochen hat er gelernt, ihn zu 
verteidigen, aber in den Jahren vorher sah das 
anders aus. Einsatz der Bundeswehr zur Ver- 
teidigung von Menschenrechten? Man war 
mal dafür, mal dagegen. 
spw: Dann verstehe ich Sie richtig, dass sie 
an die sozialdemokratischen Akteure die 
Empfehlung richten, inhaltliche Klärungen 
herbei zu führen, was man inhaltlich und 
strategisch eigentlich will, statt weiter mit- 
tig zu versuchen, mal diesen und mal je- 
nen einzubinden? 
Walter: Es war doch entwürdigend für eine 
Partei, dass sie nur darauf reduziert wurde 
nachzuvollziehen, was der Leitwolf zu er- 
schnüffeln meint. Das, was sie in den letz- 
ten Jahren gar nicht mehr oder nur nach 
Gutsherrenart gemacht haben, mal ein bis- 
schen Programmdiskussion, dann kam der 
nächste Generalsekretär, der hat dann 
wieder nix gemacht und so weiter - das 
kann sich die SPD gar nicht mehr leisten. 
Ich glaube z.B., dass die Linkspartei einen 
ganz guten Think-Tank hat in der Rosa-Lu- 
xemburg-Stiftung und im Umfeld darum. 
Und die werden bei einigen Projekten ein- 
fach auch gut erarbeitete Ideen vorbringen. 

Und da mussen die Sozialdemokraten mit- 
halten. Das muss nichts Schlechtes sein. 
Sozialdemokraten mussen wissen, was ihr 
Verhältnis zur Gesellschaft und zum Staat 
ist. Die Philosophie der Agenda 2010 war 
ein Ansatzpunkt: Wenn man sozialpolitisch 
lediglich die alimentiert, die keine Arbeit 
haben, sie aber dann damit alleine lasst, 
dann i s t  das kein zukunftsfähiges Kon- 
zept: Wir müssen schauen, dass sie aus die- 
ser passiven Lage, zu der sie verdonnert 
sind, herauskommen. Dazu braucht man 
Instrumente, Möglichkeiten, man muss 
immer wieder Chancen geben oder Lei- 
tern bereitstellen - an sich ist das ja ein 
richtiges Konzept. Nur so furchtbar viel hat 
man uber diese einzelnen Chancen und 
Leitern anschließend gar nicht nachge- 
dacht, man hat sie nicht bereit gestellt. Das 
wäre die Aufgabe der Sozialdemokratie, 
und dazu braucht sie dann aber wirklich 
ein geschlossenes Konzept. 
Entscheidend ist schließlich im Verhaltnis 
zur Linkspartei: Es muss immer noch ge- 
nügend Orte der Begegnung geben, dass 
sich Animositäten abbauen, dass man 
miteinander lernt und dadurch auch dazu 
in der Lage ist, allianzfähig zu sein in der 
Politik. Dann muss die Sozialdemokratie 
keineswegs mehr die große linke Volks- 
partei sein. Warum soll das Modell der 
siebziger Jahre für alle Zeiten gelten? 
spw: Professor Walter, vielen Dank für das 
Gespräch. cp" 512005 

Sieben Jahre Rot-Grün - Gratwanderung 
zwischen Wollen und Können 
Von Hans-Joachim Schabedoth 

Hoffnungsvoller Start in eine neue Ära 
Man erinnert sich noch gerne an 

den September 1998: 16 Jahre Helmut 
Kohl, das hatte wirklich gereicht. Gereicht 
hat es dann für den überfälligen Wechsel. 
Rot-Grün lag mit 47,6 Prozent vor den 
Schwarz-Gelben, die es nur auf 41,3 Pro- 
zent brachten. Die Wechselstimmung war 
diffus. Wie man heute besser weiß, ging es 
nicht nur um das verletzten Gerechtig- 
keitsempfinden der Menschen. Viele woll- 
ten auch ganz einfach „den Dicken" losha- 
ben. Auf den Schultern der Urenkel-Gene- 
ration gelangte die sogenannte Enkel-Ge- 
neration in der SPD endlich zur Regie- 

rungsmacht, nachdem sie der CDU schon 
in den Ländern, ihre einstigen Bastionen 
Rheinland-Pfalz, Saarland, Niedersachsen 
und Schleswig-Holstein abgerungen hatte. 
Nicht nur einer, gleich zwei aus der veritab- 
len Riege der Reihe nach Willy Brandt, Hel- 
mut Schmidt und Hans-Jochen Vogel ha- 
ben es geschafft: der aus Hannover und 
der aus Saarbrücken. Es hätte das Traum- 
Duo der Sozialdemokratie im Übergang 
zum neuen Jahrhundert werden können. 
Es war aber schon damals nur ein Zweck- 
bündnis zweier Egomanen. Oskar Lafon- 
taine benötigte fünf Monate Testzeit um 
herauszufinden, was ihm wirkliche Freun- 

de schon immer gesagt hatten: Der Kanz- 
ler bestimmt die Richtlinien der Politik und 
nicht der SPD-Vorsitzende. Gegen jeden 
Rat hatte sich Lafontaine trotzdem in das 
Amt das Finanzministers hineingedrängelt 
und so nebenbei auch noch verhindert, 
dass Rudolf Scharping Fraktionsvorsitzen- 
der bleiben konnte. War schon auf dem 
Weg zur Regierungsmacht das Dreigestirn 
zerbrochen, wurde aus dem Duo an der 
Spitze, rascher als die meisten SPD-Mitglie- 
der gewünscht hatten, ein Solo für Gerd. 
Folgt man aktuellen Rückblicken, sagt man 
der SPD nach, sie hätte nicht nur die La- 
fontaine-Monate, sondern fast die ersten 
fünf Regierungsjahre verpennt. Erst mit 
des Kanzlers Agenda 2010-Rede am 
14.3.2003 sei die Republik und ihr Reform- 
wille wachgeküsst worden. Doch Reform- Dr. Hans-Joachim Schabedoth, Leiterder Grundsatzabteilung des Deutschen Gewerkschaftsbundes 



willen, den gab es von der ersten Stunde 
an. Was sich ab dem fünften Jahr funda- 
mental verändert hat, i s t  die herrschende 
Definition zum Reformbegriff. Gute alte 
sozialdemokratische Tradition war es bis 
dahin, als Reformen zu verstehen, was das 
Leben und Arbeiten der Menschen verbes- 
sert und soziale Schieflagen korrigiert 
statt verschärft. Unter diesem Anspruch 
müsste sich die SPD für ihre ersten Regie- 
rungsjahre nicht schämen und schon gar . nicht verhöhnen lassen. Sicher hat sie die 
übernommene Hypothek der Kohl-Ära 
unterschätzt. Auch hätte sie besser nicht 
den Eindruck erweckt, Regierungspolitik 
könne auf dem Arbeitsmarkt herbeizau- 
bern, was die Unternehmen verweigern. 
Schon früh war abzusehen, dass allein 
durch verbesserte Angebotsbedingungen 
über weniger Unternehmenssteuern und 
Sozialabgaben, Konjunktur und Arbeits- 
markt nicht in Schwung zu bringen sind. 
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Regierungserfolge 
Wort gehalten haben die Koalitionspartei- 
en bei ihrem Wahlversprechen, die politi- 
schen Fehlentscheidungen der Kohl-Re- 
gierung bei der Rente, beim Kündigungs- 
schutz und bei der Lohnfortzahlung im 
Krankheitsfalle zu korrigieren. Auf der Ha- 
benseite der ersten Jahre steht die Öko- 
Steuer. Deren Einnahmen halfen, die Bei- 
tragssätze zur Rentenversicherung zu sta- 
bilisieren. Gelungen ist der Ausstieg aus 
der Atomkraftnutzung. Zudem hat 
Deutschland in der internationalen Politik 
in Abstimmung mit den Partnern in der EU 
und der Nato eine auch militärisch flan- 
kierte zusätzliche Verantwortung über- 
nommen, ohne in den Sog des nichtver- 
antwortbaren Kriegs der USA gegen den 
Irak zu geraten. 
Kritiker mögen einwenden, dass auf keiner 
der großen Reformbaustellen Arbeitsmarkt, 
Rentensicherheit und Krankenversiche- 
rung ein vollendetes Werk entstanden ist. 
Es gab lediglich allzu kurzatmige Anpass- 
reaktionen und Vertröstungen auf Besse- 
res beim nächsten Mal. Das zu kritisieren, 
ist legitim und nötig. Selbstgerecht und 
naiv wird die Kritik, wenn sie die jeweils 
aktuelle Zwischenlösung als unzureichend 
gering schätzt, ohne die Realisierungswe- 
ge und politischen Rahmenbedingungen 
für vorgeblich bessere Lösungen zu be- 
denken. Bis zuletzt hat die rot-grüne Bun- 
desregierung darauf gesetzt, den dafür 
nötigen Konsens in Kommissionsstruktu- 
ren außerhalb des Parlaments finden und 
dann leichter auch parlamentarisch reali- 
sieren zu können. Die Versuche, Regie- 
rungsentscheidungen zu legitimieren, 
auch ohne dafür im Detail parlamentari- 
sche Mehrheiten garantieren zu können, 
reichen vom spektakulär gestarteten 
Bündnis für Arbeit, über die Süssmuth- 
Kommission zur Zuwanderung, die Ethik- 

Kommission, die Hartz-Kommission zur Re- 
form des Arbeitsmarktes, die Rürup-Kom- 
mission zur nachhaltigen Sicherung der 
Finanzierung der Sozialsysteme bis zuletzt 
zur Biedenkopf-Kommission, die Vorschlä- 
ge zur Weiterentwicklung der Mitbestim- 
mung machen soll. Ist das Suchen nach 
Handlungsoptionen der Politik wirklich 
nur reine Parlamentsangelegenheit? Wer 
will hier das letzte Wort sprechen? 
,,Aufbruch und Erneuerung", so das Motto 
der ersten Legislaturperiode, hatte es in 
der Tat gegeben. Aber auch Aufruhr und 
Ermüdung. Bis wenige Tage vor dem Wahl- 
termin am 22. September 2002 war noch 
nicht entschieden, ob vier Jahre Schröder- 
Regierung eine Episode bleiben oder eine 
Epoche begründen würden. Der Kurs einer 
unspektakulären Mitte-Links-Reformpolitik 
war erkennbar, doch mitreißend ist so et- 
was selten. 

Tu es noch einmal,Gerd! 
So war die Stimmung im Wahljahr 2002 
unter den Anhängern rot-grüner Regie- 
rungsarbeit. Mitreißend waren buchstäb- 
lich nur die umweltbedingten Über- 
schwemmungen in Ostdeutschland, bei 
denen sich der Kanzler virtuos als Krisen- 
manager in Szene setzen konnte. Und 
auch die Standhaftigkeit gegenüber einer 
auf militärische Abenteuer gepolten US- 
Regierung brachten Kanzler und Außenmi- 
nister verloren gegangenes Wählerver- 
trauen wieder zurück. Die Wirtschafts- und 
Arbeitsmarktdaten konnten kaum als Leis- 
tungsbeweis bemüht werden. Nicht nur 
die Erwartungen, auch die Versprechungen 
waren kühner. Die Unionsparteien ver- 
passten ihre Chance, eine plausibles Alter- 
nativprogramm für mehr Wachstum und 
Beschäftigung aufzulegen. Stattdessen be- 

schränkten sie sich auf das Rummeckern 
am Regierungskurs. Wer selbst mit dem 
Regierungskurs nicht im Einverständnis 
lag, fand im Wollen der Oppositionspartei- 
en nur noch größere Fehler. Trotzdem wa- 
ren sich die Unionsparteien mit ihrem 
Kanzlerkandidaten Edmund Stoiber bis in 
die Wahlnacht hinein sicher, es könnte für 
die Ablösung von Rot-Grün reichen. Knapp 
6.000 Stimmen haben entschieden, dass 
die SPD mit einem Stimmenanteil von 38,5 
Prozent stärkste Partei blieb. Rot-Grün er- 
reichten 47,l Prozent, Schwarz-Gelb 45,9 
Prozent. Rot-Grün behielt die Option, aus 
einer Episode eine Epoche zu machen. Die 
Spitzen der Unionsparteien quittierten es 
mit einer Mischung aus Unglauben und 
Entsetzen. Sie fühlten sich irgendwie um 
ihren Sieg betrogen, zumal sich die Union 
notorisch als die Partei mit Dauerabo für 
Regierungsarbeit versteht. Es wurde nichts 
mit den monatelang sicher geglaubten 
Posten. Die Rot-Grünen gewannen weitere 
vier Jahre. Es konnte ja noch keiner ahnen, 
dass die Luft nur für drei reichte. 
Wer erwartete, SPD und Grüne hätten aus 
ihrem schlechten Start 1998 gelernt, wurde 
eines Schlechteren belehrt. Koalitionsver- 
handlungen, die zu einem nicht unerhebli- 
chen Teil in und über die Medien geführt 
wurden, fanden sich begleitet von einer 
Vielstimmigkeit bei Fragen der Finanz- 
und Haushaltspolitik. Der Startkredit in die 
neue Legislaturperiode war schnell ver- 
braucht. Die Opposition und ihre media- 
len Lautsprecher bekämpften die Regie- 
rung, als hätte sie kein Recht, den eigenen 
politischen Grundanliegen zu folgen. Sie 
hätte damit leben können. Immerhin ist es 
keine Schande, eine Politik für die Mehr- 
heit der Bevölkerung machen zu wollen. 
Das Regierungsprogramm beschriebt die- 



se Politik unter der Maßgabe einer sozial 
gerechten Modernisierung des Landes. 
Regierung im Rückwärtsgang 
Nicht auf allen innenpolitischen Reformfel- 
dern hat die Bundesregierung den Mut 
zur Programmtreue und zum Konflikt mit 
entgegenstehenden Interessen weiter ent- 
wickelt. 
Am 14. März 2003 stellte der Bundeskanzler 
- quasi als eine nachgeschobene Regie- 
rungserklärung - die Weichen der tages- 
politischen Vorhaben auf Revision bisheri- 
ger Zielsetzungen bei den Sozialstaatsre- 
formen. Angesetzt wird nicht an den Ursa- 
chen konjunktureller Schwächen, sondern 
sein neues Vorhaben ,,Agenda 2010" ver- 
sucht, die negativen Konsequenzen der 
Wirtschafts- und Beschäftigungskrise 
anders zu bewältigen als es bislang sozial 
geboten schien. Nicht dem Kurs der Titanic 
gilt die Aufmerksamkeit des Steuermanns, 
sondern dem Umgruppieren der Liege- 
stühle auf Deck. Wie der Blick auf erfolgrei- 
chere europäische Nachbarländer zeigt, 
wäre eine makroökonomische Akzentver- 
änderung der Regierungspolitik wohl 
zweckgerechter gewesen. Eine deutliche 
Prioritätensetzung für das Fördern von In- 
novation und Investition fehlte. In der 
Schlüsselrolle wären dabei Weichenstel- 
lungen in der Bildungs-, Forschungs- und 
Technologiepolitik. Die Agenda 2010 bietet 
dafür keinen konsistenten Plan. Trügerisch 
klammert sie sich an die fragwürdigen 
Problemdeutungsmuster der Konkurrenz. 
So findet sich die Absicht, allen abhängig 
Beschäftigten Mehrkosten für das Kran- 
kengeld aufzuerlegen, um den Arbeitge- 
bern im gleichen Umfang Entlastung zu 
erteilen. Der fragwürdige Vorteil, auf diese 
Weise die lnvestitionsneigung der Unter- 
nehmen positiv zu stimulieren, wird mit 
dem Nachteil erkauft, allen Arbeitnehmern 
im Umfang dieser zusätzlichen Belastung 
Geld für den privaten Konsum zu entzie- 
hen. Das ist nicht nur sozial bedenklich, 
sondern ökonomisch kontraproduktiv. 
Die größte Irritation löste der Kanzler mit 
dem Vorhaben aus, die Bezugsdauer des 
Arbeitslosengeldes für die unter 55-Jähri- 
gen auf 12 und für die über 55-Jährigen 
auf 18 Monate zu begrenzen, ,,weil dies 
notwendig ist, um die Lohnnebenkosten 
im Griff zu behalten". Folgt man 
überhaupt dieser Logik, wäre es am konse- 
quentesten, das Arbeitslosengeld noch ri- 
goroser zu kappen, so wie es der einge- 
spielte Chor aus Opposition, Arbeitgeber- 
verbände und Meinungsmachern des 
Neoliberalismus gebetsmühlenhaft for- 
dert. Nicht umsonst schieden sich in den 
Debatten der vergangenen Jahre an die- 
sem Punkt die Böcke von den Schafen. Die 
einen - das waren bislang immer die 
Sozialdemokraten - wollten, dass wir we- 
niger Arbeitslose haben. Die anderen wol- 
len, dass die Arbeitslosen weniger haben. 

Priorität für die Sozialdemokraten hatte 
bislang das Bekämpfen von Arbeitslosig- 
keit und nicht das Belasten von Arbeitslo- 
sen. Hier ist die Sozialdemokratie seit März 
2003 rückwärts gelaufen und hat große 
Teile ihrer Mitglieder und Wähler zurück- 
gelassen. 

Politik im Nachvollzug der Agenda 2010 
Zur Freude der Wirtschafts- und Arbeitge- 
berverbände und ihrer parlamentarischen 
Helfer sowie unter Beifallsbekundungen 
einschlägig engagierter Meinungskartelle 
verwickelten sich Bundeskanzler, Bundes- 
regierung und Regierungsparteien in es- 
kalierende Konflikte mit der eigenen Wäh- 
lerschaft. Umfragen und Wahlergebnisse 
belegten Monat für Monat, wie deutlich es 
misslang, auch nur in die Nähe jener Zu- 
stimmungsraten zu kommen, mit der 2002 
noch einmal knapp die Regierungsfüh- 
rung behauptet werden konnte. 
Des Kanzlers Verzicht auf eine Gegenoffen- 
sive zum neoliberalen Mainstream und 
sein Einschwenken auf eine bloße sozial- 
demokratische Variante hat die Oppositi- 
onsparteien zunächst kalt erwischt. Der 
Kanzler nun auch ein bekehrter Neolibera- 
ler? Sicher nicht, aber die Abkehr vom her- 
kömmlichen sozialdemokratischen Re- 
formverständnis war offenkundig. Getreu 
dem Motto ,,if you can't beat them, join 
them" übernahm der Bundeskanzler aus 
dem Glaubensvorrat des Neoliberalismus 
die Hoffnung, mit Entlastung der Unter- 
nehmen ließen sich quasi im Selbstlauf 
Wachstums- und Arbeitsmarktprobleme 
lösen. Diese Aspekte der Agenda 2010 ak- 
tivierten heftigen innerparteilichen Wider- 
stand. Nur mit Rücktrittsdrohungen und 
dem schließlich vollzogenen Verzicht auf 
das Amt des Parteivorsitzenden gelang es 
Gerhard Schröder, die Bundestagsfraktion 
und die Parteigremien auf die neue Linie 
zu zwingen. Die Kollateralschäden haben 
ihn ein Jahr früher als nötig eingeholt. 
Der Kanzler machte sich gar nicht die 
Mühe, die Kritik an äußerst strittigen Ein- 
zelaspekten seiner Agenda 2010 konkret 
zu beantworten. Pauschal verkaufte er das 
gesamte Paket als ,,neue Reformpolitik. 
Dieser Argumentationskniff erlaubte es, 
die berechtigten Zweifel an unsinnigen 
Details im Gesamtpaket der Agenda 2010 
pauschal zurückzuweisen und selbst 
wohlmeinenden Kritikern das Etikett der 
Reformverweigerer anzuheften. Was im 
Kern ein Konflikt der Regierung mit be- 
deutenden Teilen ihrer Wählerschaft und 
eine innersozialdemokratischen Kontro- 
verse ist, geriet in der öffentlichen Wahr- 
nehmung zeitweilig zum Gefecht zwi- 
schen Bundesregierung und Gewerkschaf- 
ten. Gegen die Vorliebe der öffentlichen 
Wahrnehmung für einfache Schwarz- 
Weiß-Muster fiel es den Gewerkschaften 
nicht leicht, die eigenen Positionierungen 

zu erklären. Viel zu lang blieb die unrealis- 
tische Erwartung unwidersprochen, Ge- 
werkschaften könnten als eine Art Ober- 
genehmigungsbehörde für Regierungspo- 
litik agieren oder seien so etwas wie eine 
außerparlamentarische Opposition. Es hat 
den Gewerkschaften einige Mühe bereitet, 
solche Überforderungen zurückzuweisen, 
über ihre faktischen Handlungschancen 
aufzuklären und sie konsequent zu nut- 
zen. Die realistische Sicht auf die Grenzen 
eigener gesellschaftlicher Mobilisierungs- 
arbeit teilen die Gewerkschaftsvorstände 
mit der großen - aber oft schweigenden - 
Mehrheit ihrer Mitglieder. Offenkundige 
Mängel in der Regierungsarbeit müssen 
die Regierungsparteien vor ihren Wähler- 
innen und Wählern verantworten. Die Ge- 
werkschaften sind dabei in der Rolle der 
Kritiker und Anreger für Besseres, bleiben 
aber machtlos, wenn sie,,vor tauben Ohren 
predigen". 
Es sind die vielen eklatanten Konstrukti- 
onsmängel und Plausibilitätsprobleme so- 
wie die sozialen Schieflagen mancher Re- 
gierungsvorhaben, die jeder Politik Akzep- 
tanzprobleme bereitet, die sich bloß auf 
den Rahmen der Agenda 2010 verkürzen 
wollte. Mehr Skepsis gegenüber alten und 
neuen Arbeitgeberwunschzetteln hätte 
der Regierung mehr genützt, zumal zusätz- 
liche praktische Erfahrungen beweisen, 
dass reduzierter Kündigungsschutz keinen 
Durchbruch auf dem Arbeitsmarkt bringt. 
Ein Verlagern sozialer Finanzierungslasten 
auf die abhängig Beschäftigten hat schon 
immer nur Umverteilungsprozesse von 
unten nach oben befördert, nicht aber 
eine boomende Wirtschaft hervorge- 
bracht. Und schließlich sind neue Bedrü- 
ckungen für Arbeitslose kein Ersatz für 
eine intelligente Arbeitsmarktpolitik, bei 
der tatsächlich gefördert wird. Die stritti- 
gen Regierungsvorhaben trafen auf eine 
parlamentarische Opposition und eine 
Mehrheit im Bundesrat, die sozial bedenk- 
liche Konstruktionsfehler der Agenda 2010 
nicht ausgleichen, sondern verschlimmern 
wollte. 
Die Gewerkschaften haben sich unter die- 
sen Rahmenbedingungen bemüht, die 
Kurzatmigkeit der Politik und die wieder- 
erwachte Vorliebe für Scheinlösungen 
und Kompromisse zu Lasten der sozial 
Schwächeren öffentlich zu thematisieren, 
zu kritisieren und soweit wie möglich auch 
zu korrigieren. Und trotz des erklärten Des- 
interesses der Regierenden an Alternativen 
haben die Gewerkschaften eigene Reform- 
anstöße für Wachstum und Beschäftigung, 
Bildung und Innovation vorgelegt. Nicht 
nur die größeren und kleineren Demonst- 
rationen des Jahres 2004, sondern alle 
Wahlentscheidungen der vergangenen 
Monate sprechen dafür, dass die Gewerk- 
schaften mit ihrer Kritik an der Regierungs- 
arbeit und an den Problemverschärfern in 
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den Oppositionsparteien nicht so etwas 
wie,,Geisterfahrer auf der Autobahn" sind. 
Viel zu viel Regierungszeit ist vergangen, 
bevor wieder anerkannt wurde, dass es 
nicht nur die einzig richtige oder falsche 
Politik für mehr Wachstum und Beschäfti- 
gung gibt. Wer Regierungspartei bleiben 
oder werden will, wird sich auch aktuell 
mit den gewerkschaftlichen Vorschlägen 
zur Förderung von Wachstum und Be- 
schäftigung seriöser auseinandersetzen 
müssen, als es ihm die lieb gewordenen 
Vorurteile bislang nahe legten. 

Rot-Grün am Ende des Könnens 
Die SPD weigerte sich von Wahl zu Wahl, 
die Denkzettel der Wähler und Nichtwähler 
anzunehmen. Sie nannte es noch Fort- 
schritt, beim Rückwärtsgehen nicht ge- 
stürzt zu sein. Die bundesweiten Zustim- 
mungswerte der SPD schwankten seit 
2003 zwischen 23 und 35 Prozent. 
Man musste kein Prophet sein, um vor- 
herzusagen, dass anhaltende Arbeitslo- 
sigkeit und die verletzten Gerechtig- 
keitsgefühle großer Teile der Bevölke- 
rung auf der politischen Tagesordnung 
bleiben. Es ist auch kaum erstaunlich, 
dass sich die beiden in Konkurrenz ste- 
henden politischen Lager darin erschöp- 
fen, sich gegenseitige Untauglichkeit zur 
Problemlösung zu attestieren. Für Rot- 
Grün ergab sich ein Dilemma: Gäbe sie 
ihren politischen Kontrahenten weiter 

mensetzung vertritt. Zudem erscheint 
mehr denn je unbestritten, dass hohe Ein- 
kommen wieder etwas höhere Steuern 
zahlen sollten. Schließlich soll eine einheit- 
liche Krankenversicherung für alle Bürger- 
innen und Bürger mehr Gerechtigkeit 
bringen. Dass Wahlprogramme nur be- 
dingt tauglich sind für ein Abarbeiten 
durch Regierungspraxis, haben die letzten 
Jahre hinlänglich bewiesen. Dennoch woll- 
ten sich wohl die allermeisten Gewerk- 
schaftsmitglieder lieber vier weitere Jahre 
mit einem sozialdemokratischen Bundes- 
kanzler herumärgern als einer konservati- 
ven Regierung täglich neu erklären zu 
müssen, wie töricht neoliberale Rezepte 
sind. 

Volksparteien in der Bewährungsprobe 
Der Wähler hat die Karten neu gemischt. Er 
hat sie sogar so gemischt, dass alle Mit- 
spieler tagelang glaubten, sie hätten das 
beste Blatt. Doch wie beim Doppelkopf: 
Die schwarze Dame bestimmt den Mitspie- 
ler. Das ist nach der ersten Phase entschie- 
den, bei der die Beteiligten ihren Traum- 
vorstellungen noch freien Lauf lassen 
konnten. Die beiden Volksparteien sind 
nunmehr an der Reihe. Große Wählermehr- 
heiten glaubten schon immer, große Pro- 
bleme ließen sich am besten mit großen 
Koalitionen lösen. Das kommt jetzt in den 
Praxistest. 
Die informelle gro- 

nach, verschlechtert sie ihre eigenen ße Koalition hat 
Wiederwahlchancen. Wirkliche Moderni- ausqedient. Jetzt 

trösten: Wolfgang Gerhardt wird nicht sein 
Nachfolger, sondern darf für ein paar Mo- 
nate seine eigene Fraktion in den Schlaf 
lullen, nicht aber Deutschland, Europa 
und die ganze Welt. Vom linken Flügel 
aus wird die SPD es mit zwei kleineren 
Parteien zu tun bekommen, die ihr 
sicherlich ein ständiges schlechtes ökolo- 
gisches und soziales Gewissen machen 
und zum Wettbewerb um die besseren 
Lösungen anstacheln. Ein Happyend für 
die von Willy Brandt beschworene Mehr- 
heit links von der Mitte ist langfristig 
nicht ausgeschlossen. Schröder wird bei 
einer Merkel-geführten großen Koalition 
in einer oberen Liga mit Nelson Mandela 
und Jimmy Carter weiterspielen. Da ist es 
denkbar, dass Oskar Lafontaine die Weine 
der Toskana alsbald wieder für attraktiver 
hält als alltägliche Rangeleien um die un- 
bedingte Gefolgschaftstreue in einer 
neuen Partei. In dieser Beziehung hat die 
PDS noch vor sich, was die SPD schon 
durchlitten hat. lrgendwann werden 
dann die Karten wieder neu gemischt. 
Welch eine Chance für alle, die sich auf 
den Wettbewerb der besseren Argumente 
freuen! Welch eine Chance für die linke 
Volkspartei, dabei ihr Profil zu schärfen 
und auf Basis des relativen Erfolgs vom 
18. September noch mehr Wählervertrau- 
en zurückzuerobern. S ~ W  512005 

an, was das Leben und Arbeiten der aber vielleicht bes- sozialistischer Beiträgezu Politik 

Menschen s~ü rba r  verbessert, trifft sie ser für das Land, 
auf das Veto der Opposition im Bundes- 
rat. Der Geist der großen Koalition präg- 
te fortan mehr und mehr das Können 
und beschnitt das Wollen. Attraktiv für 
die Rot-Grün-Wählerkoalition war das 
nicht. 
Die letzte Niederlage bei der Landtagswahl 
im sozialdemokratischen Stammland 
Nordrhein-Westfalen hat der Bundeskanz- 
ler zum Anlass genommen, auf vorgezoge- 
ne Neuwahlen zu setzen. 
Erfreulich eilig und mit vorzeigbarem Er- 

r gebnis haben die Sozialdemokraten ge- 
lernt, ihre Wiederwahlperspektiven zu ver- 
bessern. Ihr Wahlmanifest nimmt Vieles 
auf, was in den beiden zurückliegenden 
Regierungsjahren noch als Sündenfall galt. 
Damit hätten sie wohl auch Ehre für den 
Rest der Legislaturperiode einlegen kön- 
nen. So darf jetzt zum Beispiel wieder nach 
den Konstruktionsfehlern und sozialen 
Schieflagen der Arbeitsmarktgesetze ge- 
fragt werden. Eine gesetzliche Mindest- 
lohnsicherung ist kein Tabu mehr. Sozial- 
demokraten wollen auch wieder, dass die 
Politik nicht die Magd der Wirtschaft ist, 
sondern einen Anspruch auf soziale Rah- 

wenn beide Volks- 
parteien das Wäh- 
lervotum richtig 
deuten. Müsste es 
auf nur einen Satz 
verdichtet werden, 
er lautete: Neolibera- 
lismus pur hat keine 
Mehrheit. Wir wer- 
den uns deshalb 
wohl daran gewöh- 
nen müssen, dass 
rechts von den 
Volksparteien Op- 
positionsführer Gui- 
do Westerwelle das 
Gegenteil in die Re- 
publik kräht. Josch- 
ka Fischer hat sich 
entschieden, nur 
noch hin und 
wieder von der letz- 
ten Bank zu gran- 
teln, wenn es die 
Seinen und weniger 
Genialen allzu dreist 
treiben. Es mag ihn 
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von Stephan Bliemel 

Wären wir Norweger, könnten wir 
jetzt unseren Wahlsieg feiern. Wir Sozial- 
demokraten würden den Regierungschef 
stellen und uns an die Bildung einer Rot- 
Rot-Grünen Koalition machen. Denn nicht 
nur in Deutschland wurde kürzlich ge- 
wahlt, sondern auch in Norwegen. Und 
nicht nur in Norwegen gibt es eine Mehr- 
heit jenseits der Liberalen und Konservati- 
ven, sondern auch in Deutschland. Aber 
die deutsche Sozialdemokratie hat sich 
anders als die Norwegische in ein Dilem- 
ma manövriert, das kaum Auswege zulässt. 
Im Schillerjahr 2005 sei mir dieses Pathos 
erlaubt: Die Situation ist tragisch. 

Linke Mehrheit ohne Mehrheit 
Sie ist deshalb tragisch, weil trotz neolibe- 
ralem Kreuzfeuer aus allen Gazettenrohren 
sich die Mehrheit der Deutschen mit ih- 
rem Wahlvotum gegen die marktradikale 
Ideologie und für die Sicherung von Sozi- 
alstaatlichkeit ausgesprochen hat. Sie ist 
tragisch, weil sich diese Mehrheit nicht in 
der zukünftigen Regierung wieder finden 
wird. Sie ist tragisch, weil sich die Führer 
der Sozialdemokratie im Vorfeld durch ihr 
kategorisches Nein gegenüber einer Zu- 
sammenarbeit mit der Linkspartei.PDS 
selbst politisch kastriert haben. 
Der Gang in die Große Koalition scheint 
deshalb vorerst unvermeidbar und man 
glaubt gar, bei Clement, Schily und Co. eine 
klammheimliche Freude darüber zu erken- 
nen. Aber viele andere Sozialdemokraten, 
deren politischer Gestaltungswille über 
die Verwirklichung der Möglichkeiten hin- 
ausgeht, die eine Große Koalition zulässt, 
werden sich wohl oder übel mit dem Phä- 
nomen Linkspartei.PDS auseinandersetzen 
müssen. Das linke Auge wird man nicht 
ewig zukneifen können, sonst landet man 
irgendwann rechts im Straßengraben. 
Dabei sah es doch 2002 so gut aus: Die PDS 
war aus dem deutschen Bundestag geflo- 
gen und war damit zur ostdeutschen Regi- 
onalpartei degradiert worden. Da sie selbst 
auf Landesebene in Regierungsverantwor- 
tung war, konnte sie kaum mehr Protest- 
wähler binden. Und die Alterstruktur ihrer 
Mitglieder ließ einen extremen Schrump- 
fungsprozess erwarten. Für viele war das 
Ende der Partei damals schon eingeläutet. 
Und nun, kaum drei Jahre später, erlebt sie 
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ein ungeahntes Comeback: Die Abgeord- 
netenzahl im Bundestag wurde verfünf- 
undzwanzigfacht von zwei auf 52 Sitze 
und auch die lange Zeit vergeblich ange- 
strebte Westausdehnung scheint vorerst 
gelungen. Man darf nicht unterschätzen, 
was eine derartig große Fraktion mit ihren 
Wahlkreisbüros in der Fläche und ihrem 
intellektuellen Potenzial in der Fraktions- 
zentrale in Berlin alles erreichen kann. 
Was jetzt nicht hilft, ist Wählerschelte, noch 
weniger helfen die Beschimpfung ehema- 
liger Sozialdemokraten, die das Parteibuch 
gewechselt haben oder gar Schuldzuwei- 
sungen an Gewerkschafter, die mit der 
Linkspartei.PD5 sympathisierten. Was hel- 
fen würde, wäre eine Analyse der eigenen 
Politik und der Mechanismen ihrer inner- 
parteilichen Durchsetzung. Man wird fest- 
halten müssen, dass es der SPD in den ver- 
gangenen Jahren nicht mehr gelungen ist, 
das für die Sozialdemokratie so existenzi- 
elle Bündnis zwischen Unter- und Mittel- 
schichten aufrechtzuerhalten. Einmal ab- 
gesehen von der Fragwürdigkeit ihrer 
Wirksamkeit gilt dies in besonderem 
Maße für die Agenda 2010: Die Stabilisie- 
rung der Lohnnebenkosten in der Ar- 
beitslosenversicherung wurden durch Ein- 
schnitte bei Arbeitslosen gegenfinanziert. 
Diese Aufkündigung der Interessensver- 
tretung traditioneller Wählerschichten 
musste einfach Konsequenzen innerhalb 
der Partei und im Wählerverhalten haben. 
Es war deshalb vor allem unsere eigene 
Politik und der mit ihr verbundene Politik- 
stil, der zu den Abspaltungsbewegungen 
innerhalb der SPD führte, welche 
wiederum der PDS eine einmalige histori- 
sche Chance boten, die sie schließlich auch 
zu nutzen wusste. 

Die Entwicklung der PDS 
Und was nun? Vieles hängt von der 
Linkspartei.PDS selbst ab. Um dies zu ver- 
stehen, muss man den Charakter dieser 
Partei und die Wandlungsprozesse, denen 
sie zurzeit unterliegt, analysieren. 
1. Die PDS war und ist eine in Ostdeutsch- 
land fest etablierte Regionalpartei. Sie ist 
bis in die kommunale Ebene hinein fest 
verankert und hat in Ostdeutschland mehr 
Mitglieder als die SPD. Die PD5 betreibt 
hier schon lange keine Systemopposition 
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mehr, lebt aber vor allem vom Ost-West- 
Konflikt. Und es gibt auch 15 Jahre nach 
der deutschen Einheit noch keine über- 
zeugenden Anhaltspunkte dafür, dass sich 
die Ost-West-Differenzen abschwächen. 
Auch heute noch unterscheiden sich Wert- 
präferenzen der West- und Ostdeutschen 
grundlegend voneinander und auch heu- 
te noch fühlen sich viele Ostdeutsche als 
Bürger zweiter Klasse. Hinzu kommt die 
wieder auseinander gehende ökonomi- 
sche Entwicklung zwischen Ost und West. 
Es scheint so, als würde Ostdeutschland 
langfristig am Tropf des Westens hängen 
bleiben. Von allen diesen Umständen pro- 
fitiert die PDS als ostdeutsche Regionalpar- 
tei. Sie war in der Vergangenheit beson- 
ders erfolgreich, wenn sie die ostdeutsche 
Karte spielte. 
2. Die Linkspartei. PDS ist mit der Bundes- 
tagswahl 2005 zur gesamtdeutschen Pro- 
testpartei aufgestiegen. Dies sollte man 
nicht über-, aber auch nicht unterschätzen. 
Nicht unterschätzen, weil mit einem Wahl- 
ergebnis von 4,9% in Westdeutschland die 
Partei etwas erreichen konnte, was sie seit 
über zehn Jahren vergeblich versucht hat- 
te: Wählbar für Westdeutsche zu sein. Die 
Plattform WASG mit Oskar Lafontaine an 
der Spitze ermöglichte dies. Aber über- 
schätzen darf man das gute Ergebnis der 
Linkspartei.PDS ebenfalls nicht, denn es 
fußt vor allem auf Proteststimmen. Laut 
Umfragen hat jeder zweite Wähler die 
Linkspartei.PDS vor allem aus Protest ge- 
gen die etablierten Parteien gewählt. Pro- 
testwähler sind aber höchst unsichere Ge- 
fährten und oft bei den nächsten Wahlen 
schon wieder verschwunden. 
3. Und dies ist dann auch die Schlüsselfra- 
ge für die zukünftige Entwicklung der 
Linkspartei. PDS: Schafft sie es, eine in ganz 
Deutschland verankerte und organisierte 
Partei zu werden? Als Newcomer haben 
dies bislang nur die Grünen geschafft, die 
aber von einer ganzen Generation und ei- 
nem gesellschaftspolitischen Paradigmen- 
wechsel getragen wurden. Eine neue sozi- 
alistische Bewegung, die einer 
Linkspartei.PDS das zukünftige Funda- 
ment bieten könnte, ist allerdings weit 
und breit nicht in Sicht. Zwei potenzielle 
Bündnispartner böten sich für die 
Linkspartei.PDS dennoch an: Die Gewerk- 
schaften und die globalisierungskritische 
Bewegung. Doch beide Möglichkeiten sind 
wenig wahrscheinlich: Die Gewerkschaften 
als lnteressensvertreter ihrer Mitglieder 
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werden und können sich nicht hauptsäch- 
lich auf eine kleine Oppositionspartei 
stützen. Ob für die international orientier- 
ten attac-Mitglieder das Sammelsurium 
aus Linkssektierern, Altgewerkschaftern 
und kleinbürgerlichem Ost-Milieu zum 
Bündnispartner werden kann, ist stark zu 
bezweifeln. Hinzu kommt, dass innerhalb 
der Partei erste strategische Fehler ge- 
macht werden: Dass in der Bundestags- 
fraktion von Linkspartei.PDS für alle rele- 
vanten Positionen Ostdeutsche gewählt 
wurden - abgesehen von Oskar Lafontai- 
ne, ist einer Stabilisierung der Partei in 
Westdeutschland sicher nicht zuträglich. 

Ich wage deshalb die Prognose, dass die 
Linkspartei. PDS mittelfristig eine Protest- 
partei bleiben wird, wenn auch gesamt- 
deutsch profiliert. 
Für die SPD ist dies allerdings kein Grund 
zur Entwarnung. Im Gegenteil, die Zeit ist 
günstig für Protestparteien. Eine SPD, die in 
der Großen Koalition gebunden ist und 
die sicher so einige sozial- und steuerpoli- 
tische Kröten schlucken wird, hält ihre 
Flanke schmerzhaft weit offen für eine 52 
Abgeordnete starke Linksopposition mit 
begnadeten Rednern in ihren Reihen. Mit 
geballter Kraft von links angegriffen zu 
werden, wird für die SPD im Bundestag 
eine ganz neue Erfahrung sein. 

Und was können wir Sozialdemokraten 
tun? 
Als Idealist würde ich erst mal sagen: 
Durch eine glaubwürdige programmati- 
sche Erneuerung sollten wir versuchen, so- 
wohl Wähler als auch Mitglieder der 
LinksparteLPDS zurück zu holen. Als Realist 
und mit Blick auf die tatsächlichen Kon- 
stellationen innerhalb unserer Partei bin 
ich diesbezüglich eher skeptisch. Was wir 
aber zumindest tun sollten und was in ei- 
ner großen Koalition von entscheidender 
Bedeutung sein wird: Wir müssen zu einer 
ganz klaren, Profil schärfenden politischen 
Kommunikation kommen. Konkret bedeu- 
tet dies, dass wir die zwangsläufigen Kom- 
promisse mit der CDU nicht als unser 
Wunschergebnis verkaufen dürfen, son- 

# 
dern deutlich machen müssen, was unsere 
eigentlichen Positionen waren, was die 

P Gegenposition ausmachte und warum 
man sich wie geeinigt hat. Wenn es nicht 
gelingt, uns in der Öffentlichkeit als linke 
Volkspartei gegenüber der CDU behaup- 
ten zu können, dürfte es schlecht ausse- 
hen für 2009. 
Stichwort 2009: Da wir konstatieren müs- 
sen, dass unter den gegebenen Umstän- 
den einer großen Koalition die 
Linkspartei.PDS eine relevante Kraft im 
Bundestag bleiben wird, darf die politische 
Zusammenarbeit mit dieser Partei zukünf- 
tig nicht mehr von vornherein ausge- 
schlossen werden. Die Beteiligung an der 
Verantwortung ist immer noch das beste 

Mittel, um Protestparteien zu entzaubern 
und sie auf ihre eigentliche Basis zurück 
schrumpfen zu lassen. Hinzu kommt nicht 
nur, dass drei linke Parteien in einem Parla- 
ment zur europäischen Normalität gehö- 
ren, sondern dass dieses Faktum für eine 
dauerhafte sozialdemokratische Regie- 
rungsmehrheit auch zuträglich sein kann. 
Mir sei ein unorthodoxer Vergleich er- 
laubt: Führende Waschmittelproduzenten 
sind in der Regel mit drei oder noch mehr 
Waschmitteln auf dem Markt. Ziel ist es, 
durch eine differenzierte Produktpalette 
mehr Käufer zu erreichen, als dies mit ei- 
nem einzigen Waschmittel der Fall wäre. 
Ein modernes Parteiensystem kann ähn- 
lich verstanden werden: Die Differenzie- 
rung der gesellschaftlichen Milieus in den 
letzten Jahrzehnten wird durch eine Diffe- 
renzierung der politischen Parteien aufge- 
fangen und gleichzeitig aufgehoben. Rot- 
Rot-Grün könnte also dauerhaft eine poli- 
tische Mehrheit in Deutschland sichern. Ob 
eine parlamentarische Mehrheit in abseh- 
barer Zeit allein mit Rot-Grün zustande 
kommt, halte ich für fraglich. 
Doch das i s t  Zukunftsmusik, davor steht 
das zurzeit sehr gespannte Verhältnis zwi- 
schen der SPD und der Linkspartei.PDS. 
Worauf beruhen diese Spannungen? An- 
geführt werden in der Regel drei Punkte: 
Inhaltliche Differenzen, persönliche Rivali- 
täten und die SED-Vergangenheit der PDS. 
Ich will die inhaltlichen Unterschiede der 
beiden Parteien nicht negieren, aber nie- 
mand wird doch wohl behaupten können, 
dass diese größer wären, als zwischen SPD 
und FDP. In Erinnerung sei gerufen, dass 
die FDP für eine Abschaffung der gesetzli- 
chen Krankenversicherung plädiert und 
mehrfach zur faktischen Entmachtung der 
Gewerkschaften aufgerufen hat. Dennoch 
war diese Partei nach den Bundestagswah- 
len unser erster Wunschpartner für eine 
mögliche Regierungsbildung. 
Die persönlichen Rivalitäten sind zumeist 
die politisch banalsten, oft aber die fak- 
tisch wirkungsmächtigsten Probleme. Hier 

kann man nur auf die Einsicht der Prota- 
gonisten und auf den Lauf der Zeit hof- 
fen, der für einen Generationswechsel in 
beiden Parteien sorgen wird. 
Am Ernsthaftesten ist sicherlich die SED- 
Belastung der PDS zu bedenken. Aus der 
Mitte der Sozialdemokratie hört man häu- 
fig das Argument, dass aufgrund der 
schwierigen Vergangenheit der SPD im 
Osten, den ostdeutschen Sozialdemokra- 
ten eine Zusammenarbeit mit der PDS 
nicht zuzumuten wäre. Das Gegenteil ist 
aber der Fall: Die ostdeutschen Sozialde- 
mokraten waren es, die die ersten Rot-Ro- 
ten-Bündnisse schmiedeten und dies 
trotz ihrer sicher prägenden Oppositions- 
erfahrungen Ende der 80er Jahre. Wäh- 
rend also in Ostdeutschland sowohl auf 
kommunaler als auch auf Landesebene 
pragmatische Bündnispolitik gemacht 
wird, pflegen viele westdeutsche Sozial- 
demokraten weiterhin ihre Vorurteile ge- 
genüber der PDS. Angesichts der 15jähri- 
gen gemeinsamen Geschichte und der 
aktuellen Mehrheitssituation in Deutsch- 
land bleibt auf ein Ende dieser Situation 
zu hoffen. Sicher ist: Trotz belasteter Per- 
sonen in ihren Reihen steht die 
Linkspartei.PDS weder inhaltlich noch 
personell für eine antidemokratische Hal- 
tung und schon gar nicht für einen Weg 
zurück in Vorwendezeiten. 
Ich bleibe dabei: Das politische Dilemma 
der SPD nach den Wahlen ist tragisch. In 
der klassischen Tragödie allerdings ver- 
weigern die Helden eine Entscheidung 
und wählen den Tod. Um Leben und Tod 
der SPD geht es zurzeit sicher nicht. Leicht- 
sinnig sollte man deshalb dennoch nicht 
sein. Die Entscheidung für die Große Koali- 
tion ist wohl gefallen. Dies wird unsere 
Partei nicht umbringen, aber ihr Gesicht 
wird sich verändern. Und wie das Antlitz 
der Sozialdemokratie 2009 aussehen wird, 
ist völlig offen. Unser Umgang mit der 
Linkspartei.PDS aber wird eine entschei- 
dende Rolle dabei spielen. Kneifen gilt ab 
jetzt nicht mehr. SDW 5 12005 

analysen, fakten & argumente 

nstitut für sozial-ökologische wirtschafisforschung e. V. 

- - k h  b -- I Die politische Entwicklung in den USA bestimmt wesentlich mit, was aus 
r uns in Europa, was aus der Welt insgesamt wird Bush ist kein "Betriebs- 

&ishunddanach unfall" der US-Geschichte Er verkorpert die "konservative Koalition", d ~ e  

Wohin die 
auch nach ihm weiter funktionieren wird Worauf grundet deren Hege- 
m m e z  Welche Rolle s~ ie l t  die Reliaionz Wo Iieaen die Bruchstellen der 
Herrschaft der "konservativen" ~ l l i a n z  und wie steht es um die Chance 
der Bildung eines politischen Blocks gegen die "konservative Koalition"? 
Der Autor Conrad Schuhler ist seit Jahrzehnten ein sachkundiger 
Beobachter der USA. 
isw-report 63 September 2005 / 3,50 EUR + Vers. 

Gesamtprogramm anfordern, Bestellungen 
isw - institut für sozial-ökologische wirtschaftsforschung münchen e.V. 
Johann-von-Werth-Straße 3, 80639 München, fon: 089- 130041, 
fax 168 94 15, email: isw- 



Zehn Thesen zur Notwendigkeit einer 

H 

Neuorientierung der SPD 

VOLKSPARTEI ^PD? 

Worum es über den 18. September 2005 hinaus geht? 

Von Michael Schmidt 

These 1: Tiefer Einschnitt in NRW - Ver- 
i mittlungsdefizite bei der Umsetzung des 
I Strukturwandels 
I Das Ergebnis der NRW-Wahl am 22. Mai 

2005 markierte einen tiefen Einschnitt für 
die SPD. Sie verlor ihr Stammland. Das Er- 
gebnis weckte Erinnerungen. Mit dem 
Godesberger Programm ist die SPD ausge- 
zogen, aus dem 30%-Ghetto auszubrechen. 
Sie griff den Reformbedarf in der Gesell- 
schaft auf und entwickelte Visionen auf 
der Ebene der internationalen Politik wie 
der Erneuerung im Inneren. Höhepunkt 
war die Bundestagswahl von 1972, als die 
SPD erstmals stärkste Partei wurde und 
über 45% der Stimmen gewann. Erschwer- 
te wirtschaftliche Bedingungen und zu- 
nehmende Arbeitslosigkeit führten dann 

! zu einer pragmatischeren Orientierung 

und in deren Folge u.a. zum Abspringen 
der FDP als Koalitionspartner, als Helmut 
Schmidt mit seiner Priorität zur Schaffung 
von Arbeitsplätzen ein 25 Milliarden DM 
schweres lnvestitionsprogramm durch- 
führen wollte. 
Inzwischen befindet sich die die SPD in 
einer schwerwiegenden Krise, program- 
matisch und personell; es gelingt ihr 
immer weniger, ihre Stammwählerschaft 
zu mobilisieren. Der größte politische 
"Gegner" der letzten Jahre war die Resig- 
nation: Immer mehr Bürgerinnnen und 
Bürger blieben den Wahlurnen fern. In 
NRW aber hat erstmals die CDU einen 
nennenswerten Teil sozialdemokratischer 
Stammwählerschaft (von den bisherigen 
Nichtwählern) auf sich umleiten können. 
Man mag sich damit trösten, dass das 
nicht dauerhaft sein muss, wie es sich bei 
der Bundestagswahl am 18. September 
auch in NRW gezeigt hat - gravierend ist 
es allemal. 
Unionsparteien und FDP haben nie die 
besseren Rezepte präsentiert. Die 
Regierungspolitik von Gerhard Schröder 
und auch etwa die von Peer Steinbrück in 
NRW beinhaltete eine Reihe notwendiger 
Schritte zur Gestaltung des Strukturwan- 
dels, zum Umbau der sozialen Sicherungs- 
Systeme und zur Schaffung eines investiti- 

onsfreundlichen Klimas. Es i s t  jedoch nicht 
gelungen, der Wählerschaft eine glaub- 
würdige und attraktive Perspektive zu ver- 
mitteln. Angesichts nicht hinreichend 
kommunizierter sozialer Einschnitte 
einerseits und erst noch zu erwartender 
Verbesserungen auf dem Arbeitsmarkt 
andererseits entsteht großer Unmut über 
.Die da Oben". 

These 2: Machtverlust durch Zick-Zack- 
Kurs statt klarer Programmaussagen 
Die SPD muss Lehren daraus ziehen, dass 
sie im Bund offenkundig weder glaub- 
würdige Perspektiven vermitteln noch 
eine kohärente Orientierung entwickeln 
konnte. Es fehlte seit 1998 nicht nur der 
rote Faden, sondern unsere Politik hat 
sich manchmal um 180 Grad gedreht. 
Zahlreiche Schwenks bestimmten unsere 
Politik. Letztlich fehlte und fehlt eine kla- 
re Antwort der Partei, was denn das Be- 
sondere an sozialdemokratischer Regie- 
rungspolitik, ja das Besondere an sozial- 
demokratischer Politik überhaupt im 21. 
Jahrhundert in Deutschland angesichts 
der gewaltigen Herausforderungen ist. 
Jetzt rächte sich, dass die SPD nie - so 
oder so - eine Antwort auf die berechtig- 
ten Fragen, die das Blair-Schröder-Papier 
1999 aufgeworfen hatte, gegeben hat. 
Und Menschen erkennen, ob politisches 
Handeln stringent an gesellschaftlichen 
Zielen ausgerichtet ist oder nicht. Anders 
sind die seit 1998 verlorenen Wahlen 
nicht zu erklären. 
Die Regierung Schröder/Lafontaine/Fi- 
scher startete 1998 mit der versprochenen 
Rücknahme einiger sozialer Grausamkei- 
ten, die die Kohl-Regierung zu verantwor- 
ten hatte. Doch alsbald setzte sie auf not- 
wendige, für sehr viele Menschen in ihren 
Folgen bittere Reformen mit der Idee, so 
die Wirtschaft zu beflügeln und die Ar- 
beitslosigkeit spürbar abzubauen. Tatsäch- 
lich wurde die materielle Lage vieler Men- 
schen schwieriger, während zugleich die 
produktiven Investitionen nahezu stag- 
nierten und die Arbeitslosigkeit auf ho- 
hem Niveau blieb (als einziger Lichtblick 
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wurden immer wieder die hohen Export- 
gewinne genannt). Die Heuschreckende- 
batte kurz vor den NRW-Wahlen traf einen 
Nerv, doch viele hielten diesen Schwenk in 
der Rhetorik der SPD nicht für glaubwür- 
dig. Immerhin hatte erst die Regierungs- 
politik das kritisierte Geschäftsgebaren der 
Hedge-Fonds ermöglicht. 

These 3: Projekt Rot-Grün, sozio-ökologi- 
sches Konzept oder ,,Verlegenheitslö- 
sung"?? 
Das Lagerdenken in "rot-grün" hat sich als 
bedenkliche Festlegung erwiesen und 
war eigentlich auch schon vor der Bundes- 
tagswahl auf jeden Fall passe. Es kommt 
künftig darauf an, die SPD zu positionieren, 
ihre Ziele zu kommunizieren und Zustim- 
mung für diese Ziele zu mobilisieren. Je 
nach dem, welche Konstellationen sich er- 
geben, können und müssen Koalitionen 
mit anderen Parteien geschlossen werden. 
Dies bedeutet immer Kompromisse mit 
dem Partner, da es inhaltlich begründete 
Unterschiede gibt - das gilt auch für die 
Grünen, denn sonst gäbe es die Grünen 
als von der SPD unterschiedene Partei 
nicht. Die Kompromisse im Falle von Koali- 
tionen müssen ebenfalls kommuniziert 
werden - als Konzessionen der SPD auf- 
grund bestimmter Kräfteverhältnisse. Koa- 
litionen sind keine Liebesheiraten, son- 
dern Zweckbündnisse. Auf absehbare Zeit 
ist es für die SPD verfehlt, mit einer 
Koalitionsaussage in Wahlkämpfe zu zie- 
hen oder gar die Koalition mit einer be- 
stimmten anderen Partei zum Ziel an sich 
zu verklären. 

These 4: Die letzten 7 Jahre: Bilanz selbst 
verschuldeter politischer Unmündigkeit 
1998 übernahm die SPD die Regierungs- 
Verantwortung, getragen von einer brei- 
ten "Kohl muss wegn-Stimmung, nicht 
zuletzt dank massiver Mobilisierung der 
Gewerkschaften für einen Wechsel. Sie be- 
gann mit atmosphärischen und kommu- 
nikativen Fehlern: War es wirklich mit der 
gesamtgesellschaftlichen und persönli- 
chen Lage vieler Menschen vereinbar, als 
Spitzentrio Schröder-Lafontaine-Fischer 
breit grinsend mit Sekt anzustoßen, Arma- 
ni-Anzüge zu tragen, dicke Zigarren zu 
rauchen und zu verkünden, dass Politik 
"Spass macht"? Glaubte Gerhard Schröder 
im Ernst, es sei gedeihlich für die politische 



Kultur, wenn ein sozialdemokratischer 
Kanzler sich als "Genosse der Bosse" ab- 
feiern lässt? Hier paarten sich auf zynische 
Weise persönliche Eitelkeiten mit man- 
gelndem Einfühlungsvermögen in die Le- 
bensverhältnisse und Befindlichkeiten der 
eigenen Wählerschaft. Nachdenklichkeit, 
Bescheidenheit, Mitgefühl und ein 
aufopferungsvolles Engagement in der 
Sache, das sind die Gebote der Stunde - 
um die arbeitsmarktpolitische Wende zu 
schaffen, um neue Hoffnung und neue 
Perspektive zu schaffen, um die Menschen 
für einen neuen politischen Aufbruch zu 

i begeistern und um dafür zu sorgen, dass 
es vielen Menschen allmählich wieder bes- 
ser geht.. 
War es etwa nicht auch ein kommunikati- 
ver Fehler, in einem ersten Akt soziale 
Grausamkeiten der CDU zurückzunehmen, 
ohne zuvor Kassensturz zu machen und 
landauf landab das Finanzdesaster zu 
schildern, das die Kohl-Ära hinterlassen 
hatte? So schürten wir wider besseren Wis- 
sens - oder genauer gesagt, wider besse- 
ren Ahnens - Hoffnungen, die wir ange- 
sichts des Strukturwandels, der Globalisie- 
rung, der veränderten Rahmenbedingun- 
gen nicht einlösen konnten. 
Nach den gewonnenen Wahlen von 2002 
haben Agenda 2010 und Hartz IV eine Ab- 
wehrfront mit tief sitzender Verbitterung 
gegen die SPD - geführte Regierung 
geschaffen, obwohl der politische Gegner 
noch viel schärfer eingegriffen hätte und 
obwohl niemand ein finanzierbares besse- 
res Gegenkonzept vorlegen konnte. Wir 
unsererseits sprachen von notwendigen 
schmerzhaften Reformen ohne zu zeigen, 
welche Zukunftsperspektiven damit ver- 
bunden sind, wofür eigentlich diese An- 
strengungen unternommen werden. Die 
Parole "Gürtel enger schnallen" erklingt 
Parteien-übergreifend (abgesehen von 
den extremen), aber wofür, das haben 
auch wir nicht gesagt. So ist und war zum 
Beispiel zu keinem Zeitpunkt evident, in- 
wiefern effizientere Vermittlungsarbeit die 
vor allem strukturell bedingte Arbeitslosig- 
keit verringern sollte. Dabei weiß jede(r), 
dass die Zahl der offenen Stellen und die 
der Arbeitsuchenden viel zu weit 
auseinanderklafft. 
Die Wahlen 2002 konnte die SPD unerwar- 
tet noch gewinnen: Irak, Flut (Krisenmana- 
gement), Betonung sozialer Verantwor- 
tung und Stoiber als Gegenkandidat hal- 
fen dabei. 

These 5: Gesellschaftliche Entwicklungen 
in sozialdemokratischem Ideologievaku- 
um 
Wir haben immer gesagt, dass starke 
Schultern mehr tragen müssen als schwa- 
che. Wir haben auch immer gesagt, dass 
die schwachen Schultern auch etwas tra- 
gen müssen. Natürlich bringt eine starke 

Belastung einiger Reicher viel weniger als 
die selbst moderate Belastung vieler Nor- 
malverdiener. Aber das i s t  nicht die Frage. 
Die Akzeptanz unumgänglicher Maßnah- 
men ist davon abhängig, ob es gerecht zu- 
geht, bzw. ob die Verteilung der Lasten in 
der Gesellschaft als gerecht empfunden 
wird. Die SPD hat es in den letzten Jahren 
versäumt, sich glaubwürdig als Partei der 
sozialen Gerechtigkeit zu empfehlen. 
Die Quittung hierfür ist der gewaltige 
Wählerschwund sowie auch der Verlust 
an Mitgliedern. Wir sind unter den Stand 
der CDU gesunken. Wir haben seit März 
2003, seit der Agenda-Rede von Schröder 
80.000 Mitglieder verloren. Dieser, man 
könnte es schon Kahlschlag nennen, wur- 
de sträflich ignoriert, seine Ursachen wur- 
den nur oberflächlich analysiert; innerpar- 
teiliche Diskussionen, geschweige denn 
ernsthafte Versuche, diesen Trend aufzu- 
halten, fanden nicht statt. 
Es wäre aber zu kurz gegriffen, die soeben 
beschriebene SPD-Verdrossenheit von an- 
deren gesellschaftlichen Entwicklungen, 
etwa dem dramatischen Abschwung der 
DGB-Gewerkschaften zu trennen. Dieser 
Trend hat gesellschaftliche Wurzeln. Der 
DG6 hat seit der Wiedervereinigung 40% 
seiner Mitglieder verloren. Er verliert Jahr 
für Jahr in etwa 300.000 Mitglieder. Das 
liegt an der hohen Erwerbslosigkeit und 
am strukturellen Wandel. Die typische ge- 
werkschaftliche Sozialisation im Großbe- 
trieb ist seltener ge- 
worden. Prekarisie- 
rung, Parzellierung 
und Individuali- 
sierung nehmen zu. 
Ein neuer Typus des 
Arbeitnehmers ent- 
steht. Der Neuauf- 
schwung eines Teils 
der Gewerkschafts- 
bewegung in den 
USA seit den 80er 
Jahren hat gezeigt, 
dass es möglich ist, 
neue Schichten zu 
organisieren und zu 
solidarischem Han- 
deln zu bewegen - 
aber auf neue Art 
und Weise, mit neu- 
en Methoden. Die 
UPS-Fahrer und die 
Kellner von 
Schnellrestaurant- 
Ketten mussten sich 
bewusst an selbst 
gewählten Orten 
treffen, um sich 
ü b e r h a u p t  
organisieren zu 
können. Da läuft 
heute sehr viel mehr 
über den Kopf, über 
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Bewusstsein und bewusstes Engagement 
als früher, wo viele in die gewerk- 
schaftliche Solidarität quasi hineingeboren 
wurden. 
Die SPD wird die weitere Entsolidarisie- 
rung der Arbeitnehmer nicht verhindern, 
indem sie aus vordergründigem wahl- 
politischem Interesse mit Gewerkschafts- 
vorständen gemeinsame Erklärungen ab- 
gibt nach dem Motto: Ach, wählt uns doch 
bitte mehr! Es geht um die Rolle der Partei, 
die aus eigener Initiative den Gewerk- 
schaften einen ergebnisoffenen Dialog 
anbietet zur Frage, wie die Krise der Ge- 
werkschaften überwunden werden kann, 
wie unter heutigen Bedingungen neue 
Generationen für solidarisches Handeln 
und gewerkschaftliches Engagement ge- 
wonnen werden können. Die SPD muss 
dieser Debatte Impulse geben und ihren 
Beitrag dazu leisten. Nur so kann jener Kri- 
se, die für Gewerkschaft und Partei die 
gleichen gesellschaftlichen Wurzeln hat, 
nachhaltig begegnet werden. 

These 6: Neue Mitte: ein misslungener 
Rechtfertigungsversuch für fehlende 
Wählerpositionierung 
Die These von der "neuen Mitte" entbehrte 
jeder nachhaltigen Strategie. Sie war und 
ist vielmehr das Eingeständnis indifferen- 
ter Schadensbegrenzung und parteiideo- 
logischer Offenbarungseid gegenüber den 
ökonomischen Problemen und deren so- 
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zialen Auswirkungen auf die Bürgerinnen 
und Bürger. Pragmatisch gesehen ist 
dieUneue Mitte" das in der Tat wachsende 
"Lagernder Wechselwähler. Fakt ist: Die SPD 
hat diese Wechselwähler rasch verunsi- 
chert und wieder verloren, dafür aber Ein- 
bußen in ihrer Stammwählerschaft hin- 
nehmen müssen. Das ist sehr bedrohlich. 
Es kann auch schlimmer kommen: Wahler- 
gebnisse um die 30% sind nicht das Ende 
der Fahnenstange. Wir können von drei 
Seiten unter noch mehr Druck geraten: a) 
von den Unionsparteien b) von einer neu- 
en Linkspartei, die mit wohlfeilen populis- 
tischen, wenn auch unrealisierbaren For- 
derungen punkten könnte C) einer implo- 
dierenden Sozialdemokratie, die ihren bis- 
herigen Wählern keinerlei Hoffnung auf 
Besserung ihrer Lebensverhältnisse zu ver- 
mitteln vermag. 
Die wichtigste Lehre ist folgende: Man 
kann nicht sein solides Grundkapital aufs 
Spiel setzen, um seinen Fonds für Risikoin- 
vestitionen zu vergrößern. Umgekehrt 
wird ein Schuh daraus, und bei aller Pro- 
blematik von Vergleichen verschiedener 
Perioden, kann die Zeit von Willy Brandt 
als Beispiel herangezogen werden: Gesell- 
schaftliche Aufbruchstimmung traf in ei- 
ner Zeit vergleichweise solider Finanzres- 
sourcen mit einem Reformbedarf der Ge- 
sellschaft zusammen: die SPD wurde 
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stärkste Partei, indem sie in der Tat neue 
Schichten gewann. Doch gewann sie diese 
nicht auf Kosten der Stammwählerschaft, 
im Gegenteil: sie verfestigte sogar ihren 
Einfluss in dieser Stammwählerschaft. 
"Mehr Demokratie wagen" und "Mehr 
Chancengleichheit" zusammen mit einer 
kühnen, an den Werten des Friedens und 
der Gerechtigkeit orientierten internatio- 
nalen Politik (Ostpolitik und Nord-Süd-Po- 
litik) bezeichneten Schnittstellen der Inter- 
essen und Bestrebungen der neuen 
Schichten (etwa des jungen Bil- 
dungsbürgertums) wie auch der klassi- 
schen, der Arbeiterbewegung verbunde- 
nen sozialdemokratisch wählenden 
Schichten. 
Wenn auch das Wort,,Reform" mittlerweile 
landläufig zum Drohbegriff für Kürzungen 
und neue soziale Grausamkeiten zu mu- 
tieren scheint, ist es unerlässlicher Auftrag 
der SPD, Reformen als notwendige Auf- 
bruchbewegung in einem weiterhin 
gesicherten Sozialstaat zu kommunizieren. 

These 7: Internationales - Globalisierung - 
Europa 
Die Partei muss sich deutlich sichtbar für 
solidarische Lösungen auf internationaler 
Ebene einsetzen - durch Kongresse, Kon- 
ferenzen, Interventionen in internationalen 
Gremien, usw. Erst auf dieser Basis kann 
das Machbare kommuniziert werden, so- 
lange dem Willen der Partei die Schranke 
des mangelnden Konsenses auf internati- 
onaler Ebene entgegensteht. 
Wir wissen, dass der internationale Wett- 
bewerb immer schärfer wird. Darum müs- 
sen wir Maßnahmen gegen das Lohn- 
und Sozialdumping ergreifen. Das Entsen- 
degesetz ist nur ein erster Schritt. Letztlich 
ist ein nachhaltiges Gegensteuern nur 
möglich über Durchsetzung von Mindest- 
standards in den wirtschaftlich schwäche- 
ren Ländern. 
Besonders betrifft dies das neue Europa 
der 25. Entweder wir setzen statt der ge- 
wünschten offenen Grenzen in diesem Eu- 
ropa auf einen neuen Polizeistaat, oder wir 
sorgen dafür, dass in Rumänien nicht mehr 
zu Drittweltbedingungen gearbeitet wird. 
Das "Nein" der Franzosen und der Hollän- 
der zur EU-Verfassung sollte uns in zwei- 
erlei Hinsicht nachdenklich stimmen. 
Einmal in Sachen Volksentscheid. Wir hat- 
ten für Deutschland auch ein Referendum 
befürwortet. Da wir hierfür eine Zweidrit- 
telmehrheit im Bundestag gebraucht hät- 
ten, konnten CDUICSU und FDP dies ver- 
hindern. Das aber hat die SPD einfach hin- 
genommen, anstatt in den großen Medien 
Protest gegen das undemokratische Han- 
deln des politischen Gegners zu organisie- 
ren - oder in symbolischen selbst orga- 
nisierten Abstimmungen dem tatsächli- 
chen Bürger/-innen-Willen. öffentlichen 
Raum zu geben. 

Wir wollen kein Europa der neoliberalen 
Wahnvorstellung, in dem alles bis hin zu 
Kindergärten und menschlichen Organen 
zu lukrativer Handelsware herunterdekli- 
niert werden kann: Eine fatale Kurzsicht, 
die nicht erst am eigenen Kranken- und 
Sterbebett ihr nüchternes Ende findet. Wir 
brauchen und wollen ein zivilisiertes Eur- 
Opa, ein solidarisches Europa, ein Europa 
der Innovation, aber auch ein Europa der 
Menschlichkeit. 

These 8: Wirtschaft, Finanzen, Arbeits- 
markt, Soziales 
Achse unserer Politik muss die Schaffung 
neuer Arbeitsplätze und die Eindämmung 
der Arbeitslosigkeit sein. Sonst wird der 
Sozialstaat auf Dauer nicht mehr finanzier- 
bar sein, denn er war nie auf eine jahr- 
zehntelange massenhafte Erwerbslosig- 
keit angelegt. Wir müssen alle Maßnahmen 
in Hinblick auf ihre arbeitsmarktpoliti- 
schen Auswirkungen auf den Prüfstand 
stellen. Wir brauchen keine Dogmen, son- 
dern eine kreative, ausgewogen sowohl 
angebots- wie nachfrageorientierte und 
vor allem am Erfolg orientierte Wirt- 
schaftspolitik. 
Steuererleichterungen ja - aber nicht mit 
der Gießkanne! Steuererleichterungen 
oder andere Formen der Subventionen für 
jene, die dauerhafte tarifliche Arbeitsplätze 
schaffen, Sanktionen gegen jene, die Ar- 
beitsplätze vernichten oder tarifliche 
Arbeitsplätze in prekäre Arbeitsverhältnis- 
se verwandeln. 
Die Einnahmeseite der öffentlichen Haus- 
halte kann ohne Steuererhöhungen 
deutlich verbessert werden, wenn man 
endlich begreiflich macht, dass Steuerhin- 
terziehung und Wirtschaftskriminalität 
nicht als Standortvorteil gehandelt wer- 
den dürfen. Alleine die Unterbindung be- 
trügerischer GmbH-Beerdigungen, reiner 
Finanztransaktions-Luftnummern und 
simpler Steuerhinterziehung durch die 
Einstellung einer ausreichenden Zahl von 
Betriebsprüfern und Steuerfahndern wür- 
de riesige Summen in die öffentlichen 
Kassen spülen. Der Steuerausfall bei der 
Umsatzsteuer durch organisierte Krimi- 
naltät (Karusselgeschäfte) wird bundes- 
weit immerhin jährlich auf 15 bis 20 Milli- 
arden Euro geschätzt. Beispiel: Im Jahr 
2003 sammelten 1 1.000 Betriebsprüfer- 
innen und -prüfer 14 Milliarden Euro. Im 
selben Jahr haben allein die großen Un- 
ternehmen dem Fiskus fast 12 Milliarden 
Euro vorenthalten. Schon die viel zu spär- 
lichen Betriebsprüfungen erbrachten das 
40fache (!) dessen, was 2003 im Kampf ge- 
gen Schwarzarbeit aufgedeckt wurde. Je 
Prüfer oder Prüferin könnten 1,3 Millio- 
nen Euro an Mehrsteuern eingebracht 
werden. Das sind keine Peanuts - vor al- 
lem, wenn man daran denkt, dass die 
Menschen das Gefühl vermittelt bekom- 
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men müssen: Es geht in unserem Lande 
gerecht zu, wenn die SPD regiert. Zwei Pi- 
lotprojekte der SPD geführten Landesrre- 
gierung in NRW (begrenzt und für weni- 
ge Monate) haben in der Praxis schla- 
gend bewiesen, wie wirksam solche Maß- 
nahmen sein können. Warum aber blieb 
es bei Pilotprojekten? Bestenfalls auf- 
grund der wirtschaftspolitisch falschen 
Annahme, Steuerhinmterziehung sei ein 
Standortvorteil. 
Die Unterstützung der kleinen und mit- 
telständischen Unternehmen, der produk- 
tiven und innovativen Unternehmen und 

I Selbständigen schafft die meisten Ar- 
beitsplätze. Auf diesem Gebiet bleibt viel 
zu tun, und dies ist vordringlich, so wenig 
auf klassische lndustriepolitik auch ver- 
zichtet werden kann. Beides hängt oft 
objektiv miteinander zusammen. Zum 
Beispiel heute müssen wir Bergleute und 
Öffentlichkeit gegen das brutale Projekt 
der neuen NRW-Landesregierung mobili- 
sieren, die unter dem Druck der Besserver- 
dienerpartei FDP den Kahlschlag im Berg- 
bau will - obwohl an jedem der ver- 
bliebenen Arbeitsplätze in diesem vier 
weitere Arbeitsplätze und viele Selbstän- 
dige hängen, obwohl die Nachfrage für 
Steinkohle und unsere Spitzentechnolo- 
gie in diesem Bereich weltweit steigt und 
obwohl es strategisch extrem wichtig ist, 
sich nicht völlig von den Entwicklungen 
der Weltmarktpreise für Erdöl abhängig 
zu machen. 
Wir müssen gezielt neue Arbeitsplätze 
schaffen, auch durch öffentliche Investitio- 
nen zu dringlichen lnfrastrukturaufgaben 
sowie zur Zukunftsaufgabe Bildung, und 
zwar durch solche öffentliche Investitio- 
nen, die ihrerseits private Folgeinvestitio- 
nen auf den Plan rufen. 
Gegenüber den klassischen "linken" Re- 
zepten, die nur nach Stärkung der 
Binnennachfrage rufen und nicht glaub- 
würdig die Frage beantworten können, 
was wir denn machen sollen, wenn das 
Kapital abwandert oder nicht mehr pro- 
duktiv investiert, müssen wir die Stärkung 
der Massenkaufkraft mit dem Problem 
des allgemeinen gesellschaftlichen Kli- 
mas verknüpfen. Der entscheidende Bei- 
trag zur Stärkung des Konsums und der 
zahlungsfähigen Nachfrage ist die Be- 
kämpfung der Prekarität. Denn diese ist 
es, die über die unmittelbar Betroffenen 
hinaus in der ganzen Gesellschaft ein Ge- 
fühl der Unsicherheit schafft: Wer Angst 
hat, dass ihm morgen Notwendiges fehlt, 
der gibt heute auch nur das Notwendige 
aus. 
Darum müssen wir Schluss machen mit 
Halb- und Vierteljobs, wir brauchen dauer- 
hafte Existenz sichernde Jobs - Jobs zum 
Leben. Wir müssen Begeisterung für eine 
lebenswerte Zukunft schaffen - Begeiste- 
rung und Selbstvertrauen, dass die großen 
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Probleme und Herausforderungen ge- 
meistert werden können. 

These 9: Mehr Demokratie wagen 
Gegen Politikverdrossenheit und Resig- 
nation gilt es, eine bürgernahe Politik 
anzubieten, die Menschen mitzunehmen, 
einen breiten, auch Parteien-übergreifen- 
den gesellschaftlichen Dialog zu entfal- 
ten. Doch Menschen engagieren sich dau- 
erhaft nur, wenn sie ihr Wörtchen mitzu- 
reden haben. Deshalb ist es höchste Zeit, 
dass wir uns mit dem Konzept einer akti- 
ven Staatsbürgerschaft und der Idee der 
Beteiligungsdemokratie beschäftigten. 
Zunächst gilt es, die beeindruckenden Er- 
fahrungen mit dieser demokratischen 
Neuerung im südbrasilianischen Porto Al- 
legre aufzuarbeiten. In einem zweiten 
Schritt müssen wir Modelle entwickeln, 
die auf Deutschland anwendbar sind. 
Generell gilt: Wer nach ausführlicher de- 
mokratischer Debatte mit entschieden hat, 
der wird anschließend nicht nach Sünden- 
böcken suchen. Aus Mitgestaltung ent- 
steht Mitverantwortung. Unsere Vision ei- 
ner Gesellschaft mündiger Bürger bedeu- 
tet mehr Demokratie zu verwirklichen und 
uns dadurch positiv abzugrenzen von 
dem obrigkeitsstaatlichen und pa- 
ternalistischen Gehabe der konservativen 
Politiker. 
Unsere Partei ist für Volksentscheide zu 
wichtigen Fragen eingetreten (ohne dies 
öffentlich wirksam zu kommunizieren, sie- 
he weiter oben), aber Beteiligungsdemo- 
kratie geht noch einen Schritt weiter: Sie 
bedeutet etwa die Unterwerfung der gro- 
ßen Prioritäten eines gegebenen Haus- 
halts unter das demokratische Votum der 
betroffenen Bürgerinnen und Bürger. Die 
Erfahrung von Porto Alegre und Rio Gran- 

de do Sul in Brasilien hat gezeigt, dass ge- 
wählte Vertreter nur selten gegen solche 
Voten verstoßen, denn das würde ihnen 
sehr übel genommen. Von einem Bürger, 
der nur delegiert, kommen wir so zu einem 
Bürger, der im Grunde mitregiert. 
Wir müssen aufhören, irgendwelche Kom- 
missionen a la Rürup oder Hartz als Ersatz 
für die eigenverantwortliche Entwicklung 
von Lösungsvorschlägen einzurichten 
und anzupreisen. Wir brauchen Experten 
und Kommissionen, die uns als Partei hel- 
fen, unsere Positionen zu finden. Es war 
aber ein Fehler, außerhalb der Politik ste- 
hende Persönlichkeiten zu den eigentli- 
chen Politikmachern hochzustilisieren: In 
der Bevölkerung hat dies den Eindruck er- 
weckt, wir wollten uns hinter den breiten 
Schultern von tatsächlichen oder ver- 
meintlichen Experten verstecken. Außer- 
dem bestärken wir damit nur die Politik- 
verdrossenheit, jene unpolitische Stim- 
mung, die da glaubt, statt der "Politiker" 
könnten so genannte "Fachleute" die Pro- 
bleme lösen. 
Für die Zukunft gilt: Wir müssen Visionen 
entwickeln, die begeistern, Konzepte dafür, 
wie diese Visionen umgesetzt werden und 
eine Sprache, die beides vermittelt. Wir 
müssen neue Solidaritäten organisieren 
und eine neue Dynamik in die wirtschaftli- 
che Entwicklung bringen. Dies alles geht - 
nicht mit den Rezepten von gestern, aber 
mit der Bereitschaft zum Gehen neuer 
Wege. 

These 10: Nach der Bundestagswahl 
Das Ergebnis der Bundestagswahlen am 
18. September 2005 sowie die darauf 
folgenden Ereignisse bestätigen die Ein- 
schätzung, die ich wenige Tage nach der 
NRW-Wahl vorgenommen hatte. 
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Die beachtliche Aufholjagd unserer Par- 
tei, die im Endspurt doch noch auf 34,3% 
kam, ist zwar erfreulich, kann aber nicht 
beruhigen. Wenn es gelungen ist, eine 
schwarz-gelbe Mehrheit zu verhindern, 
so war dies in erster Linie den Fehlern 
der Gegenseite geschuldet. Heute räu- 
men insbesondere Politiker des Sozial- 
und Arbeitnehmerflügels der Unionspar- 
teien ein, dass die völlig einseitige Aus- 
richtung am eigenen Wirtschaftsflügel 
und die Betonung der Notwendigkeit 
weiterer sozialer Einschnitte und 
Grausamkeiten seitens der Spitzenkandi- 
datin Angela Merkel, sie in den Augen 
vieler Wählerinnen und Wähler zur Re- 
präsentantin der sozialen Kälte machte. 
Besonders die Nominierung von Paul 
Kirchhof zum Kompetenzler und desig- 
nierten Finanzminister war eine Steilvor- 
lage für die SPD, die sich - im Vergleich 
mit  den Konzepten dieses "Professors 
aus Heidelberg" - immerhin noch ein 
entwickelteres Gefühl für soziale Gerech- 
tigkeit attestieren konnte. 
Dennoch bedeutet das Ergebnis der SPD 
einen Rückgang um 4,3 Prozentpunkte 
gemessen an der Wahl von 2002, was 
nur als schallende Ohrfeige gewertet 
werden kann. Zudem verlor mit dieser 
Wahl Rot-Grün die Mehrheit. Es gibt also, 
insbesondere für Linke in der SPD, kei- 
nerlei Grund, dieses Ergebnis schön zu 
reden. 
Eine etwas tiefer gehende Beschäftigung 
mit  dem Wahlergebnis und den 
Wählerwanderungen bestätigt darüber 
hinaus die Diagnose von der Erosion der 
Stammwählerschaft der SPD. Wenn die 
Linkspartei das Wahlergebnis der PDS 
von 2002 mit 8,7% mehr als verdoppeln 
konnte, in den westlichen Bundeslän- 

dern hart an die 5%-Grenze kam und 
insgesamt von vier Millionen Menschen 
gewählt wurde, so kann man das 
schwerlich als vorübergehende Erschei- 
nung abtun. Die relativ meisten Stim- 
men, fast eine Million, holte sich die 
Linkspartei von der SPD und aus der tra- 
ditionellen sozialdemokratischen Wäh- 
lerbasis. Die Wählerinnen und Wähler der 
Linkspartei waren soziologisch gesehen 
überwiegend Arbeiterinnen, Arbeiter 
und Erwerbslose - vor allem im Westen 
unseres Landes. 
Die Reaktion von Gerhard Schröder 
und der Führungsspitze unserer Partei 
nach den Wahlen ließ meines Er- 
achtens elementaren Realitätssinn ver- 
missen. Die Siegerpose Schröders pass- 
te herzlich schlecht zum Wahlergebnis. 
Die Attacken auf die Kandidatin der 
Unionsparteien samt Medienschelte 
(des früheren "Medienkanzlers"!) bei 
der Elefantenrunde wirkten - auch für 
eigene Wählerinnen und Wähler - un- 
glaubwürdig und schweißten die 
Unionsgranden zunächst um die ange- 
schlagene Angela Merkel zusammen, 
die eigentlich schon auf der Abschuss- 
liste stand. Das Beharren Gerhard 
Schröders auf die Kanzlerschaft, mi t  
der Begründung, CDU und CSU seien 
zwei Parteien und die SPD mithin 
stärkste Partei (zum ersten Mal seit 
1949 wurde so gerechnet, da CDU und 
CSU ja immer eine gemeinsame Bun- 
destagsfraktion gestellt haben) er- 
schien als Politposse ersten Ranges. 
Das einzige Ergebnis dieser Taktik 
dürfte die Ersetzung Merkels durch ei- 
nen stärkeren Unionspolitiker als 
Kanzler sein, was die Position der SPD 
in  der Koalition nicht gerade stärkt. 
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Die große Koalition erscheint heute als 
einzige Möglichkeit der Regierungsbil- 
dung. Mi t  dem unrealistischen Abhe- 
ben auf die "K-Frage" bei gleichzeiti- 
gem Verzicht auf ein ernsthaftes Aus- 
loten anderer Koalitionsoptionen hat 
die SPD-Spitze die Position unserer 
Partei geschwächt. An der finsteren 
Entschlossenheit der Westerwelle-FDP 
zur Verweigerung hätte man vielleicht 
nichts ändern können. Der Ausschluss 
auch nur von Sondierungsgesprächen 
mit  der Linkspartei und damit der Ver- 
zicht auf den Aufbau zumindest einer 
Drohkulisse für die Verhandlungen m i t  
der Unionsspitze war jedoch ein 
schwerer Fehler, der uns mi t  Tross und 
Gepäck der Unionsmehrheit ausgelie- 
fert hat. 
Vorsitzende wichtiger DGB-Gewerk- 
schaften haben darauf hingewiesen, 
dass die Wahlen zu einer "linken Mehr- 
heit" im Bundestag geführt haben. 
Doch unsere Partei unternimmt nicht 
einmal den Versuch, diese Mehrheit po- 
litisch zum Tragen zu bringen. Das Ar- 
gument, die Linkspartei könne auf kei- 
nen Fall Partner sein und stehe außer- 
halb des demokratisch Akzeptablen ist 
angesichts der SPD-Linkspartei-Koalitio- 
nen auf Länderebene in Berlin und 
Mecklenburg-Vorpommern nicht glaub- 
würdig. Wenn hier das Argument des 
"Entzauberns" gilt, warum dann nicht 
auch auf Bundesebene, wie unsere Par- 
tei dies ja auch mit  den Grünen lehr- 
buchartig durchexerziert hatte? Nur of- 
fizielle Gespräche hätten glaubhaft ver- 
mitteln können, dass ein Zusammenge- 
hen auf Bundesebene an inhaltlichen 
Positionen scheitert. Zugleich wären die 
Unionsparteien gezwungen worden, i n  
Sachen soziale Gerechtigkeit mehr Kon- 
zessionen zu machen. 
Offensichtlich ist eine Lösung der i n  
den vorliegenden Thesen aufgeworfe- 
nen Orientierungsprobleme der SPD 
kurzfristig nicht in Sicht. Als Juniorpart- 
nerin einer großen Koalition wird unse- 
re Partei schnell zu spüren bekommen, 
dass diese Probleme sich mittelfristig 
verschärfen. Die Position der FDP, der 
Grünen und vor allem der Linkspartei 
als Opposition gegen Schwarz-Rot wird 
komfortabel sein. Es besteht die Gefahr, 
dass insbesondere die Linkspartei ihr 
Wählerpotenzial konsolidiert und aus- 
baut. 
Desto wichtiger scheint mir die Auswei- 
tung und Vertiefung der Diskussion 
über die Erneuerung des sozialen und 
demokratischen Profils unserer Partei. 
Schon die nächsten Monate werden zei- 
gen, dass wir uns inhaltlich und perso- 
nell neu aufstellen müssen, um die Her- 
ausforderungen der Gegenwart und 
Zukunft zu meistern. SPW 51 2005 
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Damit die SPD wieder,,bei der politischen 
Willensbildung desVol kes mitwirke"!!! 
Anmerkungen zu notwendigen Debatten in der SPD 

Von Horst Heimann 

< * .  Bjorn Bohning und Reinhold Rün- 
ker haben in spw Nr. 143 (S. 41) ein Konzept 
fur einen praxis- und erfolgsorientierten ,,in- 

I nerlinken Dialog" vorgestellt. Präzisiert und 
ergänzt könnte dieses Konzept darüber hin- 
aus auch Grundlage fur einen Diskussions- 
und Lernprozeß innerhalb der gesamten 
SPD und der Rest-Linken in der Gesamtge- 
sellschaft werden, geleitet von der Vision, ei- 
nem utopisch anmutenden Doppelziel 
schrittweise näher zu kommen: Die SPD, von 
den Ortsvereinen uber alle Organisations- 
ebenen bis zur Spitze, wieder zu einer leben- 
digen diskutierenden Partei zu machen, die 
im Sinne des Grundgesetzes, Art. 2l,,,bei der 
politischen Willensbildung des Volkes mit- 
wirkt" und die dadurch wieder befähigt wird, 
auch jenseits von Wahlkämpfen den Bür- 
gern Orientierung zu bieten und gesell- 
schafts-politische Alternativen zum ,,Heu- 
schrecken-Kapitalismus" aufzuzeigen. Das 
Bemuhen um die erfolgreiche Umsetzung 
dieses Konzeptes sollte gewagt werden, ob- 
wohl die Ausgangslage dafür nicht nur un- 
gunstig ist, sondern fast aussichtslos, und 
zwar aus zwei miteinander zusammenhan- 
genden Gründen: Die Entpolitisierung der 
SPD und die Alleinherrschaft des neolibera- 
len Weltbildes in der veroffentlichten Mei- 
nung. 

Die Entpolitisierung der SPD: 
Die Entpolitisierung und der Verzicht der 
Parteien, vor allem der beiden Volksparteien, 
„bei der politischen Willensbildung des Vol- 
kes mitzuwirken", hat für die politische Kultur 
in Deutschland verheerende Folgen gehabt: 
Jene im Grundgesetz den Parteien aufgetra- 
gene ,,Mitwirkung bei der politischen Wil- 
lensbildung des Volkes" vollzieht sich, vor al- 
lem sichtbar geworden nach der Implosion 

t des Sowjetkommunismus, fast exklusiv in 
den Machteliten von Wirtschaft, Wissen- 
schaft und Medien. In diesem intensiven Dis- 
kussions- und Willens-bildungsprozeß, von 
den Volksparteien zunächst kaum wahrge- 
nommen, kündigten jene klassenbewußten 
Machteliten den bislang von allen Parteien 
getragenen Sozialstaatskonsens des Grund- 
gesetzes auf und machten das neoliberale 
Weltbild oder Paradigma zum alternativlo- 
sen Mainstream in der veröffentlichten Mei- 

nung. Die politische Funktion der Parteien 
wurde immer mehr darauf reduziert, die von 
überbezahlten ,,Expertenn (in der Regel über- 
durchschnittlich inkompetente Beamte) auf- 
bereiteten Ergebnisse jener Willensbildungs- 
Prozesse anzukaufen und demokratisch zu 
legitimieren. Das gilt vor allem für die Volks- 
parteien,während die FDP als,,Partei der Bes- 
serverdienenden" selbst zum Akteur der 
neoliberalen Wende wurde: In der Gesamt- 
bevölkerung konnte sie zwar nur eine kleine 
Minderheit von ihrer neoliberalen Ideologie 
der ,,Besserverdienendenu überzeugen; aber 
in den Machteliten von Wirtschaft, Medien 
und Wissenschaft überzeugte sie die über- 
wältigende Mehrheit davon, dass es zur neo- 
liberalen Ideologie und Programmatik keine 
Alternative gibt. 

Die Alleinherrschaft des neoliberalen Welt- 
bildes in derveröffentlichten Meinung: 
Wegen der nicht nur Vor-, sondern Allein- 
herrschaft des neoliberalen Weltbildes oder 
Paradigmas fehlen die gesellschaftstheoreti- 
schen Voraussetzungen für die erfolgreiche 
Umsetzung der durchaus richtigen Zielvor- 
stellung von Böhning und Rünker:,,Die spw 
muss Diskurse an langen Linien entwickeln. ... 
Alltagsphänomene und -problerne werden 
aus Sicht der Linie betrachtet, theoretisch 
eingeordnet und kontrovers diskutiert wer- 
den. ... Kurzum: Weg von den Ereignisberich- 
ten, hin zu programmatischen Impulsen aus 
unterschiedlichen thematischen und theore- 
tischen Zusammenhängen, die sich auf die 
Linien beziehen." Dieses Programm ist des- 
halb noch nicht umzusetzen, weil die Linke 
nicht mehr über diese ,,langen Linien" ver- 
fügt. Nur die neoliberale Rechte verfügt über 
diese ,,langen Linien", um ,,Alltags-phänome- 
ne und -problerne einzuordnen" und als 
,,programmatische Impulse" für die erfolgrei- 
che Meinungsbeeinflussung und -manipu- 
lation zu nutzen. 
Was es bedeutet, wenn man ,,Alltagsphäno- 
mene und -problernen, Informationen und 
ProblemlösungsvorschIäge etc, etc., nicht mit 
Hilfe ,,langer Linien", bzw. eines Weltbildes 
oder einer Gesellschaftstheorie, einzuordnen 
vermag, ist mit Hilfe des kritischen amerikani- 
schen Intellektuellen Neil Postman zu ver- 
deutlichen: In einem Vortrag zur Eröffnung 

Horst Heimann, lebt in Dortmund 

der Frankfurter Buchmesse 1992, unter dem 
provokatorischen Titel „Wir informieren uns 
zu Tode" (Anspielung auf seinen Bestseller 
.Wir amüsieren uns zu Tode"), verwies er auf 
eine Ursache für unsere mangelhafte Pro- 
blemlösungsfähigkeit: Zur Problemlösung 
sind wir unfähig ,,nicht wegen mangelnder 
Information, sondern weil wir kein zureichen- 
des Bewußtsein dafür entwickeln, was sinn- 
voll und bedeutsam ist. Um dieses Bewußt- 
sein zu entwickeln, brauchen die Menschen 
eine glaubwürdige 'Erzählung'. Unter 'Er- 
zählung' verstehe ich hier eine Geschichte 
der Menschheit, die der Vergangenheit Be- 
deutung zuschreibt, die Gegenwart erklärt 
und für die Zukunft Orientierung liefert." (Die 
ZEIT,2.10.1992,S.61) 
Gegenwärtig verfügt nur die neoliberale 
Rechte über diese ,,Erzählungn, die „die Ge- 
genwart erklärt und für die Zukunft Orien- 
tierung liefert". Sie hat daher nicht nur „ein 
klares Bild von dem was ist und dem was 
sein soll", sondern auch davon, was man tun 
rnuß, um,,dem was sein soll", zügig näher zu 
kommen. Natürlich gibt es auch noch zahl- 
reiche Individuen, die nicht an die überle- 
bensgroße neoliberale ,,Erzählungn glauben, 
die sogar Details kritisieren und verwerfen. 
Aber diese noch zahlreichen Kritiker des 
neoliberalen,,Einheitsdenkens" bleiben nicht 
nur deshalb erfolglos, weil der Gegner über 
so viel Macht und Geld verfügt. Ursache für 
die Ohnmacht dieser kritischen Geister ist es, 
dass sie sehr unterschiedliche Auffassungen 
„von dem was ist und von dem was sein 
soll" haben, dass sie - bei allen berechtigten 
Unterschieden in Detailfragen - keine ge- 
meinsame,,Erzählung" vortragen, die,,die Ge- 
genwart erklärt und für die Zukunft Orien- 
tierung liefert". Die Folge davon ist, dass ge- 
rade die Gegner der neoliberalen ,,VisionenJ' 
desorientiert, demotiviert und resigniert sind. 
Gegenwärtig besteht auch wenig Aussicht, 
dass sich das bald ändern könnte. Denn die 
noch verbliebenen Gegner des Neoliberalis- 
mus, die noch einen gewissen Einfluß in den 
Diskussionsprozessen ausüben könnten, se- 
hen das Problem gar nicht. Sie sehen im Feh- 
len einer linken,,Erzählung", oder einer linken 
Gesellschaftstheorie, gar keinen Mangel. Sie 
stellen sich daher auch nicht die Aufgabe, in 
einem ergebnisorientierten Diskussions- 
und Lernprozeß wieder eine solche linke,,Er- 
zählung" zu schaffen, jene,,langen Linien" zu 
entwickeln, in die man ,,Alltagsphänomene 
und -problemeu theoretisch einordnen 
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könnte, um ,,programmatische Impulse" zu 
finden. 

Wo ist die große linke Erzählung 
Diese zentrale Aufgabe für eine ,,erneuerte 
sozialistische Theorieaneignung" bleibt auch 
im Entwurf von Böhning und Rünker unter- 
belichtet. Von den für die ,,Diskurse an lan- 
gen Linien" genannten Themenkreisen be- 
ziehen sich zwar zwei auf Gesellschaftsanaly- 
Se, -kritik und -theorie, nämlich ,,Finanzkapi- 
talismus" und ,,Staat, Politik und Partei unter 
veränderten Bedingungen". Und auch die 
genannten Politikbereiche ,,moderne Wirt- 
schaftspolitik , ,,Reform des Sozialstaates", 
,,Bildung und Innovation", könnten Baustei- 
ne für eine erneuerte linke Gesellschaftsthe- 
orie liefern. Andererseits sollte uns die Dia- 
lektik daran erinnern, dass schon wenigstens 
Ansätze oder Fundamente einer Gesell- 
schaftstheorie erkennbar sein müssen, um 
für die oben genannten Politikfelder gesell- 
schaftsgestaltende,,programmatische Impul- 
se" zu gewinnen. Ausgeblendet bleibt die 
umfassende Aufgabe der Theoriediskurse, 
wieder an jener ,,Erzählungn zu arbeiten, an 
,,einer Geschichte der Menschheit, die der 
Vergangenheit Bedeutung zuschreibt, die 
Gegenwart erklärt und für die Zukunft Orien- 
tierung liefert", mit anderen Worten: eine em- 
pirisch und normativ fundierte Gesell- 
schaftstheorie, die „ein klares Bild von dem 
was ist und dem was sein soll" vermittelt 
und auch aufieigt, was die Menschen tun 
können und müssen, um „dem was sein soll" 
näherzukommen. Am Anfang dieses Diskur- 
ses kann - und darf - noch keine fix und 
fertig ausformulierte Gesellschaftstheorie 
stehen. Aber die Rest-Linke könnte schon 
wieder geistigen Einfluß gewinnen, wenn sie 
wenigstens erkennt, dass ein solcher Diskurs 
in Richtung einer gemeinsamen empirisch 
und normativ fundierten Gesellschaftstheo- 
rie möglich und notwendig ist. Dagegen sind 
gegenwärtig unter den letzten Linken die 
,,Bilder von dem was ist" und noch mehr die 
,,Bilder von dem was sein soll" sehr unter- 
schiedlich, widersprüchlich und unklar. Der 
überwältigende Einfluß der neoliberalen 
Ideologie hat auch viele noch-Linke irritiert. 
Sie fürchten, dass das meiste von dem, was 
nach unseren früheren Vorstellungen von 
,,sozialistischer Politik und Wirtschaft" einmal 
,,sein sollte", gar nicht sein kann! 
Völlig ausgeblendet bleibt auch der Name, 
den die linke,,Erzählung" einmal hatte, nach 
der ,,Beschlußlage" der SPD sogar noch 
immer hat und auch behalten soll, nämlich: 
Demokratischer Sozialismus. 
Warum die Restlinke inzwischen das Wort 
,,Sozialismus" noch mehr fürchtet als der 
Teufel das Weihwasser, ist kaum rational zu 
erklären, wenn man weiß: In den neuen Bun- 
desländern stimmen 66% der Bevölkerung 
der Meinung zu, ,,der Sozialismus ist eine 
gute Idee", und auch in den alten Bundeslän- 
dern i s t  eine satte absolute Mehrheit von 

56% dieser Meinung. (Spiegel-Leser wissen 
mehr: Nr.4 / 22.8.05) Wie kann eine,,erneuerte 
sozialistische Theorieaneignung" möglich 
sein, wenn nicht einmal zu klären versucht 
wird, was ,,sozialistisch" eigentlich bedeuten 
könnte?! Auch die anschwellende Freude 
darüber, dass ,,Kapitalismuskritik sogar 
wieder „von oben" abgesegnet wird, sollte 
durch die Einsicht relativiert werden: Wer 
vom Sozialismus nicht reden will, sollte auch 
den Kapitalismus nicht kritisieren. Denn die- 
se Kritik bliebe dann ,,hilfloser Antikapitalis- 
mus". Bezeichnend für die Scheu vor dem 
Begriff Demokratischer Sozialismus ist eine - 
durchaus lobenswerte - Stellungnahme 
vom,,SPD-Bezirk Hessen-Süd - Ein Wahlsieg 
für Gerechtigkeit". Erwähnt wird zwar die 
geistig-politische Traditionslinie der CDU, 
nämlich die ,,christliche Soziallehre", aber 
nicht die geistigeTaditionslinie der SPD, näm- 
lich der ,,Demokratische Sozialismus". 
Durchaus zutreffend ist die Ermahnung an 
die CDU,,,dass sie als große Volkspartei der 
rechten Mitte nur bestehen kann", wenn sie 
,,sich wieder auf die christlichen Wurzeln" be- 
sinnt. Und sinnvoll is t  auch das Angebot an 
christliche CDU-Wähler: „Für diejenigen, die 
den lmperativen christlicher Soziallehren fol- 
gen, bietet die SPD eine Heimat." Erwähnt 
wird aber nicht ein anderes, schon von vielen 
angenommenes Asylangebot: Für diejenigen, 
die den lmperativen des Demokratischen 
Sozialismus folgen (also die Anhänger des 
Berliner Programms der SPD), bietet ,,Die 
Linkspartei.PDSU politische Heimat. Wenn die 
Große Koalition in Berlin nicht dazu führt, 
dass CDU und SPD ihre Traditionslinien „ab- 
wickeln", sondern wenn sie sich im Gegenteil 
auf ihre christlichen und demokratisch-sozi- 
alistischen Wurzeln besinnen, dann erhielt 
die soziale Gerechtigkeit eine große Chance 
in Deutschland. Dann könnte die CDU ,,als 
große Volkspartei der rechten Mitte" fortbe- 
stehen, die SPD,,als große Volkspartei der lin- 
ken Mitte". Wir werden sehen! 

Die globale Gleichschaltung des Bewußt- 
seins 
In der Restlinken gibt es nicht nur unter- 
schiedliche,,Bilder von dem was ist", also un- 
terschiedliche Einschätzungen der gesell- 
schaftlichen Wirklichkeit, ihrer Probleme und 
Entwicklungstendenzen. Noch folgenschwe- 
rer ist es, dass eine entscheidende Tatsache, 
das wirklich Neue der gesellschaftlichen Rea- 
lität nach der Implosion des Sowjetkommu- 
nismus, unterschätzt oder gar nicht wahrge- 
nommen wird: Das entscheidend Neue, die 
folgenreichste welthistorische Umwälzung 
im letzten Viertel des 20. Jahrhunderts ist 
nicht die Globalisierung der Wirtschaft, die 
vor über 150 Jahren Marx und Engels im 
Kommunistischen Manifest schon viel geist- 
reicher analysiert haben als heute die teuer 
bezahlten billigen Globalisierungsschwätzer. 
Weit fataler als die zwar nicht neue, aber wei- 
ter fortschreitende Globalisierung der Wirt- 
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schaft ist die Globalisierung, also Gleich- 
schaltung des Bewußtseins und Denkens 
durch die neoliberale Bewußtseins-Revoluti- 

Gegner über solide Mehrheiten. Dennoch 
ist Gefahr im Verzug. Die kleine Minderheit 
der Sozialstaatsverächter verfügt nicht nur 
über viel Macht und Geld, sondern in ih- 

gemessen an den bisherigen Prosperitäts- 
standards für sie bergab geht". 

On. Und diese Gleichschaltung zum,,Einheits- ,,Gesellschaft des Weniger" 
Doch vergleichen wir die wissenschaftliche 
Theorie von der ,,Gesellschaft des Weniger" 
mit den Zahlen über die Veränderungen des 
Bruttosozialprodukts je Einwohner in 
Deutschland von 1991 bis 2004: Die ZEIT (8.9. 
2005) berichtet unter dem zutreffenden Titel 
,,Zugenommen": Von 1991 bis 2004 hat das 
BSP pro Einwohner von 19 200 auf 26 900 
Euro zugenommen. Zwar nicht jeder Haupt- 
schüler, aber jeder mit Hauptschulabschluß, 
könnte nachrechnen und erkennen: Ein 
,,Wandelu von 19 200 zu 26 900 ist nicht ein 
,,Wenigern, sondern eindeutig ein,,Mehrn. Um 
darin ein ,,Wenigeru zu sehen, muß man 
schon ,,einer der profiliertesten Vertreter sei- 
ner Disziplin" (F. R. a. a. 0.) sein. (An anderer 
Stelle (Die ZEIT) hatte Beck einmal den Wan- 
del, den man noch nicht begriffen habe, mit 
dem Bild vom Fahrstuhl, besser Paternoster, 
interpretiert: Alle Schichten der Bevölkerung, 
die einen zwar weiter unten, befanden sich in 
einem Paternoster, der nach oben fuhr. Doch 
inzwischen fahre dieser Paternoster nach 
unten, wir wissen aber noch nicht so recht, 
wie wir, an die Aufwärtsfahrt gewöhnt, dar- 
auf reagieren sollen, dass es unumkehrbar 
nur noch abwärts geht. Doch dieses Bild der 
sozialen Wirklichkeit zeigt nur, dass der Sozi- 
ologe Beck,,blind für die Wirklichkeit" ist: Der 
bisher aufwärts fahrende Paternoster ist ge- 
teilt worden:der untereTeil fährt nach unten, 
der obere Teil, abgekoppelt vom größeren 
unteren Teil, fährt schneller denn je nach 
oben. Die Ideologie von der,,Gesellschaft des 
Weniger" soll bei der Mehrheit die Akzep- 
tanz für den Sozialabbau fördern und ,,Blind 
für die Wirklichkeit" machen: Die Mehrheit 
muß immer weniger bekommen, damit die 
Minderheit immer mehr bekommen kann. 
Für die Mehrheit muß es schneller ,,bergab 
gehen, damit es für die Minderheit schneller 
,,bergauf" geht. Darauf zielen auch die,,Visio- 
nen" von Professor Kirchhof, der ein ,,klares 
Bild von dem was sein soll" zeichnet. Von 
diesen ,,Visionenn sind natürlich ohne ,,Auf- 
klärung" jene leicht zu überzeugen, die zu 
der kleinen Minderheit gehören, die dank 
der,,für alle schmerzlichen Einschnitte" mehr 
bekommt. Dagegen is t  für die uneinsichtige 
und störrische Normalbevölkerung intensive 
,,Aufklärungs"- d. h. Verdummungsarbeit zu 
leisten. Besondere,,VerdiensteU erwirbt dabei 
die Initiative,,Neue Asoziale Machtwirtschaft", 
in der,,SöldnerU (sog. Botschafter) aller Partei- 
en verdienen. 
Der wachsende Abstand zwischen Machteli- 
ten und Normalbevölkerung, stärkere Ursa- 
che für die wachsende Kluft zwischen Reich 
und Arm als die Globalisierung, muß ein 
wichtiger Themenbereich für ,,eine erneuerte 
sozialistische Theorieaneignung und -ent- 
wicklung" werden. Der große qualitative Un- 
terschied besteht nicht nur darin, dass die gro- 

denken" ist nicht deshalb gelungen, weil die 
neoliberalen Agitpropfunktionäre in der 
geistigen Auseinandersetzung mit der intel- 

rem ,,allumfassenden Gesellschaftsent- 
wurf" auch über ein ,,klares Bild von dem 
was i s t  und dem was sein soll". Zielorien- 

lektuellen Linken die besseren Argumente 
hatten, sondern weil sich die Mehrheit dieser 
Linken aus den Auseinandersetzungen zu- 

tiert können sie daher selbstbewußt, klas- 
senbewußt, kollektiv und ,,solidarisch" für 
eine unsolidarische Gesellschaft kämpfen. 

rückgezogen und den Endsieg des Kapitalis- Als zusätzlich motivierendes Erfolgserleb- 
nis, als Beweis, dass ihr ,,allumfassender 
Gesellschaftsentwurf" zügig verwirklicht 

mus über den Sozialismus anerkannt hat. Als 
ein Beispiel, wie auch noch-Linke diesen be- 
deutendsten Machtfaktor des gegenwärti- wird, nehmen sie die in aller Welt zuneh- 

I gen gesellschaftlichen Seins nicht nur unter- 
schätzen, sondern ignorieren und sogar aus- 
drücklich leugnen, sei hier noch einmal aus 
dem Gründungsaufruf des,,Netzwerks 2010" 
zitiert, das auch junge linke SPD-Politiker un- 
terschrieben hatten:,,Das 20. Jahrhundert mit 

mende Ungleichheit wahr, als zunehmen- 
de Freiheit. 
Die große Mehrheit der Gesamtbevölke- 
rung dagegen wird durch keine Erfolgser- 
lebnisse motiviert und ermutigt, wirkt eher 
irritiert, desorientiert und resigniert. Die 

seinen allumfassenden Gesellschafts-ent- meisten schimpfen zwar über Sozialabbau, 
würfen und ganzheitlichen Glaubenssyste- 
men ist Vergangenheit. Die alten, einander 
ausschließenden Gesamterklärungen über- 

wissen aber nicht so recht, was man mit 
wem wofür tun könnte. Daher ist der Opti- 
mismus der kleinen Machteliten, den Sozi- 

zeugen nicht mehr." (Vergl. dazu auch spw 
120,4/01,S. 58 und spw 133,4/03, S. 52) Diese 
,,Tatsachenbehauptung" gehört zu den fa- 

alstaat mit Zustimmung der Gesamtbevöl- 
kerung abschaffen zu können, durchaus 
nicht unbegründet. Bei der Bundestags- 

talsten Selbsttäuschungen der Restlinken. wahl ist zwar der Versuch, für den radika- 
Denn das gilt zwar für die ,,allumfassenden 
Gesellschafts-entwürfe" der Linken. Dagegen 

len Abbau des Sozialstaates eine solide 
Mehrheit der Normalbevölkerung zu ge- 
winnen, noch einmal knapp gescheitert. überzeugt der ,,allumfassende Gesellschafts- 

entwurf" des Neoliberalismus, mit seinem 
,,ganzheitlichen Glaubenssystem" und sei- 
nen ,,Gesamterklärungen", millionenfach 

Die Hauptursache für den rettenden Last- 
Minute-Swing am 18. September 2005 war 
allerdings nicht das überzeugende Sozial- 

wiedergekaut in hunderten von Bestsellern, staatskonzept der SPD, sondern die wach- 
Tausendenden von Talk-Shows und Hun- 
derttausenden von Kommentaren in den 

sende Furcht vor den fatalen Folgen des 
neoliberalen Programms, das die SPD dank 

Medien durchaus; zwar noch nicht die Mehr- des Professors aus Heidelberg bis zur 
heit der Gesamtbevölkerung, aber die 
Machteliten in Wirtschaft, Wissenschaft, Me- 
dien und Politik. 

Kenntlichkeit darstellen konnte. Doch mit- 
tel- und langfristig wird es links von FDP 
und CDU/CSU nur eine Mehrheit geben, 

.Das ganzheitliche Glaubenssystem" des 
Neoliberalismus begründet, angeblich wis- 
senschaftlich, in zahlreichen Variationen 

wenn eine empirisch und normativ fun- 
dierte Gesellschaftsanalyse- und -theorie 
den neoliberalen Verdummungsstrategien 

die Notwendigkeit, den Sozialstaat abzu- entgegenwirkt. Denn um die Zustimmung 
bauen, Löhne, Sozialleistungen, Renten 
und Spitzensteuersätze zu senken, um die 
größte soziale Ungerechtigkeit, die Ar- 

der Normalbevölkerung zur Zerstörung 
des Sozialstaats zu erschleichen, zeichnen 
die neoliberalen Machteliten ein ideolo- 

beitslosigkeit, zu beseitigen. Auf der 
8 Grundlage der mächtigsten geistigen Ko- 

lonialmacht der Geschichte können seine 

gisch verzerrtes und verfälschtes Bild der 
sozialen Wirklichkeit, das den Sozialabbau 
als unausweichliche Naturnotwendigkeit 

Gegner den Sozialstaat koordiniert, kollek- erscheinen Iäßt. Selbst der Soziologe UI- 
rich Beck, der gegen,,die neoliberale Medi- 
zin" polemisiert, möchte denen die Augen 
öffnen, die ,,Blind für die Wirklichkeit" sind 
(Frankfurter Rundschau, 3.9.2005; auch als 
Buch: Was zur Wahl steht) und sich seiner 
wissenschaftlichen Erkenntnis verschlie- 

tiv und ,,solidarisch" bekämpfen. Dagegen 
wirken seine Verteidiger eher wie ver- 
sprengte Einzelkämpfer, da kein übergrei- 
fendes Paradigma unterschiedliche Aktivi- 
täten und Diskussionsbeiträge zu einer 
gemeinsamen geistig-politischen Strö- 
mung zu integrieren vermag. In einer De- 
mokratie mit gleichem Wahlrecht dürften 
im Prinzip die Gegner des Sozialstaats kei- 

Ren, dass sich Deutschland in ,,eine Gesell- 
schaft des Weniger" verwandelt hat. Und 
diese Realitätsblinden und noch Unbe- 

ne Chance haben. Denn die große Mehr- lehrten wollen sich auch nicht mit der 
Wahrheit abfinden: In dieser ,,Gesellschaft 
des Weniger" müssen die ,,drei Grundbe- 
griffe - das Risiko, die Freiheit und das 

heit der Gesamtbevölkerung befürwortet 
soziale Gerechtigkeit und Sozialstaat. Nur 
in den quantitativ kleinen Machteliten von 
Wirtschaft, Medien, Wissenschaft und zu- 
nehmend auch Politik verfügen seine 

Weniger - neu aufeinander abgestimmt 
werden", und das ,,heißt für viele, dass es 
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ße Mehrheit der Normalbevölkerung im Ge- 
gensatz zu den Machteliten am Sozialstaat 
und an den Grundwerten der Solidarität und 
der sozialen Gerechtigkeit festhält. Ein fol- 
genschwerer Unterschied liegt auch darin, 
dass die große Mehrheit der Normalbevölke- 
rung den Sozialstaat übelwiegend nur passiv 
und verunsichert, eher resignativ bejaht. Die 
kleine Minderheit der asozialen Machteliten 
dagegen,die zur gefährlichsten,,Parallelgesell- 
schaft" geworden sind, bekämpfen den Sozi- 
alstaat aktiv und zielstrebig, voller Optimis- 
mus und Siegesgewißheit. Diese Siegesge- 
wißheit der kleinen Machteliten ist nur zu er- 
schüttern, wenn es gelingt, die noch immer 
am Grundwert der sozialen Gerechtigkeit ori- 
entierte Mehrheit der Normalbevölkerung zu 
mobilisieren, zu repolitisieren und ihr wieder 
eine ermutigende politische Zukunftspers- 
pektive zu geben, mit anderen Worten: Die 
Gesamtbevölkerung wieder zu einem sozia- 
len und politischen Machtfaktor zu machen, 
zur Gegenmacht der kleinen Minderheit der 
Machteliten in Wirtschaft, Medien, Wissen- 
schaft und Politik. Doch um die erfolgsver- 
wöhnten Machteliten zu stoppen, reicht es 
nicht aus, die Bevölkerung nur zu einer ein- 
maligen Stimmabgabe gegen CDU und FDP 
zu bewegen. Um Solidarität und soziale Ge- 
rechtigkeit nachhaltig zu stärken, müssen 
wieder mehr Aktivbürger, auch die kein politi- 
sches Amt anstreben, zum dauerhaften politi- 
schen Engagement über den Wahltag hinaus 
motiviert werden und eine alternative Gegen- 
elite bilden. 

Entpolitisierung des Bürgers - Entpoli- 
tisierung der SPD 
Die zur Freude der Machteliten fortschreiten- 
de Entpolitisierung der Normalbürger voll- 
zog sich parallel - und sich gegenseitig ver- 
stärkend - sowohl in der Gesamtbevölke- 
rung als auch innerhalb der SPD. Auch eine 
Repolitisierung kann sich nur parallel in bei- 
den Bereichen vollziehen. Damit dennoch 
von der SPD Impulse und Initiativen für eine 
Repolitisierung ausgehen können, müssen 
die Sozialdemokraten zunächst schonungs- 
los den Stand der politischen Demotivierung 
und Demobilisierung in Partei und Gesell- 
schaft bilanzieren. Zu diesem Verzicht, „bei 
der politischen Willensbildung des Volkes 
mitzuwirken", haben Sozialdemokraten auf 
allen Ebenen, von der Basis über alle Organi- 
sationsstufen und personalpolitische Grup- 
pierungen - Flügel waren es nicht mehr! - 
beigetragen. Niemand sollte sich durch 
Schuldzuweisungen von seiner Verantwor- 
tung freisprechen und zur Kenntnis nehmen: 
Die Entpolitisierung der SPD, begleitet von 
massivem Mitgliederschwund, war nicht die 
Folge von Hartz IV. Hartz IV mit seinen fatalen 
Folgen für die SPD war vielmehr Folge der 
vorangegangenen Entpolitisierung und De- 
mobilisierung der Partei: In vielen Ortsverei- 
nen, Vorständen, Delegiertenkonferenzen, 
Kandidatennominierungen etc. gab und 

gibt es seit Jahren keine Diskussionen über 
politische Themen (ausgenommen Kommu- 
nalpolitik). Bei Nominierung von Kandidaten 
für höhere Funktionen und Mandate konnte 
man an dem, was dabei gesprochen wurde, 
oft nicht einmal annähernd erkennen, ob es 
sich um die Versammlung eines Kaninchen- 
züchter- oder Kegelvereins handelte; aus- 
schließen konnte man nur, dass es sich um 
eine Zusammenkunft von politisch interes- 
sierten Bürgern handelte. Sowohl die,,Basisn 
als auch die Funktionäre und Mandatsträger U 

schienen wenig Interesse zu haben - man- 
che zeigten sogar einen deutlichen Wider- 
willen - ,,,bei der politischen Willensbildung P 

des Volkes mitzuwirken". Doch andererseits 
entstand auch bei vielen ein Unbehagen an 
dieser Entpolitisierung und die Bereitschaft, 
den formalen Trott zu durchbrechen und en- 
gagiert politisch zu diskutieren. Es gibt 
durchaus noch ein Potenzial für die Mobili- 
sierung und Repolitisierung der SPD, wie die 
letzte Phase des Bundestagswahlkampfes 
gezeigt hat. Diese Mobilisierung der Mitglie- 
der gegen den geplanten Sozialabbau durch 
Schwarz-Gelb und für soziale Gerechtigkeit 
darf nicht in rein organisatorischer Routine 
versickern. Die Partei muß mehr diskutieren 
und fordern, als eine schwarz-rote Regierung 
umsetzen wird. 
Die Sozialdemokraten in der Regierung müs- 
sen ihre Politik nicht nur gegenüber dem 
medialen Trommelfeuer der neoliberalen 
Machteliten rechtfertigen, sondern auch ge- 
genüber ihrer Partei und ihren Wählern. Als 
Partei muß die SPD mehr diskutieren und 
fordern als die Koalitionsregierung umset- 
zen wird.Als Partei,die,,an der politischen Wil- 
lensbildung des Volkes mitwirkt", kann sie 
die Wähler nachhaltig davon überzeugen, 
dass die SPD auch in der Großen Koalition 
die soziale Alternative zu Schwarz-Gelb 
bleibt. So wie lange Zeit die politisch desin- 
teressierten Mitglieder und Funktionäre die 
noch an politischen Dikussionen Interessier- 
ten ,,angestecktu und passiv gemacht hatten, 
so könnten vielleicht - wenn das Pendel zu- 
rückschlägt - aktive Sozialdemokraten die 
noch ,,unpolitischen" Mitglieder und Funkti- 
onäre,,ansteckenn und bei einem politischen 
Aufbruch mitreißen. In den vergangenen 
Jahren hatten unzufriedene Mitglieder zwar 
heimlich die Faust in der Hosentasche ge- 
ballt; aber statt gegen eine unbefriedigende 
Entwicklung aktiv zu werden, traten sie laut- 
los aus der Partei aus. Ende der sechziger und 
Anfang der siebziger Jahre, als die Zahl der 
SPD-Mitglieder auf über eine Million anstieg, 
war es anders: Viele, die mit der Politik der 
SPD unzufrieden waren, traten nicht klamm- 
heimlich aus der Partei aus, sondern ,,wagten 
mehr Demokratie" und warben neue Mitglie- 
der, um z. B. die neue Deutschland- und Ost- 
politik in der Partei und in der Gesellschaft 
mehrheitsfähig zu machen. Ist es ,,rückwärts- 
gewandt", daran als ein ermutigendes Beispiel 
zu erinnern!? SPS 5 /  2005 



DerTanker SPD - Und er bewegt sich doch? 
Notwendige Organisationsreformen lassen weiter auf sich warten 

Von Wolf Kutzer 

F Auf dem SPD-Parteitag in Karlsru- 
he im November steht das Thema Sat- 
zungsänderung auf der Tagesordnung - ein 
weiteres mal nach 1993, initiiert durch den 
damaligen Bundesgeschäftsführer Karl- 

I Heinz Blessing, und dem Thema „SPD 2000 
Gemeinsam etwas tun" und dem Be- 
schluss des Parteivorstands ,,Demokratie 
braucht Partei - Die Chance der SPD", den 
Generalsekretär Müntefering im Jahr 2000 
vorbereitet hatte. Wenn von letzterer Initi- 
ative etwas hängen geblieben ist, dann ist 
es der kontroverse Vorschlag von Vorwah- 
len sowie das Motto.30 unter 40" in Bezug 
auf Bundestags-Kandidaturen. Immer 
wieder gab es also Anläufe, Strukturen der 
Partei und ihrer Willensbildung mit der 
veränderten gesellschaftlichen Wirklichkeit 
in einen gewissen Einklang zu bringen. 
Nun also ein weiterer Versuch in einer Zeit, 
die der SPD einen Verlust von 1/3 ihrer 
Mitglieder beschert und den Anteil an 
Nachwuchs auf eine Restgröße reduziert 
hatte. Der Parteitag in Bochum gab 2003 
den Auftrag - A 225 - an eine einzurich- 
tende Projektgruppe u.a. zur ,,Weiterent- 
wicklung von modernen Organisations- 
formen der SPD als Volks- und Mitglieder- 
partei."-Dabei sollte auch das Satzungs- 
recht überprüft werden. 
Meines Erachtens kann und darf es keinen 
Gegensatz oder auch keine Rangordnung 
zwischen inhaltlicher Arbeit -kurz- und 
langfristig- sowie der Arbeitsweise der Partei 
und in der Partei geben. Letztere kann er- 
heblichen Einfluss auf die Positionsbestim- 
mung nehmen. Und letzten Endes sind 
Satzungen, die ja nicht nur intern das Par- 
teiengesetz und Wahlgesetze ausfüllen - 
übrigens unterliegen auch diese in weiten 
Teilen einer politischen Beschlussfas- 
sung -, auch Machtfragen. Und gerade 
deswegen dokumentieren besonders sie 
ein Stück an Unbeweglichkeit, denn Verän- 
derungen - und diese setzen zusätzlich 
eine qualifizierte Mehrheit in der Be- 
schlussfassung voraus - stellen den Sta- 
tus-quo in Frage, auf dessen Grundlage 
die Beteiligten selbst als Funktionärlnnen 
Politik gestalten. Und da stellt sich im Hin- 
terkopf die Frage, ob jedeR Entscheiderln 

mögliche Veränderungen in das inhaltli- 
che oder personelle Konzept passen. Und 
dies macht auch nicht Halt vor vermeint- 
lich progressiven Personen oder Gruppie- 
rungen. 

Volksparteien und die Auflösung von Mili- 
eus 
Am Anfang steht die Analyse von Verän- 
derungen und die Bestandsaufnahme der 
bestehenden Verhältnisse. Und da gibt 
es keinen Mangel an auswertbarem Ma- 
terial. So äußerte sich der Hannoveraner 
Prof. Dr. Michael Vester im 3. Programmfo- 
rum der SPD am 13.4.2005 zum Thema 
,,Demokratie. Teilhabe, Zukunftschancen, 
Gerechtigkeit" nicht nur über die neu zu 
ziehenden Grenzlinien zwischen den so- 
zialen Klassen, auch als Milieus bekannt, 
sondern versuchte auch die Entfrem- 
dungsbewegung zwischen SPD und vor- 
maliger vermeintlicher,,Stammwähler" in 
der Folge der Agenda 2010 zu begrün- 
den. Seine Feststellungen haben auch 
durch das Ergebnis der Bundestagswahl 
nichts an Aktualität verloren und sind 
sehr lesenwert. 
Im Bericht und den Empfehlungen der,,Ar- 
beitsgruppe Mitgliederpartei" unter Lei- 
tung von Kurt Beck (in der Folge nur,,Be- 
richt" genannt) - als dem Ergebnis der Ab- 
arbeitung des A 225 - heißt es dazu auf S 
8/9: 

Traditionelle Milieus lösen sich auf. 
Bedürfnisse haben sich gewandelt. 
Parteiliche Bindungen sind deutlich 

schwächer und höchst flexibel geworden. 
Das Leitbild des,,aktivierenden Staates", 

eine neue Verteilung von Verantwortung 
zwischen Staat und Gesellschaft rückt in 
den Vordergrund. 
Und als Konsequenz: Für die Sozialdemokra- 
tie gibt es keine Alternative zum Prinzip der 
Mitglieder- und Volkspartei. 
Die Forschungsgruppe Wahlen stellt in einer 
empirischen Bestandsaufnahme für die 
Bertelsmann-Stiftung zur politischen Par- 
tizipation in Deutschland fest:,,ln den frü- 
hen 90er Jahren des Umbruchs wurden 
bei der Zufriedenheit mit der Demokratie 
Spitzenwerte von über 70% erzielt. Dage- 
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gen sind aktuell 55% der Deutschen mit 
der Demokratie eher unzufrieden, nur 43% 
sagen eher zufrieden. Ein Negativrekord. 
Gleichzeitig bekundet zurzeit gut die Hälf- 
te der Bundesbürger starkes Interesse für 
Politik - deutlich mehr als in den 90er Jah- 
ren. Auch wenn die Deutschen die eigene 
Gesellschaft als insgesamt stark problem- 
belastet beschreiben, folgt diesem Miss- 
mut keinesfalls generelle Distanz gegenü- 
ber dem politischen System oder gar eine 
Entfremdung zwischen Staat und Bürger- 
gesellschaft. Bei aller Unzufriedenheit wird 
die Demokratie als optimale Staatsform 
nicht infrage gestellt. 
Nach 14 % vor knapp 10 Jahren schreiben 
sich heute 36 % der Deutschen starke oder 
sehr starke Möglichkeiten zu, auch indivi- 
duell politisch Einfluss zu nehmen. Nur 
noch 11 % halten ihre eigene Stimme bei 
Wahlen für wertlos. Die individuelle Bereit- 
schaft zur Übernahme eines politischen 
Amtes ist dagegen rückläufig." 

Bürgerschaftliches und parteipolitisches 
Engagement 
Was die Bereitschaft zum Engagement an- 
geht, ermittelte Prof. Oskar Niedermayer, Ber- 
/in, 2002, dass die Volksparteien ihre Mit- 
gliederhochburgen weitgehend parallel 
(d.h. der Anteil an Mitgliedern in beiden 
Volksparteien an der Bevölkerung ist 
gleich hoch) entwickelt haben: In der 
Rangfolge sind dies Saarland, Rheinland- 
Pfalz, Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen. 
Ausnahmen sind Bayern (CSU) und Hessen 
(SPD). Das kann nur bedeuten, dass die Re- 
krutierungsfähigkeit für Politik nicht auto- 
matisch an Grenzen in der Gesellschaft 
stößt. 
Der SPD-Bundestagsabgeordnete Dr. Mi- 
chael Bürsch, Mitglied der Enquete-Kom- 
mission ,,Zukunft des bürgerschaftlichen 
Engagements" definiert das Leitbild der 
Bürgergesellschaft folgendermaßen: ,,Bür- 
gergesellschaft bedeutet Abschied von 
der Vorstellung, der Staat sei allzuständig, 
zugunsten der Autonomie, der Gestal- 
tungskompetenz und der solidarischen 
Eigenverantwortung der Bürgerlnnen. 
Und zwar nicht als Lückenbüßer für den 
Staat, sondern als selbstbestimmte und 
kompetente Mitgestalter unseres Ge- 
meinwesens. Dabei muss der Staat 
weiterhin Ausgleich für soziale Verwer- 
fungen schaffen und möglichst alle Men- 
schen in die Lage versetzen, sich bürger- 
schaftlich zu beteiligen." 



Und:,,Was partizipative und in diesem Sin- 
ne demokratische Beteiligungsformen an- 
geht, hat die SPD beträchtlichen Nachhol- 
bedarf. Nur durch eine ernstgemeinte Be- 
teiligungsoffensive wird die SPD wieder 
an Attraktivität und gesellschaftlicher 
Glaubwürdigkeit gewinnen." 
Und, wen wundert's? Am 21.6.2003 stellt 
der CDU-Bundesvorstand in seinem Be- 
schluss ,,Bürgerpartei CDU. Reformprojekt 
für eine lebendige Volkspartei" fest:,,Sozia- 
le Netzwerke sind entstanden und entste- 
hen immer neu als eine spontane und in- 
formelle Form des Zusammenführens und 
Zusammenhalts von Menschen, um imma- 
terielle und materielle Interessen zu ver- 
folgen, sozialen, kulturellen, politischen, 
wirtschaftlichen, religiösen oder privaten 
Zwecken nachzugehen. Im Zuge dieser in- 
formellen Organisations- und Kommuni- 
kationsentwicklungen ist die Bereitschaft 
zu formalen und dauerhaften Mitglied- 
schaften in den traditionellen Feldern und 
Organisationen bürgerschaftlichen Enga- 
gements deutlich gesunken." 
Und sie zieht für sich die Konsequenz:,,Die 
CDU als moderne Bürgerpartei steht damit 
in einem Spagat. Sie muss ihre traditionel- 
len sozialen Milieus und ihre Stammwäh- 
lerschaft bewahren und pflegen und 
zugleich die nachwachsenden neuen 
Wählerschichten erreichen. Diesen Spagat 
als existenziell zu akzeptieren, ist für die 
Mehrheitsfähigkeit der CDU als Volkspartei 
überlebenswichtig. 
Nicht der ,,closed shop" ist das zukunfts- 
trächtige Modell, sondern der offene 
Marktplatz!" 
Und um gleich noch zwei mir wichtig er- 
scheinende Folgerungen zu zitieren: 

,,Die Mitgliedschaft muss gewichtiger, 
spannender und verantwortungsvoller 
werden. Der ,,Mehrwertn einer Mitglied- 
schaft muss deutlich werden. 

Um in Mitgliederversammlungen mehr 
Raum für die politische Diskussion und 
die Anliegen der Mitglieder zu gewinnen, 
müssen diese von den zahlreichen und oft 
als ermüdend empfundenen Wahlver- 
pflichtungen entlastet werden. Die CDU 
wird u.a. darauf hinwirken, den Wahlzyklus 
von zwei auf drei Jahre zu erhöhen." 
Und nun zu einigen Erfahrungen, die zu 
verarbeiten waren. So fasste Ludwig Pott 
vom AWO-Bundesvorstand eine verbandli- 
che Untersuchung exemplarisch für die 
sogen. Vorfeldorganisationen zusammen: 

„Der demokratische Sozialismus gehört 
demnach nicht zum alles entscheidenden 
Bindeglied unserer Freiwilligen." 

Und in diesen Tagen sind wir stolz, 
dass fast die Hälfte der Gewerkschaftlich 
Organisierten SPD gewählt haben! 
Der Bericht stellt auf S. 4 fest:,,Aus der Neu- 
mitgliederbefragung 2004 wissen wir, dass 
Aktive, die in anderen Vereinen und Ver- 
bänden mitmachen, an einer Mitarbeit in 

der SPD stärker interessiert sind als Men- 
schen, die sich nicht gesellschaftlich orga- 
nisiert haben." 
Aus der gleichen Quelle interessiert die 
Information, dass fast die Hälfte der Bei- 
tritte inzwischen via lnternet erfolgen 
und es sich dabei durchweg um Jüngere 
handelt, die gleichzeitig eine starke Be- 
reitschaft zur Mitarbeit bekunden. Als ln- 
teressenfelder werden mehrheitlich 
Grundwerte, Geschichte der Partei, und 
für viele überraschend Kommunalpolitik 
angegeben. 
Und am anderen Ende der Kette ermittelte 
Jan Gottstein, NRW, bei Mitgliedern, die nach 
weniger als 5 Jahren wieder aus der SPD 
ausgetreten sind: 70% haben sich über 
Prozesse (= Blockade, fehlende Integration, 
Veranstaltungstyp, Kommunikation, Innere 
Demokratie) und nur 20% über Inhalte der 
Politik geärgert. 
Zu folgender Bestandsaufnahme kommt die 
Arbeitsgruppe beim SPD-Parteivorstand 
(PV): Es gibt 9.464 Ortsvereine in der SPD. 
Davon hatten mehr als 10% weniger10 
Mitglieder und nur 17% mehr als 100 Mit- 
glieder. Wenn man bei 50 Mitgliedern eine 
Zäsur macht, lagen 60% darunter. Da wird 
neben den ostdeutschen Landesverbän- 
den, die,,DiasporaU in Süddeutschland und 
auch das Ergebnis des Mitglieder- 
schwunds sichtbar. Die Arbeitsgruppe 
lehnt es (wegen der unterschiedlichen 
Ausgangslagen) ab, Mindest- oder Höchst- 
mitgliederzahlen für Ortsvereine Satzungs- 
rechtlich vorzuschreiben. Sie appelliert je- 
doch an die Unterbezirke, bei der Abgren- 
zung der Ortsvereine auf handlungsfähi- 
ge politische Einheiten zu achten, damit 
die zugewiesenen Aufgaben z.B. im Rah- 
men von Wahlkämpfen und die Anforde- 

rungen des Parteiengesetzes erfüllbar 
sind. 
Auch für die Landesverbände in Ost- 
deutschland mit einer teilweise extrem 
dünnen Organisationsdichte gilt der An- 
spruch, Mitgliederpartei zu sein. Dennoch 
haben zur Zeit die überwiegende Mehr- 
heit der Mitglieder auch Funktionen inne. 
Der Ausbau und das Angebot an direktde- 
mokratischen Elementen ist eine Chance 
zur Erhöhung des Gestaltungsspielraums. 
So können Bürgerlnnen, die sich nicht 
langfristig politisch und organisatorisch 
binden wollen, in den politischen Prozess 
einbezogen werden. 
Eine wichtige Rolle spielt die Zielgrup- 
penarbeit und damit die Arbeitsgemein- 
schaften (AG). Wir haben die sogen.,,klassi- 
schen Arbeitsgemeinschaften", die ent- 
sprechend der allgemeinen Organisati- 
onsstruktur gegliedert sind und die stär- 
ker Personen- und themenbezogenen 
AG. Hierzu hatte eine Projektgruppe Or- 
ganisation beim Parteivorstand festge- 
stellt: 

Es mangelt an Ansprache und direktem 
Austausch zwischen den Verantwortlichen 
von Partei und AGen. 

Personelle und finanzielle Ressourcen 
für die AGen werden vorwiegend zur Ab- 
wicklung der Gremienarbeit und für Dele- 
gierten-Konferenzen eingesetzt, während 
Mittel für Öffentlichkeitsarbeit und Kam- 
pagnen nur in geringem Umfang zur Ver- 
fügung stehen. 

Strukturen sollten soweit angepasst 
werden, dass möglichst viel Energie für die 
Ansprache der jeweiligen Zielgruppen ein- 
gesetzt wird und dafür Ressourcen für 
binnenzentrierte Aufgaben umgewidmet 
werden. 

Foto: Christian Kiel (Berlin) 
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Das führte zu einem konzertierten Auf- 
schrei aller AG, die sofort direktes Gehör 
bei der Arbeitsgruppe verlangten. Da wur- 
de aus Binnensicht die eigene Bedeutung 
überhöht, höhere Ressourcen für Personal 
und Sachkosten auf allen Ebenen einge- 
fordert und vor allem strikt der Vorschlag 
zurückgewiesen, die Mitglieder selbst über 
die Mitgliedschaft in einer AG entscheiden 
zu lassen. Ja, wenn man auf dem Papier 
über 40% (60+) oder mehr als 30% (ASF) 
vertritt, stellt sich nicht die Frage, wie weit 
die eigenen Aktivitäten in das politische 
Gesamtkonzept der jeweiligen Organisati- 
onsstufe eingepasst wurden. Die Jusos 
formulierten dagegen ihr Selbstverständ- 
nis als ,,aktiver Mitgliedsverband" und leg- 
ten Zielgruppenkonzepte für junge Frau- 
en, junge Berufstätige, Schülerlnnen und 
für Städtenetzwerke vor. Und so war es 
auch nicht verwunderlich, dass es gerade 
Niels Annen/Björn Böhning waren, die in ei- 
nem Kozept „Die SPD als aktivierende Mit- 
gliederpartei" formulierten: 

„Die SPD ist ein Ort, an dem vieles ge- 
lernt wird. 

Die Partei muss ihre Mitglieder befähi- 
gen, neue Aufgaben zu übernehmen. 

Jedes Mitglied ist ein potenzieller Bot- 
schafter unserer Politik." 
Beispielhaft bearbeiteten sie die Arbeitsfel- 
der junger Arbeitnehmerlnnen, den politi- 
schen Raum der Hochschule und die par- 
teiliche Überbrückung von Übergängen 
im Lebenslauf. 
Gerade dieser Bereich (Übergang von Aus- 
bildung und Hochschule in den Beruf) 
lässt sich exemplarisch weiterspinnen: er- 
höhte Mobilität mit Arbeitsplatzwechsel, 
Entfernung zwischen Wohn- und Arbeits- 
Ort, Wohnungswechsel nicht nur in Ver- 
dichtungsräumen, neue Lebensabschnitte. 
Dies führt nicht nur immer wieder zum 
Verlust von erfahrenen Parteiaktiven, son- 
dern schon die Festlegungen in der Sat- 
zung engen ein. So fordert der Landesvor- 
sitzende Niedersachsens Wolfgang Jüttner 
im Einklang mit der Beschlusslage in sei- 
nem Bezirk Hannover schon seit langem: 
„Die Dominanz des Territorialprinzips muss 
zugunsten einer projekt- und themenori- 
entierten Arbeit reduziert werden. Es muss 
möglich sein, seine Mitgliedsrechte auch in 
der Projektarbeit wahrzunehmen. Dazu ge- 
hören auch Antrags- und Delegiertenrech- 
te." 
Zeitgleich beschließt aber der Leipziger 
Unterbezirks-Parteitag, dass von den Aus- 
nahmeregelungen zur örtlichen Ortsver- 
eins-(OV-)Zugehörigkeit kein Gebrauch zu 
machen sei; wohl aus Angst, dass aktive 
Studenten zu viel Einfluss gewinnen 
könnten. 

Bewegt sich der Tanker doch? 
Analysen und Papiere füllen Ordner. Und 
nun zur Gretchenfrage, was den Filter der 

vielfältigen Interessen in AG und PV pas- 
siert hat: Der Tanker hat sich bewegt, aber 
bei weitem nicht ,,Volle Kraft voraus", son- 
dern da ein Schrittchen vor, rechtlich ein 
wenig präziser und da ein Vorschlag zu- 
rück. Einige wichtige Änderungsvorschlä- 
ge zur Satzung enthält der aktuelle Antrag 
des Parteivorstands zum Karlsruher Partei- 
tag: 

Wohnortprinzip ,,Mitarbeit in dem OV, in 
dessen Zuständigkeitsbereich das Mit- 
glied wohnt und seinen Lebensmittel- 
punkt hat" 

Die Landesverbände Niedersachsen und 
Hessen sind keine Organisationsgliede- 
rung mehr, sondern ,,regionale Zusammen- 
schlüsse". 

Es wird der Status von Gastmitgliedern 
eingeführt. Diese können an Mitglieder- 
versammlungen teilnehmen, haben dort 
Rede-, Antrags- und Personalvorschlags- 
recht. In AG und Projektgruppen können 
sie auch an Wahlen und Abstimmungen 
teilnehmen bzw. gewählt werden. Gastmit- 
gliedschaft beschränkt sich auf 2 Jahre, 
Gastbeitrag 2,50 Euro; bei Juso auch länger 
und beitragsfrei. 

Die Mitarbeit von Nichtmitgliedern ist 
ausdrücklich erwünscht. 

Projektgruppen, Arbeitsgemeinschaften 
und Foren können stimmberechtigte Dele- 
gierte entsenden. 

Einem Vorstand müssen mindestens 3 
gewählte Mitglieder angehören. 

Wahlordnung 
Gilt unmittelbar nur für Wahlen, nicht 

für reine Vorschläge. 
Vor Wahlen sind nicht nur die Einkünf- 

te zu eröffnen, sondern auch die Sat- 
zungsmäßigkeit des Beitrags. 

Bei Kandidatenliste gilt zur Einhaltung 
der Quote grundsätzlich das Reißverschluss- 
verfahren. 

Einzelwahlen können auf einem Stimm- 
zettel verbunden werden. 

Stellvertreter können auch in Listenwahl 
gewählt werden. 

Delegierte und Ersatzdelegierte werden 
in einem Wahlgang gewählt. 
Zu vielen Punkten waren Änderungsvor- 
schläge von mir eingebracht worden, die 
aber fast immer der Mehrheit zu weitge- 
hend waren. Einige davon: 

Wahlordnung sollte nur dort gelten, 
wo es das Parteiengesetz vorschreibt, also 
nicht in Untergliederungen (Abteilungen, 
Distrikte u.ä.), in regionalen Zusammen- 
schlüssen, in Arbeitsgemeinschaften und 
Projektgruppen. 

Die Schnittstelle zum Ehrenamt muss 
neu definiert werden. 

Das Engagement des Ehrenamts muss 
honoriert bzw Kosten entgolten werden 
dürfen. 

Bezirke sollten nach wie vor in ihren 
Satzungen weitergehende Regelungen 

verankern dürfen (z.B. zur Einhaltung der 
Quote). 
Die geschilderte "Herzkammer Ortsverein" 
wird in der Praxis nur dann den Anforde- 
rungen gerecht, wenn gleichzeitig die 
örtliche Arbeitsebene von jedem forma- 
len und organisatorischen Ballast befreit 
wird. Der Bezirk Hannover hat zu diesem 
Zweck die Arbeit vor Ort zwischen Orts- 
verein und Abteilungen aufgeteilt. Der 
Ortsverein wird - bis auf die Großstädte - 
auf der Ebene der politischen Gemeinde1 
Samtgemeinde gebildet. Daneben treten 
Abteilungen in den Ortsteilen und Dör- 
fern, wo es in erster Linie darauf an- 
kommt, die Arbeit so zu organisieren, dass 
die Partei in der örtlichen Gemeinschaft 
ein wichtiger Faktor und nahe Anlaufstel- 
le für Mitglieder und Interessierte bleibt. 
Dazu gehören Mittel zur eigenen Bewirt- 
schaftung. Jedes Mitglied kann weiterhin 
an der Meinungsbildung im OV mitwir- 
ken, in Arbeitsgemeinschaften, Arbeits- 
gruppen, Projekten. - Die Arbeitsgruppe 
setzt dagegen auf Verbände, durch die 
Parallelarbeit entsteht und den OV alle 
Formalien belässt, einschließlich der Be- 
treuung durch Büros. 
Eine weitere Satzungsänderung wurde im 
Parteirat diskutiert, wobei ich zum heuti- 
gen Zeitpunkt nicht weiß, ob sie den PV als 
Antrag für den Parteitag passiert hat. Sie 
ist der Ausfluss immer wieder aufflackern- 
der Diskussion über die richtige Einord- 
nung des Parteirats und seines politischen 
Gewichts. Dabei wurde der Vorschlag nicht 
aufgegriffen, aus dem Parteirat einen ,,klei- 
nen Parteitag" zu machen. 

Der Parteirat erhält eineIn,,echteno Vor- 
sitzendeln und 2 Vertreter (nicht nur einen 
Sitzungsleiter). 

Das Benehmen mit dem PV zu Einberu- 
fung und Tagesordnung entfällt. 

Die allgemein gehaltenen Kompeten- 
zen zur Beratung des PV werden konkreti- 
siert. 

1/10 seiner Mitglieder oder 2 Landes- 
verbände (LV)/Bezirke können Tagesord- 
nungspunkte beantragen, '/4 der Mitglieder 
bzw Yi der LVIBezirke können eine außer- 
ordentliche Sitzung beantragen. 

Beschlusse und Meinungsbildung sol- 
len besser vorbereitet werden. 

Es können Fragen an PV-Mitglieder ge- 
stellt werden. 

Der Parteirat gibt sich eine Geschäfts- 
ordnung. 
Wir brauchen angesichts der aktuellen 
Lage in der Partei Lösungen, die den ge- 
sellschaftlichen Veränderungen und unse- 
rem Selbstverständnis gerecht werden, 
und es uns erheblich erleichtern können, 
Antworten auf die aktuellen politischen 
Fragen zu finden und den Weg zu be- 
schreiben, den wir dabei gehen wollen. Ob 
dies zum jetzigen Zeitpunkt voll gelungen 
ist, lasse ich dahin gestellt. SPW 5/2[105 



INTERNATIONALE POLfT1K 

UN-Reform a u f  dem Prüfstar 
Von Alexander Neu 

Die Vereinten Nationen (UNO) ste- 
hen derzeit verstärkt im Rampenlicht der in- 
ternationalen Öffentlichkeit. Der Grund 
hierfür sind die geforderten Reformen für 
das globale Sicherheitskollektiv, um dieses 
fit für die Herausforderungen des 21. Jahr- 
hunderts zu machen. Die geforderten Refor- 
men blieben jedoch auf dem UN-Gipfel mit 
September dieses Jahres bereits im An- 
fangsstadium stecken,da sich die internatio- 
nale Staatengemeinschaft nicht auf notwen- 
dige Kompromisse einigen konnte. In dem 
Schlussdokument ist wedereine einheitliche 
Definition des Terminus Terrorismus enthal- 
ten noch konnte eine Einigung über die 
Nicht-Verbreitung und Abrüstung von 
Atomwaffen erzielt werden.Auch im Bereich 
der Entwicklungspolitik gibt es keine ver- 
bindliche Selbstverpflichtung. Geeinigt hat 
man sich lediglich auf den unverbindlichen 
Minimalkonsens des Wunsches vieler entwi- 
ckelter Staaten, 0,7 Prozent ihres Bruttosozi- 
alprodukts für die Entwicklungshilfe auszu- 
geben. 
Im Zentrum der Analyse stehen allerdings 
nicht die Reformvorschläge und Ergebnisse 
des Gipfels. Analysiert werden soll vielmehr 
die Vertragstreue einiger für das Funktionie- 
ren der UNO relevanter Akteure - hier die 
NATO, die EU sowie die USA - hinsichtlich 
des bestehenden UN-Systems. 
Denn sämtliche strukturelle und normative 
Reformbemühungen werden die oft kriti- 
sierte mangelnde Effizienz der UNO fort- 
schreiben, wenn sie nicht mit entsprechen- 
der politischer Substanz durch die sie tra- 
genden nationalstaatlichen Akteure ausge- 
füllt werden. Dass bedeutet nichts weniger, 
als daß sich die UN-Mitgliedsstaaten bedin- 
gungslos den Normen der UN-Charta unter- 
werfen. Ein Akt,zu dem sich alle Staaten mit 
Beitritt zur UNO verpflichten. 
Zunächst werden die normativen Grundla- 
gen des UN-Sicherheitskollektivs vorgestellt. 
Diesen werden dann der Nordatlantikver- 
trag (NATO), das ,,Strategische Konzept des 
Bündnisses" (NATO), die ,,Nationale Sicher- 
heitsstrategie" der USA sowie die,,Europäi- 
sche Sicherheitsstrategie" der EU auf ihre 
Vertragstreue hin gegenübergestellt. 

Normative Grundlagen des UN-Sicher- 
heitskollektivs 
Die globale UN-Rechtsordnung formuliert 
bestimmte Bedingungen, um ihre Funkti- 
onstüchtigkeit zu ermöglichen: 

Eine der wichtigsten - auch für diese Unter- 
suchung relevante - UN-Norm stellt dievor- 
rangklausel Art. 103 der UN-Charta dar. Sie 
stellt fest,dass im Falle von internationalen 
Verpflichtungen und anderen internationa- 
len Verträgen (z. B.: regionale Abmachun- 
gen),deren Normen im Widerspruch zur UN- 
Charta stehen oder aber sie relativieren,die- 
se sich unterzuordnen haben bzw. keine 
Rechtsgültigkeit besitzen, da sie ansonsten 
UN-Recht brechen. Dieses Prinzip ist in etwa 
mit der innerstaatlichen Verfassungshierar- 
chie zwischen dem Primat der Bundesver- 
fassung gegenüber den Republiksverfas- 
sungen in föderal strukturierten Staaten ver- 
gleichbar, um das Funktionieren des Ge- 
samtstaates sicherzustellen. 
Eine weitere zentrale Norm stellt Art 24 Abs. 
1 dar.Sie definiert die Kernaufgabe der UNO, 
nämlich die Gewährung kollektiver Sicher- 
heit: Der UN-Sicherheitsrat erhält die,,Haupt- 
Verantwortung für die Wahrung des Welt- 
friedens und der internationalen Sicherheit". 
Schließlich wird dem UN-Sicherheitsrat das 
ausschließliche Recht zuerkannt, eine .Be- 
drohung oder ein Bruch des Friedens oder 
eine Angriffshandlung" festzustellen (Art. 
39), bzw. entsprechende Maßnahmen ein- 
schließlich der Anwendung von Gewalt (Art. 
42) gegen den Rechtsbrecher anzuordnen, 
woraus dem Sicherheitsrat das Gewaltmo- 
nopol erwächst. Ferner sollen dem UN-Si- 
cherheitsrat militärische Kapazitäten - also 
das Schwert zur Durchsetzung seines kollek- 
tiven Schutzauftrages - seitens der UN-Mit- 
gliedsstaaten zur Verfügung gestellt werden 
(Art.43 bis Art.47). 
Dieses Schwert wurde jedoch von Anfang an 
nicht dem UN-Sicherheitsrat an die Hand ge- 
geben,da sich die Staaten nicht bereit erklär- 
ten, auch faktisch Truppen der UN unterzu- 
ordnen. Hierdurch kamen die Staaten ihrer 
Verpflichtung nicht nach, wodurch der UN- 
Sicherheitsrat zum rein formalen und somit 
impotenten Inhaber des Gewaltmonopols 
degradiert wurde,der in Anlehnung an Sta- 
lins Machtdefinition, wie viel Panzer denn 
der Papst habe, nicht die materielle Basis be- 
sitzt, das formale Gewaltmonopol auch 
durchzusetzen. 
Wohlwissentlich wurden zwei Ersatzklauseln 
(Art. 48 & Art. 53. Abs. 1) formuliert, die es 
dem UN-Sicherheitsrat erlaubt, einzelne 
Staaten oder regionale Einrichtungen mit 
deren Einverständnis,,unter seiner Autorität 
in Anspruch" zu nehmen. 

Dr. Alexander Neu, arbeitet für das Berliner lnformationszentrum für transatlantische Sicherheit 
(BITS), er lebt in Berlin 

Ungeklärt blieb hierbei die präzise Definiti- 
on dieser,,Autorität0,d.h., ob dieTruppen für 
die militärischen Zwangsmaßnahmen unter 
internationalem Oberkommando (UN-ge- 
führte) oder unter nationalem Oberkom- 
mando (UN-mandatierte) operieren würden. 
Die Antwort darauf lieferten alsbald die USA, 
die die Befreiung Kuwaits durch eine multi- 
nationale Truppe unter ihrem Oberkom- 9 

mando durchführten. Hierdurch büßten die 
UNO die Kontrolle über die weitere militäri- 
sche und politische Entwicklung hinsichtlich 
des Iraks ein und wurden de facto zum Man- 
datsgeber degradiert. 
Was zu einer Sternstunde der UNO nach 
dem Ende des sie immer wieder blockieren- 
den Kalten Krieges werden sollte, nämlich 
endlich die Erlangung der Handlungsfähig- 
keit, endete vielmehr in einer puren Macht- 
demonstration der USA, die sich lediglich - 
oder betrachtet man die weitere Entwick- 
lung zumindest noch -formal um eine Legi- 
timation der UNO bemühte. 
Diese Ersatzklauseln, die dem UN-Sicher- 
heitsrat die militärische Handlungsfähigkeit 
quasi indirekt garantieren soll, erweisen sich 
realiter als Axt gegen die Fundamente der 
UNO selbst: Die indirekte militärische Hand- 
lungsfähigkeit der UNO vermittelt über,,wil- 
lige Staaten" bedeutet nichts anderes als kei- 
ne Kontrolle und somit keine Handlungsfä- 
higkeit der UNO. Die operative Umsetzung 
wird von den ,,willigen Mandatsnehmern" 
gemäß ihren strategischen und nationalen 
Interessen definiert. Der hierdurch stattfin- 
dende Substanzverlust des Multilateralis- 
mus bei gleichzeitiger Aufrechterhaltung 
formaler multilateraler Mechanismen be- 
deutet eine Rückkehr des anarchischen Staa- 
tensystems auf besonders perfide Weise: In- 
ternationale Rechtsstaatlichkeit wird 
zunächst sinnentleert und sukzessive zum 
Knebelinstrument der Großmächte gegenü- 
ber schwächeren Staaten umfunktionali- . 
siert. 

Nordatlantikvertrag L 

Der Nordatlantikvertrag ist das Statut der 
NATO und wurde 1949 vier Jahre nach Grün- 
dung der UNO verabschiedet. 
Insbesondere Artikel 1 des Nordatlantikver- 
trages verdient für die Analyse eine erhöhte 
Aufmerksamkeit:,,Die Parteien verpflichten 
sich, (...) in ihren internationalen Beziehun- 
gen jeder Gewaltandrohung oder Gewaltan- 
wendung zu enthalten, die mit den Zielen 
der Vereinten Nationen nicht vereinbar 
sind". 
Diese Aussage lässt ausreichend Interpreta- 
tionsspielraum, da nicht eindeutig geklärt 
ist,was alle Ziele der UN im Einzelnen sind. 



Es könnte bereits als ein Indiz für eine rest- 
riktive lnterpretation des Gewaltverbotes 
verstanden werden. Diese reduziert die zu 
verbietende Gewaltformen, auf jene Berei- 
che, die dazu dienen, die,,territoriale Unver- 
sehrtheit oder die politische Unabhängig- 
keit eines Staates oder sonst mit den Zielen 
der Vereinten Nationen" in Frage zu stellen. 
Alle übrigen Gewaltformen zwischenstaat- 
licher Art seien demnach - sofern sie in 
Übereinstimmung mit den Prinzipien der 
UN-Charta stehen -auch ohne Sicherheits- 
ratsresolution UN-Charta-konform. Es wird 
deutlich, dass der eigentlich praktizierte In- 
terpretationsansatz des umfassenden Ge- 
waltverbotes, bei dem zwei Formen - die 
die,,territoriale Unversehrtheit oder die po- 
litische Unabhängigkeit eines Staates" be- 
rühren könnten - lediglich als besonders 
hervorhebenswert gelten, nun in ein selek- 
tives Gewaltverbotsprinzip verkehrt wird: 
Alle Gewaltformen, die nicht expressis ver- 
bis verboten sind, sind im Umkehrschluss 
erlaubt, sofern sie den nicht näher be- 
stimmten Zielen der UN-Charta entspre- 
chen bzw. diesen nicht widersprechen. Die- 
ser lnterpretationsansatz ist vor allem im 
angelsächsischen Völkerrecht vermehrt zu 
vernehmen. 
Während das umfassende Gewaltverbots- 
prinzip aufgrund klarer Regeln hinsichtlich 
der Anwendung von legaler Gewalt eindeu- 
tig ist, öffnet das selektive Gewaltverbots- 
prinzip der Gewaltanwendung Tür und Tor 
und unterminiert auf diese Weise das Ge- 
waltverbot durch eine in sich dynamisieren- 
de Ausnahmetendenz sukzessive. 

,,Das Strategisches Konzept Des Bündnis- 
ses" 
Im April 1999 verabschiedete die NATO eine 
Neuauflage des,,Strategischen Konzept des 
Bündnisses". Darin wird die ,,Autoritäta des 
UN-Sicherheitsrates bei der Ausführung mi- 
litärischer Operationen geltend gemacht. 
Allerdings wird mit weiteren Erklärungen 
diese,,Autoritätn in einen breiten Interpreta- 
tionsansatz gerückt: Das Bündnis wird „bei 
der Erfüllung seines Ziels und seiner grund- 
legenden Sicherheitsaufgaben (...) die fried- 
liche Beilegung von Streitigkeiten in Über- 
einstimmung mit der Charta der Vereinten 
Nationen anstreben". Die Wortwahl,,anstre- 
ben" bedeutet jedoch keine definitive Un- 
terordnung, sondern lediglich,,,wenn mög- 
lich mit, wenn nötig ohne UNO, womit das 
UN-Gewaltmonopol offen in Frage gestellt 
wird. Eine weitere Formulierung zielt ebenso 
auf eine Relativierung des UN-Gewaltmono- 
pols zu Gunsten der NATO: Das,,Strategische 
Konzept spricht hier von der,,primären Ver- 
antwortung", statt der ,,Hauptverantwor- 
tung" (Art.24 Abs. 1 UN-Charta) der UNO für 
die,,Wahrung des Weltfriedens und der inter- 
nationalen Sicherheit". Ein Differenzierungs- 
versuch beider Begriffe vermag zunächst ein 
wenig theoretisch wirken. Betrachtet man 

indes den realpolitischen Kontext,dass näm- 
lich das,,Strategische Konzept" exakt zu je- 
nem Zeitpunkt verabschiedet wurde, als die 
NATO Jugoslawien bombardierte, so ge- 
winnt die lnterpretation der Formulierung 
,,primäre Verantwortung" doch an Konturen: 
Es wird als eine Art Reserveverantwortung 
der NATO für die Wahrung kollektiver Sicher- 
heit interpretiert für den Fall, dass die UNO 
ihre Funktion gemäß der Erwartung des 
Westens nicht gerecht wird. 
Die in Art. 24 UN-Charta gewählte Formu- 
lierung der,,Hauptverantwortung" bedeu- 
tet hingegen nicht, dass den Staaten eine 
Reserveverantwortung für die ,,Wahrungn 
der kollektiven Sicherheit dergestalt zuge- 
wiesen wird,dass diese im Falle eines Hand- 
lungsblockade des UN-Sicherheitsrats die 
Verantwortung und das Handeln der UNO 
eigenmächtig substituieren. Diese Interpre- 
tation erschließt sich definitiv nicht aus 
dem Kontext der UN-Charta. Im Gegenteil: 
Zwar wird die Regelung sicherheitspoliti- 
scher Probleme gemäß Art. 52 UN-Charta 
auch subsidiären Strukturen ermöglicht, je- 
doch nur unter explizitem Ausschluss mili- 
tärischer Maßnahmen (Art. 53). Der Termi- 
nus ,,Hauptverantwortung" muss im Kon- 
text des Art. 2 Abs. 3 & 4 der UN-Charta in- 
terpretiert werden: Danach liegt die „Ne- 
benverantwortung" bei den Staaten selbst. 
Nämlich in Form des ausnahmslosen Ver- 
zichts auf das ius ad bellum als Angriffsvari- 
ante, demnach sie an der ,,Wahrung des 
Weltfriedens und der internationalen Si- 
cherheit" durch die ausschließliche Anwen- 
dung ,,friedlicher Mittel" bei ,,internationa- 
len Streitigkeiten" beitragen. 
Die vermeintliche Reserveverantwortung 
der NATO bricht UN-Recht materiell (Bruch 
des UN-Gewaltmonopols durch den Jugos- 
lawien-Krieg) und formell (Bruch des Primats 
der UNO bzw. des UN-Rechts gemäß Art. 
103). 

Die Nationale Sicherheitsstrategie der 
USA 
Die Nationale Sicherheitsstrategie (NSS) 
wurde im September 2002 als neue Sicher- 
heitsdoktrin der USA verkündet. Die NSS ver- 
weist auf eine US-amerikanische Außenpoli- 
tik, die,,neue, produktive internationale Be- 
ziehungen" eingehe und die,,bestehenden 
neu" definiere. Es wird deutlich, dass nicht 
nur punktuelle,,Korrekturen" der bestehen- 
den, sondern der Prozess zu einer neuen 
Weltordnung nach US-amerikanischem Gus- 
to eingeleitet werden soll. Die hierzu ange- 
wandte Methode der unilateralen Deregu- 
lierung der internationalen Beziehungen 
und der damit einhergehenden Renationali- 
sierung sicherheitspolitischer Entscheidun- 
gen und sogar Rechtsetzungsansprüchen 
stellt nichts weniger als das gegenwärtige 
internationale Rechtssystem zur Disposition. 
Zu nennen sei hier beispielsweise die Ver- 

gerichtshof zu unterwerfen, damit die „Be- 
mühungen zur Wahrnehmung unserer Si- 
cherheitsverpflichtungen in der Welt (...) 
nicht durch Ermittlungen, Untersuchungen 
und Verfolgung durch den lnternationalen 
Gerichtshof behindert werden (...)". 
Die UNO werden ganze zweimal und inhalt- 
lich nebensächlich in dem umfassenden Do- 
kument genannt. 
Im Mittelpunkt der NSS steht der internatio- 
naleTerrorismus als zentrale sicherheitspoli- 
tische Herausforderung. Mit dem Anspruch 
der globalen Führerschaft unter Verwen- 
dung repressiver Mittel, stellen sich die USA 
in der Hierarchie über die UNO. Hierbei pen- 
delt die NSS zwischen einem scheinbaren 
Multilateralismus und einem dezidierten 
Unilateralismus. 
Hinsichtlich des scheinbaren Multilateralis- 
mus wird das völkerrechtskonforme 
Präemptionprinzip um die Bedeutung der 
völkerrechtlich nicht zulässigen Prävention 
erweitert:,,( ... ) desto zwingender das Argu- 
ment für antizipatorische Selbstverteidi- 
gung, selbst wenn Unsicherheit darüber 
besteht,wann und wo der Feind angreifen 
wird". Der bislang gültige Unterschied zwi- 
schen Präemption und Prävention wird an- 
gesichts neuer Bedrohungsformen (inter- 
nationaler Terrorismus) und unkonventio- 
neller Kampfmethoden ohne Vorwarnzei- 
ten, auf diese Weise verwischt. Auch wird 
mit der räumlichen und zeitlichen Offen- 
heit, dem Angriffskrieg Tür und Tor geöff- 
net. 
Der dezidierte Unilateralismus wiederum 
findet seine Anwendung für den Fall, das 
den USA die Unterstützung seitens interna- 
tionaler Organisationen beim Kampf um 
die internationale Sicherheit verwehrt blei- 
ben. Dann werden die USA,,auch nicht zö- 
gern zu handeln, wenn es notwendig wer- 
den sollte, unser Recht auf Selbstverteidi- 
gung wahrzunehmen (...)". Auch hier wird 
deutlich, dass den internationalen Organi- 
sationen, und gemeint ist insbesondere die 
UNO, nicht die,,Hauptverantwortung", son- 
dern bestenfalls eine kooperierende und 
schlechtestenfalls eine dienende oder gar 
irrelevante Funktion für die Wahrung der 
kollektiven Sicherheit zu Teil wird. Die signi- 
fikante Devaluierung der UNO, manifestiert 
sich letztlich in Kapitel Vlll der NSS, in der 
die,,Entwicklung einer Agenda für die Zu- 
sammenarbeit mit anderen wichtigen 
Machtzentren der Welt" skizziert wird. Dort 
werden neben den Großmächten und eini- 
gen besonders treuen Verbündeten wie Ja- 
pan,Südkorea und AustraIien,vier internati- 
onale Organisationen, die NATO, die EU, die 
ASEAN und die APEC, nicht jedoch die UNO 
genannt. 
Es bleibt festzustellen, dass die NSS sich 
nicht nur nicht dem UN-Völkerrecht unter- 
zuordnen gedenkt, sondern dass sie viel- 
mehr auf deren Ablösung durch eine US- 

weigerung sich dem lnternationalen Straf- amerikanische Weltordnung abzielt. 
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Wie die konzeptionelle Reaktion der EU aus- doch von der ESS gleichsam der NSS mit Ver- 
schaut, zeigt im Folgenden die Analyse der weis auf die besondere Qualität der neuen 
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Europäischen Sicherheitsstrategie. 

Die Europäische Sicherheitsstrategie 
Die Europäische Union gab sich im Dezem- 
ber 2003 eine eigene Europäische Sicher- 
heitsstrategie (ESS). Da die EU selbst eine re- 
gionale Organisation auf der Grundlage völ- 
kerrechtlicher Verträge darstellt, und sie 
zugleich der am stärksten verrechtlichte 
Raum der Welt mit bisweilen supranationa- 
len Strukturen ist,weiß sie um die Relevanz 
implementierter - kurzum gelebter - Nor- 
men wie kein anderer Akteur. Angesichts 
dessen müsste die ESS im Besonderen Maße 
sich den UN-Normen und deren Umsetzung 
verpflichtet fühlen. 
Tatsächlich bekundet die ESS eine proaktive 
UN-Politik, in dem sie deren ,,Hauptverant- 
wortung für die Wahrung des Weltfriedens 
und der internationalen Sicherheit" versi- 
chert. 
Obgleich die ESS keine Bereitschaft zeigt, 
der UNOTruppen unter UN-Befehl (UN-ge- 
führte Friedenserzwingung) zur Verfügung 
zu stellen, um das formale UN-Gewaltmo- 
nopol auch materiell zu unterfüttern, so er- 
klärt sie dennoch,die UNO in deren Kampf 
,,gegen Bedrohungen des Friedens und der 
Sicherheit in der Welt" zu unterstützen. 
Hierbei unterstreicht sie auch ihr Pflichtge- 
fühl, einer,,verstärkten Unterstützung" der 
UNO bei,,kurzfristigen Krisenbewältigungs- 
einsätzen". Im Gegensatz zur NSS zielt die 
ESS nicht auf eine neue Weltordnung durch 
Eliminierung der gegenwärtigen internati- 
onalen Rechtsordnung ab,sondern fordert 
die ,,Wahrung und Weiterentwicklung des 
Völkerrechts" im Einklang mit den neuen si- 
cherheitspolitischen Herausforderungen. 
Und exakt hier im Kontext der Handhabung 
der neuen sicherheitspolitischen Herausfor- 
derungen manifestieren sich Schnittmen- 
gen zwischen der ESS und der NSS: Die prä- 
ventive Kriegsführung. Die ESS fordert die 
Entwicklung einer ,,Strategie-Kultur (..), die 
ein frühzeitiges, rasches und wenn nötig ro- 
bustes Eingreifen fördert". Die Gefahren von 
Proliferation von Massenvernichtungswaf- 
fen sowie,,humanitäre Krisen" können durch 
,,präventives Engagement" reduziert wer- 
den. 
Allerdings kollidiert die Forderung nach prä- 
ventiven militärischen Operationen zwecks 
Eindämmung neuer sicherheitspolitischer 
Gefahren mit der Selbstverpflichtung der 
,,Wahrung des Völkerrechts". Denn gemäß 
Art. 51 UN-Charta stellt die militärische Prä- 
vention kein Bestandteil des,,naturgegebe- 
nen Rechts zur Selbstverteidigung" dar, son- 
dern fällt unter die Kategorie des absoluten 
Gewaltverbots (Art.2 Abs.4) und ist somit als 
klassischer Angriffkrieg zu klassifizieren. 
Dem Selbstverteidigungsbegriff der UN- 
Charta liegt ein restriktives territorialgebun- 
denesVerständnis zu Grunde. Dieses wird je- 

sicherheitspolitischen Risiken unterminiert: 
,,Bei den neuen Bedrohungen wird die erste 
Verteidigungslinie oftmals im Ausland lie- 
gen". 
Die ESS versucht diesen Widerspruch offen- 
sichtlich mit Verweis auf die Notwendigkeit 
,,dass das Recht mit Entwicklungen wie Proli- 
feration, Terrorismus und globaler Erwär- 
mung Schritt" halten müsse aufzulösen. 
Hierbei ,,übersehenn die Autoren der ESS, 
dass auf diese Weise das UN-Gewaltmono- 
pol ungeachtet aller UN-treue Bekundun- 
gen nicht nur faktisch, sondern auch formal 
ausgehebelt wird. 

Fazit 
Angesichts der diskutierten Fälle wird deut- 
lich, dass der Westen bislang sein eigenes 
Projekt der kollektiven Sicherheit in Form ei- 
nes globales Sicherheitskollektiv selbst i m  
Wesentlichen verhindert. Weder in dem 
,,Strategischen Konzept Des Bündnisses" 
noch in den Doktrinen wurden außer Lip- 
penbekenntnissen der wirkliche Wille er- 
kennbar, sich dem UN-System bedingungs- 
los zu unterwerfen. Rhetorisch geschickt ver- 
packte Formulierungen verbergen unilatera- 
le Hintertürchen. Die allenthalben zu ver- 
nehmende Kritikan der mangelnden Funkti- 
onalität und Effizienzder UNO ist nicht ihr ei- 
genes Versäumnis, da sie kein selbstständi- 
ger Akteur ist. Es ist eindeutig der fehlende 
Wille der sie tragenden relevanten Akteure, 
ihr die erforderlichen und Entscheidungs- 
kompetenzen zu verleihen. Darüber hinaus 
stellt die Kritik der Großmächte an der man- 
gelnden Funktionalität der UNO einen Ver- 
such dar, ihre unilateralen Maßnahmen als 
notwendige Ersatzmechanismen zu legiti- 
mieren.Vor diesem Hintergrund stellen die 
Reformbemühungen der UNO mit dem Ziel 
der Herbeiführung effektiverer Strukturen 
und erweiterter Kompetenzen zwecks einer 
gerechteren Weltordnung, bestenfalls 
Wunschdenken dar. 
Schlimmstenfalls dienen die Reformen 
dazu, den Unilateralismus der Großmächte 
zu belohnen, in dem diese künftig über das 
multilaterale Instrument ihren Handlungs- 
spielraum (Stichwort: wachsendes Inter- 
ventionsspektrum) auch mit Unterstützung 
der UNO erweitern können. Sollte das inter- 
nationale Recht angesichts der neuen si- 
cherheitspolitischen Risiken, wie von der 
,,ESS" unter Berücksichtigung des Präven- 
tivinstituts gefordert, ,,modernisiertn wer- 
den, so liefe dies auf ein Ermächtigungsge- 
setz zur,,weltweiten präventiven Selbstver- 
teidigung" hinaus. Auf diese Weise würde 
das ius ad bellum, welches als Nicht-Selbst- 
verteidigungsvariante ausschließlich dem 
UN-Sicherheitsrat vorbehalten ist, wieder 
zu den Nationalstaaten zurückkehren,was 
unzweifelhaft einen zivilisatorischen Rück- 
schritt bedeutete. SPW 51 2005 
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Die Globalisierungsstrategie der 
deutschen Wirtschaft a m  Beispiel der 
Telekom 
Vortrag vor derTelekom-Betriebsräteversammlung in Nürnberg am 
27.9.2005 

Von Conrad Schuhler 

%ia@+? lm vor kurzem zu Ende gegangenen bei der Telekom? Wir werden sehen,dass es füllt sein, nämlich die Entwicklung einer In- 
Wahlkampf und auch in den laufenden Koa- überhaupt nicht um die Verbesserung des formations- und Transporttechnologie, die 
litionsverhandlungen horen wir immer Standorts Deutschland geht - der ist welt- Rohstoffe,Teilfabrikate usw schnell um den 
wieder, Deutschland müsse fit gemacht wer- weit führend - sondern um die weiterever- Globus brachten und gleichzeitig Informati- 
den für die Herausforderungen der Globali- besserung der Profitlage der Unternehmen onen über den Waren- und Produktionsfluss 
sierung.Die Sozialsysteme seien zu teuer,die und um die Rechtfertigung für weiteren So- in Ist-Zeit überall auf der Welt zur Verfügung 
Löhne und Gehälter zu hoch,die Arbeitszei- zialabbau. Um das genauer zu verstehen, stellten. So konnte die,,globale Fabrik ent- 
ten zu starr, das ganze System mit seinem möchte ich mit Ihnen gemeinsam einige stehen,die Aufteilung der Produktion eines 
Kündigungsschutz und seinen Flächentari- Grundsätze der neoliberalen Globalisierung, Unternehmens in sogenannte,,globale Wert- 
fen zu verkrustet, damit könne man im glo- wie sie sich auch in der Unternehmensstra- schöpfungsketten", wo man mit den einzel- 
balen Wettbewerb nicht bestehen. Dieses tegie derTelekom ausdrücken,durchgehen. nen Produktionssegmenten jeweils in das 
ganze Gedröhne, meine Damen und Herren, Land geht, das die größten Kostenvorteile 
ist schiere Propaganda, es ist die Unwahr- 1. anbietet. 
heit. Es gibt drei grundlegende Voraussetzungen In diesen Ländern aber musste dafür gesorgt 
In Wahrheit ist Deutschland Exportweltmeis- der Globalisierung. Erstens müssen im,,Mut- sein,dass das hereinströmende Kapital sich 
ter.Kein Land der Erde, nicht mal die USA,de- terland" Kapitalüberschüsse erzielt werden, dort ungehindert bewegen konnte. Dies ver- 
ren Wirtschaft über viermal größer ist als die die die Kapitaleigner lieber exportieren als steht man unter,,DeregulierungU der auslän- 
Deutschlands,exportiert mehr Waren als wir. im eigenen Land einsetzen. Wir dürfen nicht dischen Absatz- und Arbeitsmärkte, was so 
Dies zeigt die überragende globale Wettbe- vergessen, dass Kapitalisten eines Landes viel bedeutet wie das Niederreißen nationa- 
werbsfähigkeit Deutschlands. Denn der Ein- auch die Möglichkeit 
wand,den Herr Sinn vom Ifo-Institut und an- 
dere neoliberale Propagandisten vorbrin- 
gen, Deutschland sei eine sogenannte,,Ba- 
sarökonomie", die die Weltwirtschaft mit 
Waren bediene,,,die wir in unserem europäi- 
schen Hinterland produzieren lassen" und 
bei uns nur noch zusammensetzen und sie 
dann als,,Made in Germany" vertreiben, ist 
falsch. 
Alle diese ausländischen Produkte gehen in 
die lmportstatistik ein. In dem Maß, in dem 
die Exporte die Importe übersteigen, haben 
wir es mit einer originären deutschen Wert- 
schöpfung zu tun. Und nun sind wir eben 
nicht nur Exportweltmeister, sondern auch 
Weltmeister in den Ausfuhrüberschüssen. 
Wir haben im letzten Jahr den Exportüber- 
schuss um 27% auf 11 7 Milliarden Euro ge- 

hätten, ihre Gewinne, 
ihre Überschüsse an 
die eigenen Beschäf- 
tigten auszuzahlen, 
womit sie die kauf- 
kräftige Nachfrage 
im eigenen Land so 
erhöhen würden, 
dass das im Inland er- 
stellte Produkt auch 
von den Menschen 
dort gekauft werden 
könnte. Dann gäbe 
es keine Kapitalüber- 
schüsse, die man ex- 

I 

8.2 Lohnentwicklung je Arbeitnehmer 
jeweils zum Vorjahr in Prozent 

BwnolPhne. + 31.3 %, Nenolohne. + 24.6 %, Reallohne. - 3.6 'Yo 

2004 zu 1991: Kauikraftverlust: - 3,6 % 

Bnitfolohn Nelfolahn Reallohn = KauRraR 
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portieren könnte. 
Wie man weiß, haben . irw - inrtitut fur sozial-ßkologirche wirtrchohrforschung e.V. 3 

die Kapitalisten sich 
steigert. Das sind über 5% des gesamten für den anderen Weg entschieden, nämlich ler Schranken und Schutzmechanismen ge- 
Bruttoinlandsprodukts, die wir im Lande er- Überschüsse zu erzielen und zu versuchen, gen Auslandskapital. 
wirtschaften, aber nicht verbrauchen. Wie diese im Ausland weiter zu erhöhen.Dies tun Schauen wir uns die drei Voraussetzungen 
Kurt Tucholsky schon vor 80 Jahren feststell- sie in sich verschärfendem Tempo seit rund kurz,aber etwas näher an. Unsere erste Fra- 
te:,,Eine wichtige Rolle im Handel spielt der 150 Jahren, seitdem sich das Monopol, der ge: Wie kommt es zu den Kapitalüberschüs- 
Export. Export ist, wenn die anderen kaufen den Markt dominierende Großkonzern, sen in Deutschland? 
sollen,was wir nicht kaufen können." durchgesetzt hat. Unsere erste und wichtigste Antwort: Die Ka- 
Was also ist wirklich das Problem der Globa- Um dies aber in der modernen Form tun zu pitalüberschüsse in Deutschland werden 
lisierung? Für uns in Deutschland und für Sie können, musste eine weitere Bedingung er- immer größer, weil die Löhne und Gehälter 

immer geringen werden. (..J Die Lohnquote, 
das ist der Anteil der Löhne und Gehälter am 
Volkseinkommen, (ist) von 1980 bis heute 

Conrad Schuhler ist Vorsitzender des isw München e. V. - Institut für sozialökologische Wirt- kontinuierlich von über 74% auf 65% gesun- 
schaftsforschung. Wir entnehmen den Beitrag mit freundlicher Genehmigung aus dem isw-Info ken. Dies ist nicht nur ein relatives Zurückfal- 
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len der Beschäftigteneinkommen, sondern Auf dieser Grafik sehen sie, dass die 100 balen Geschäftemachens geworden. Dies 
auch ein absolutes.Von 1991 bis 2004 haben größten Transnationalen Konzerne der Welt alles ist keineswegs ein technologischer 
die Beschäftigten einen realen Kaufkraftver- schon die Mehrzahl ihrer Aktien, ihrer Um- Sachzwang. Die Globalisierung, wie wir sie 
lust von 3,6%hinnehmen müssen. Dement- sätze und ihrer Beschäftigung im Ausland heute erleben, ist ein politisches Fabrikat. 
sprechend sind die Gewinne der Kapitalge- generieren und dass der Auslandsanteil wei- Sie wird politisch durchgesetzt. Schon dass 
sellschaften gestiegen. Während die Be- terwächst. die Konzerne im,,Mutterlandn Kapitalüber- 
schäftigten also einen Verlust von 3,6% erlit- Der selbe Prozess läuft für die 100 größten schüsse in dieser Höhe erzielen, ist ein poli- 
ten, haben AGs und GmbHs im selben Zeit- deutschen Firmen ab. Wir zeigen hier die tisches Faktum.Einmal hängt es ab vom ta- 
raum einen Gewinnsprung von 113% ge- Zahlen der 90er Jahre, weil die Totalerhe- rifpolitischen Kräfteverhältnis, zum ande- 
macht. Was machten sie mit ihren Gewin- bung sich darauf bezieht. Umsatz und Be- ren von den Steuern. Unternehmen haben 
nen? Sie haben ihreGewinne keineswegs in- schäftigung verlagern sich immer mehr ins Netto relativ mehr als Brutt0,Arbeitnehmer 
vestiert, um, wie es immer heißt, Wachstum Ausland. Die Entwicklung geht seither mit relativ weniger, d.h. der Staat verteilt über 
und Arbeitsplätze zu schaffen. unvermindertem Tempo in die selbe Rich- sein Steuersystem um von Unten nach 
Denn während sich dieGewinne mehr alsver- tung.Wie weit dieserTransnationaIisierungs- Oben, von den Masseneinkommen zu den 
doppelt haben (plus 113%),sind die Investiti- Prozess schon gediehen ist, zeigt eine Zahl Unternehmenseinkommen. Dann wird der 
onen im selben Zeitraum um 1,5%zurückge- sehreindrucksvoll:1/3 allerweltexporte bzw. Export von Kapitalüberschüssen nicht nur 
gangen. Der alte Spruch der Unternehmersei- -importe i s t  sog.,,intrafirm trade", also Han- geduldet, er wird steuerlich gefördert. 
te,,Die Gewinnevon heutesind die Investitio- del innerhalb ein und des selben Konzerns. Schließlich ist das Durchsetzen weltweiter 
nen von morgen und die Arbeitsplätze von Hierin drückt sich die Entwicklung zur,,glo- Regimes a la WTO eine politische Angele- 
übermorgen" gehört ins Reich der Fabel. Die balen Fabrik aus. genheit,denn nur Staaten sind Mitglied der 
Unternehmer re-investieren ihre Gewinne Der enorm gewachsene Kapitalexport wäre WTO. 
nicht in ihren deutschen Unternehmen. Sie nicht zustande gekommen, hätte die inter- 
schatzen vielmehr,wie wir hier sehen,ihrVer- nationale Politik nicht dieVoraussetzungen II. 

dafür geschaffen. In So wie diese Art von Globalisierung politisch 

I 1 der WTO, der Welt- durchgesetzt wird, so könnte man sie auch 
1 1 handelsorganisati- politisch korrigieren. Doch warum sollte 

Beschäftigung 
nx 

lnternationalisierungsindikatoren der deutschen TOP 100 

1 3 7 %  
triestaaten setzen neoliberalen Globalisierung ist, nämlich die 
dort weltweite Re- Herausbildung globaler Parameter für die 
gimes zum ungehin- wirtschaftliche Tätigkeit. Best Practice und 

On, sind 148 Staaten man sie korrigieren? Was ist eigentlich so 
Mitglieder, und die schlecht an der neoliberalen Globalisierung? 
entwickelten Indus- Wir sehen, was das Entscheidende an der 

derten und sogar fa- Global Benchmarkung meint, dass jede Fir- 
vorisierten Kapital- ma versucht, ihre Abläufe entsprechend 
export der reichen dem weltweit besten Wettbewerber anzu- 

I 1 1 66 01- 1 1 '986 1 Länder durch. Im aleichen und diesen zu übertreffen. Die ent- --  - - 2 

Streuung I 1996i99 GATS (General scheidende Kategorie kommt dann,was hier 
72 % 

a-Mmc=-t-h Aqreement on Trade als,,Geburt von EVA" bezeichnet wird. EVA, 
I in Services - Verein- aus dem Amerikanischen: Economic Value 

- 

barung über han- Added -der vom Unternehmen zu den Kos- 
irw - inriitut fiir S O Z ~ ~ I - b k ~ ~ ~ ~ i ~ ~ h e  wirfrchohifomchung e.V. " delsbezogene I ~ v ~ s -  ten hinzugefügte Mehrwert - meint im Klar- 

titionsmaßnahmen) text, dass das Unternehmen ein höheres Er- 
mögen auf. Das Geldvermögen der Privaten werden alle Länder verpflichtet, ihren gebnis erzielt,als die Kapitalgeber - eigenes 
hat sich von 1991 bis 2004 mehr als verdop- Dienstleistungssektor für ausländisches Ka- oder Fremdkapital - mit ihrem Geld ir- 
pelt,auf 4,l Billionen Euro, was das Doppelte pital zu öffnen. Im TRlMS (Agreement on gendwo sonst auf der Welt erzielen könnten. 
des Bruttoinlandsprodukts der BRD ist.Das ist Trade-Related Investment Measures - Ver- EVA soll also höher sein, als die Kapitalisten 
dasvierzigfache der jährlichen Neu-lnvestiti- einbarung über handelsbezogene Investiti- mit ihrem Geld an den Börsen der Welt von 
onen in unserem Land.Was machen die Rei- onsmaßnahmen) wird den Mitgliedsstaa- den Cayman lslands bis nach Hongkong an 
chen mit ihren Billionen? ten verboten, einheimische Produkte ge- Zinsen erzielen könnten. EVA ist übrigens 
Sie machen das, was die Reichen der ande- genüber ausländischen zu bevorzugen. Im auch offiziell der unternehmerische Steue- 
ren Länder auch tun: Sie schicken das Geld TRIPS schließlich (Agreement on Trade Re- rungsfaktor derTelekom. 
rund um den Globus, um die Anlage mit der lated Aspects of lntellectual Property -Ver- Auch bei der Telekom regiert nach eigenem 
höchsten Rendite ausfindig zu machen. einbarung über handelsbezogene Aspekte Bekunden der,,ShareholderValue",d.h.dass 
Weltweit kreisen 60 Billionen Euro privates des geistigen Eigentums) werden Patente unternehmerische Entscheidungen prinzipi- 
Geldvermögen - das ist das Dreißigfache und Copyrights der Transnationalen Kon- ell danach getroffen werden,ob sie den Akti- 
des deutschen Sozialprodukts - um sich dort zerne gegenüber den Wettbewerbern vor onären einen höheren Kurs oder eine höhe- 
niederzulassen, wo der höchste Profit her- Ort geschützt. re Dividende bringen. Der frühere Sozial- 
ausspringt.Wirwerden noch sehen,dass dies Doch nicht nur in internationalen Organisa- partner, die Belegschaft, ist jetzt bloß noch 
der springende Punkt der Globalisierung des tionen wie der WTO setzen die Transnatio- Personalaufwand, der wie Materialaufwand 
Finanzmarktes ist. Riesige Geldsummen wol- nalen Konzerne ihren Willen durch, dies ge- zu minimieren ist. 
len die global maximale Verzinsung ihres schieht auch bilateral zwischen den einzel- Jeder Betriebsrat, jeder Gewerkschafter 
Vermögens. Dieser Finanz-Globalisierung nen Staaten. Wir sehen (...),dass eine wach- muss die Zusammenhänge von EVA genau 
entspricht die realwirtschaftliche Globalisie- sende Zahl von Ländern immer mehr Ge- verstehen, wenn sie verstehen wollen, von 
rung der Konzerne. Sie lokalisieren die ein- setzesänderungen durchführt, die ADI - welchen Faktoren die Strategie der Unter- 
zelnenTeile ihrer Produktionsketten dort,wo das sind ausländische Direktinvestitionen, nehmerseite bestimmt wird. Unsere Formel 
ihre Kosten am geringsten, ihre Profite also also der Kapitalexport der reichen Länder - fasst noch mal die Bestandteile von EVA zu- 
am höchsten sind. begünstigen. Die Welt ist zum Platz des glo- sammen. Vom Geschäftsergebnis werden 



die sogenannten Kapitalkosten abgezogen. 
Und hier beginnt nun der doppelteTrick der 
Bilanzierungskünstler in den Konzernen. 
Denn die Kapitalkosten sind keine reale Grö- 
ße, sie werden vom Unternehmen kalkuliert. 
Zunächst wird das Geschäftsvermögen ta- 
xiert.Esgeht um Lagerbestände,um Patente, 
um Lagerhallen, Immobilien usw.,alle mate- 
riellen und immateriellen Vermögenswerte 
werden aufgelistet und bewertet. Hier ist ein 
großer Spielraum für die Phantasie der Bi- 
lanzmacher. Je höher das kalkulierte Ge- 
schäftsvermögen, desto geringer das erziel- 
te EVA, um so größer der Druck in Richtung 
weitere Kostensenkungen, v.a. beim Perso- 
nalaufwand. 
Der zweite Faktor, der sog. Kapitalkosten- 
satz, ist ebenfalls offen für kreative Ausle- 
gungen seitens des Konzerns. Gemeint ist 
damit (mit dem Kapitalkostensatz) der Zins- 
satz, den das eingesetzte Kapital - dessen 
Größe im Geschäftsvermögen ausgewiesen 
wird - am globalen Finanzmarkt erzielen 
würde. 
Die Telekom AG geht zum Beispiel davon 
aus, dass das Unternehmen 2005 ein ROCE, 
einen Rücklauf auf das eingesetzte Kapital, 
von 8% erzielen soll. Dies liegt erheblich 
über dem Zinssatz, den das Telekom-Kapital 
am globalen Finanzmarkt erzielen könnte. 
Andere Großkonzerne wie zum Beispiel die 
Metro AG, deren ausländische Umsatz- und 
Gewinnanteile noch größer sind als die der 
Telekom, legen einen globalen Kapitalkos- 
tensatz von 6,5% zu Grunde. Die Unterschie- 
de durch die weit höhere Zielsetzung derTe- 
lekom AG sind erheblich. 
Nehmen wir einmal an, das Geschäftsver- 
mögen der Telekom AG betrage 30 Milliar- 
den Euro. (Dies ist eine Annahme, denn ich 
habe im Geschäftsbericht keine detaillierte 
Vermögensaufstellung im Sinne einer EVA- 
Vergleichsrechnung finden können.) 8% 
von 30 Milliarden, wie von der Telekom den 
Analysten und dem Finanzmarkt zugesi- 
chert, machen 2,4 Milliarden Euro aus.6,5%, 
wie sie von der Metro AG als globaler Kapi- 
talkostensatz kalkuliert wird, würden sich 
auf 1,95 Milliarden Euro belaufen. Der Tele- 
kom-Vorstand verlangt 450 Millionen mehr 
Profit von seinen Leuten, als die Kapitaleig- 
ner derTelekom am internationalen Finanz- 
markt für ihr eingesetztes Kapital erhalten 
würden. 
Was wir an dieser Stelle verstehen müssen, 
ist die grundlegende Änderung, die durch 
die neoliberale Globalisierung im Kapitalis- 
mus selbst entstanden ist. Früher hat ein Ka- 
pitalist einen Arbeiter eingestellt,wenn des- 
sen Arbeitsleistung mehr an Wert brachte als 
der Arbeiter selbst kostete und dieser Wert 
über dem nationalen Kapitalzins lag. Dies ist 
längst vorbei. Der Diskontsatz in Deutsch- 
land liegt derzeit bei 2%. Die Geldzinsen,die 
Banken zahlen, liegen eher noch darunter. 
Die Telekom aber verlangt eine Verzinsung 
von 8%, einen auch im globalen Maßstab 
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türlich engt dies den 
Arbeitsmarkt ein und 
entfacht all diese Diskussionen um Flexibili- gen von Ihnen, nämlich von Uwe Hück, Ge- 
sierung und Entgrenzung des Arbeitsmarkts. samtbetriebsrat von Porsche.,,Die Globalisie- 

rung hat eins gebracht: dass die Arbeitgeber 
111. sich nach den Gehältern der Amerikaner 

Schauen wir uns die Konsequenzen der richten und die Arbeitnehmer sich nach de- 
,,neoliberalenn Globalisierung für Deutsch- nen der Chinesen." Der Kollege Hück hat 
land im Zusammenhang an. recht. Die DAX-Vorstände haben sich in den 

Der Binnenmarkt wird ausgehöhlt. letzten Jahren ihre Bezüge um jeweils klar 
Die Arbeits- und Sozialstandards ver- über 10% erhöht. Die Löhne und Gehälter 

schieben sich in Richtung Billiglohn-Länder. der abhängig Beschäftigten in Deutschland 
Arbeitsplätze werden in Billiglohn-Län- hingegen waren,wie wir vorhin schon gese- 

der verlagert. hen haben, rückläufig oder stagnierten. 
Der Staat fährt seine öffentlichen Leistungen Diese Grafik dokumentiert den zentralen Zu- 
herunter, er wird zum ,,nationalen Wettbe- sammenhang zwischen der Leistung der Be- 
werbsstaatU,der in erster Linie Politik macht schäftigten und dem, was sie dafür zurück 
für die immer bessere Wettbewerbslage der bekommen. Denn entscheidend auch für 
Konzerne auf dem globalen Markt. den Unternehmer ist ja nicht,wie billig ist ein 
Dass der Binnenmarkt ausgehöhlt wird, Arbeitnehmer, sondern wie viel Mehrwert 
dass die gesamte Konjunkturentwicklung stellt er für mich her. Ein Indikator dafür sind 
nur noch vom Export getragen wird, zeigt die Lohnstückkosten,also das Verhältnis der 
uns diese Grafik. Die lnlandsnachfrage in Löhne zur Arbeitsproduktivität. 1995 waren 
Deutschland macht die schwächste Ent- die Lohnstückkosten in den USA und in 
wicklung unter allen großen Industrienatio- Deutschland ungefähr gleich.2003 lagen sie 
nen aus. Wir liegen selbst hinter dem im in den USA um mehr als 10 Prozentpunkte 
letzten Jahrzehnt völlig stagnierenden Ja- höher.ln Großbritannien liegen sie sogar, bei 
Pan, wir liegen beträchtlich unter dem dem selben Ausgangspunkt 1995, heute um 
Durchschnitt der EU, und wir sind hoff- über20Prozentpunktehöher.Diedeutschen 
nungslos im Hintertreffen gegenüber den Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer sind 
USA. Von 1995 bis heute, haben die USA unter den Industriestaaten die größten Ver- 
ihre lnlandsnachfrage um 40%, die Deut- lierer der neoliberalen Wende. 
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Targets 
Return on Capital - more than 9 % in 2007 

irw - inrtitut für roriol-ökologische wirtrchoflrfonchung e.V. 

Dies gilt nicht nur in Sachen Löhne und Ge- 
hälter,sondern auch in der Frage der Arbeits- 
plätze. 
(...) Die deutschen Unternehmen haben in 
diesem Jahrzehnt weltweit ihre Beschäfti- 
gung um 10,3% ausgedehnt.Aber,und hier 
kommt das große Aber: lm Inland haben sie 
in diesem Zeitraum 5,8% der Arbeitsplätze 
abgebaut, im Ausland hingegen haben sie 
die Beschäftigung um 59,8% erhöht. Wir 
werden gleich sehen, dass dies auch die 
strategische Ausrichtung der Telekom AG 
ist. 
Schauen wir uns zunächst die wesentlichen 
Konzerndaten der Telekom an. Die Umsatz- 
erlöse (...) sind von 2000 auf 2004 weltweit 
um knapp 50% gestiegen - der Auslands- 
anteil daran allerdings um über 100%. Er 
beträgt heute schon rund 40%. Als wesent- 
lichen Wachstumsmotor hat die Telekom 
die Auslandsmärkte erkoren. Einzelheiten 
zu Personalkennzahlen werden wir gleich 
detailliert aufgreifen. Doch zuvor fragen wir 
uns, wo macht eigentlich die Telekom ihre 
Gewinne, um im Ausland so heftig zu ex- 
pandieren. Sie macht sie in Deutschland. 
Die riesigen Gesamtverluste im Ergebnis 
vor Ertragsteuern 2002 gehen einzig allein 
auf die Minuszahlen im Ausland zurück. In 
Deutschland war das Ergebnis positiv. So 
blieb es auch in den nächsten Jahren. Das 
deutsche Geschäft hat sein Ergebnis bis 
2004 um rund 900% verbessert, während 
das Ausland nach wie vor Verluste beisteu- 
erte, wenn auch deutlich geringere. Klar 
aber ist: Die Unternehmensteile in Deutsch- 
land sind die Melkkuh für die gewaltige und 
sich beschleunigende Expansion der Tele- 
kom im internationalen Raum,vor allem in 
den USA. 
Die Globalisierungsstrategie der Telekom - 
worunter sowohl die EVA-Strategie des in- 
ternationalen Höchstprofits wie der Export 
der Kapitalüberschüsse zu verstehen ist - 
hat für die Beschäftigten negative Folgen. 
(...).Der Umsatz ist (2003 auf 2004) um 3,7% 
gestiegen,aber die Zahl der Beschäftigten 
ist um 1,5% gesunken. Das Geschäftsergeb- 
nis ist um sagenhafte 368% in die Höhe ge- 

schnellt, aber der 
Personalaufwand 
um 2,796 zurückge- 
gangen. [Sie sehen 
also], wie enorm 
Umsatz und Ge- 
schäftsergebnis je 
Beschäftigtem ge- 
stiegen sind, diese 
Beschäftigten aber 
erstens weniger ge- 
worden sind und 
dann auch noch pro 
Kopf weit weniger 
als im Vorjahr erhal- 
ten haben. Die 
höchst profitable 
Entwicklung der Te- 

lekom geht eindeutig zu Lasten der Be- 
schäftigten. 

IV. 
Und wie soll es weiter gehen? Was der Vor- 
stand sich an Zukunft vorgestellt hat, kön- 
nen Sie dieser Grafik entnehmen.Sie wurde 
vom Vorstandsvorsitzenden im März des 
Jahres Analysten und Spezialisten des Fi- 
nanzmarktes vorgeführt.Von knapp 8%Ver- 
zinsung des eingesetzten Kapitals im Jahr 
2005 will die Telekom auf über 9% im Jahr 
2007 kommen. Dies ist ein gewaltiger 
Sprung. Der komplizierte Markt der Kommu- 
nikationsindustrie gibt dies nicht ohne wei- 
teres her. Die Idee des Vorstandes ist denn 
auch, einen Großteil der zusätzlichen Profite 
aus den Kosten zu holen, und das heißt vor 
allem aus den Personalkosten. 
Diese Folie zeigt uns, wo die Schwerpunk- 
te dieser Einsparung liegen sollen. Sie i s t  
von Herrn Klinkhammer für die Analysten 
des Finanzmarktes angefertigt worden. 
Die Grafik detailliert zunächst die Kosten 
des Konzerns. 50% entfallen auf die DTAG, 
weitere 22% auf andere inländische For- 
mate, 28% auf die ausländischen. Daneben 
und auch darüber steht die strategische 
Orientierung: In den internationalen Nie- 
derlassungen soll die Kostenoptimierung 
weitergehen, aber die Hauptherausforde- 
rung,der Fokus soll auf dem Druck auf die 
Personalkosten in Deutschland liegen. Im 
Handelsblatt (23.4.05) preist der Vor- 
standsvorsitzende Ricke zunächst die Be- 
schäftigungsgesellschaft Vivento, weil 
man über die Verkürzung der Wochenar- 
beitszeit mit Lohnverzicht 300 Millionen 
Euro eingespart habe. Bei Vivento muss 
man sehen,dass von den 30.000 Mitarbei- 
tern, die dorthin transferiert wurden, Vi- 
vento für 12.000 Mitarbeiter zur Drehtür 
nach außen wurde, in  den freien und un- 
gesicherten allgemeinen Markt der TK- 
Sparte. In dem selben Interview äußert 
Herr Ricke dann unmissverständlich:,,Aber 
lassen Sie mich in aller Deutlichkeit sagen, 
dass angesichts der Rasanz des technolo- 
gischen Wandels und des politisch gewoll- 

ten, immer härteren Wettbewerbs in der 
Branche und bei der Telekom auch in der 
Zukunft Stellen wegfallen werden." Auf 
die Frage, wie viele Stellen gestrichen wer- 
den,sagt der Chef derTelekom:,,Dazu kann 
ich Ihnen noch nichts Genaues sagen. Das 
Moratorium gilt bis Ende 2005." 
Die Beschäftigten der Telekom haben sich 
also mit Ablauf dieses Moratoriums auf einen 
neuen Angriff auf die Arbeitsplätze einzurich- 
ten. Die von Herrn Ricke angeführten Argu- 
mente - nämlich rasanter technologischer 
Wandel und immer härterer Wettbewerb - 
sind nicht stichhaltig. In einer Industrie wie 
der TK- und lnformationstechnologie mit ih- 
rem rasanten technologischen Wandel muss 
gerade die Grundlagenforschung,die Innova- 
tionsqualität gesichert werden. Ein für jedes 
Jahresquartal vom Finanzmarkt geforderter 
Höchstprofit mit dem dazu gehörigen Druck 
auf Lohnquote und Arbeitsplätze ist Gift für 
eine strategisch orientierte Innovationspoli- 
tik,die in längeren Zeiträumen denken muss. 
Sie ist auch Gift für einen anständigen Service, 
der bei jeder Geschäftspolitik, die nah am 
Kunden arbeiten will, ausgebaut werden 
müsste. Siemens z.B. hat von 2001 bis 2004 
systematisch seine Kommunikationssparte 
ausgehungert,über 10.000 Stellen gestrichen, 
um dann in diesem Jahr seine Handysparte 
völlig aufzugeben und nun vor der Liquidie- 
rung des Rests seiner Sparte zu stehen, die 
immer noch die größte im Konzern ist. Die 
Orientierung auf den kurzfristigen Sharehol- 
der Value-Profit hat für Siemens den Offenba- 
rungseid in einer ganzen Sparte zur Folge. 
Dem Konzern is t  dies egal, denn er investiert 
dann in Finanzanlagen oder im Ausland,aber 
die Beschäftigten im Inland sitzen auf der 
Straße, was für die meisten ein langer Aufent- 
halt werden wird. 
Worauf es mir an dieser Stelle ankommt, ist 
der Hinweis darauf,dass die Strategie derTe- 
lekom nicht nur für die Beschäftigten von 
größtem Nachteil ist, sondern auch das ge- 
samte Geschäft gefährdet. Sie dürfen 
allerdings nicht erwarten,dass diese Erkennt- 
nis die Kapitalgeber der Telekom sehr er- 
schreckt. Sie wollen ihren kurzfristigen 
Höchstprofit und wenn der in diesem Unter- 
nehmen und in dieser Branche nicht mehr zu 
erzielen ist, dann wird eben Unternehmen 
und Branche gewechselt. Sie, meine Damen 
und Herren, können das nicht.Sie können we- 
der mal eben in Shanghai anheuern oder in  
die Hotelbranche inTirol oder auf Rhodos ein- 
steigen. Sie brauchen eine sichere Existenz, 
eine klare Perspektive in ihrem Beruf,der von 
seiner Qualität her für die Gesellschaft immer 
wichtiger wird. Mein Vorschlag wäre, im Be- 
trieb, in der Gewerkschaft und in der Politik 
gegen die EVA-Strategie der Kapitalseite zu 
kämpfen. Auf ein Entgegenkommen der an- 
deren Seite dürfen Sie nicht rechnen. Die Zei- 
ten der Sozialpartnerschaft sind vorbei, mit 
EVA endgültig von der Kapitalseite aufgekün- 
digt. S ~ W  512005 



THEORIE 84 STRATEGIE 
I 49 

Aspek te  e ines linken Crossover-Diskurses 
Von Benjamin-lmmanuel Ho6 Horst Kahrs und Gerry Woop 

Die vorgezogene Bundestagwahl 
hat zum dritten Mal in Folge eine rechneri- 
sche Mehrheit,,links von der Union" erbracht. 
Zu aktiven politischen Handeln bleibt diese 
Mehrheit jedoch erneut unfähig - aus ver- 
schiedenen Gründen. Darüber kann auch 
nicht die hoffnungsfrohe Aussage der neuen 
Fraktionsvorsitzenden GysilLafontaine hin- 
wegtäuschen, die bereits mit der bloßen 
Existenz der Linkspartei im Bundestag ein 
sozialeres Agieren einer künftigen Großen 
Koalition apostrophieren. 
Den Fragen einer Mehrheit ,,links von der 
Union" sollte man sich weniger über die Zahl 
der Parlamentssitze nähern als über die sich 
im Bundestagswahlergebnis widerspiegeln- 
den gesellschaftlichen Trends. Hinreichende 
Belege für die Schlussfolgerung des SPD-Be- 
zirks Hessen-Süd, der eine,,deutliche Mehr- 
heit" der Wählerlnnen sieht, die dem Ver- 
such,,,die gesellschaftliche Ordnung und die 
politischen Gewichte in der Bundesrepublik 
in Richtung eines marktradikalen, unsozialen 
und arbeitnehmerfeindlichen Neoliberalis- 
mus zu verschieben, eine klare und unmiss- 
verständliche Absage erteilt" (SPD-Bezirk 
Hessen-Süd (2005), Ein Wahlsieg für Gerech- 
tigkeit, hektographiertes Positionspapier, S. 
1.) haben, liefert das Wahlergebnis nicht. 

Die konsequenten Kleinparteien wurden 
gewählt 
Am Wahltag plädierten in einer Befragung 
von Infratest-dimap 55 Prozent der Wähler- 
innen und Wähler dafür, dass Solidarität ei- 
nen höheren Stellenwert haben solle als 
Leistung (34 Prozent). Gleichzeitig wünsch- 
ten 49 Prozent keine bzw. keine prinzipiellen 
Kurskorrekturen,die andere Hälfte hingegen 
verlangte einen grundlegenden Wandel - 
vermutlich entweder in Richtung,,Solidari- 
tät" oder in Richtung ,,Leistungn. Entspre- 
chend wurden nicht die großen Parteien, in- 
stitutionell durch Bundesrat und Vermitt- 
lungsausschuss miteinander verwoben, son- 
dern FDP und Linkspartei als jeweils konse- 
quentere Verfechter der jeweiligen Grund- 

orientierung gestärkt. (Thomas Falkner 
(2005), Mehrheit ohne Mehrheitsfähigkeit?, 
erscheint in: Berliner Republik Heft 512005.) 
Warum wurde die FDP gewählt? Vorder- 
gründig, um Schwarzgelb vor einer großen 
Koalition zu retten, gleichzeitig stärkte die- 
sesVotum die neoliberalen Kräfte in der Uni- 
on - verkürzt: mehr Kirchhof, keine Mehr- 
wertsteuererhöhung. Im liberalen Wahler- 
gebnis spiegelt sich eine neue gesellschaftli- 
che Schicht, die auf das,,Durchregierenn mit 
marktradikalen Reformen setzt,der alles kol- 
lektive und etatistische ein Gräuel ist und die 
demokratische Kompromissfindung zu 
mühsam,zu langsam. Sie bildet eine mitfun- 
damentalistischen Zügen beseelte Speer- 
spitze der ,,globalisierten", außenorientier- 
ten Gesellschaftsteile aus wirtschaftlich er- 
folgreichen, exportorientierten Sektoren. 
Den Rest der Gesellschaft, die Verlierer des 
Strukturwandels betrachtet sie als Klotz an 
ihrem Erfolg. Franz Walter beschrieb auf ei- 
ner Veranstaltung der Rosa-Luxemburg-Stif- 
tung am 26.09.2005 in Berlin.diese Gruppe 
als,,betriebsamen Bürger und Bourgeoisie- 
typus", dem die Politik nicht schnell genug 
sei und dessen zentrales Signal an die FDP 
ist:,,nicht mit der SPD". 
Dass eine Mehrheit für Schwarz-gelb den- 
noch nicht zustande kam,lag an der CDU,die 
ihre traditionellen Funktionen- Ordnung, 
Stabilität, sozialer Schutz - für einen,,neuen 
Anfang" zurückgestutzt hatte und mit Prof. 
Kirchhofs Berufung signalisierte: Es ist ernst 
gemeint. Damit verlor sie - insbesondere 
auch bei jenen Schichten,die ihr in Hessen, 
Niedersachsen und Hamburg seit 2003 ab- 
solute Mehrheiten sicherte und für den 
Wahlerfolg in NRW verantwortlich zeichne- 
te: überwiegend männlichen, wenig qualifi- 
zierten Arbeitnehmern. Ohne diese Wähler- 
gruppe verliert die Union aber ihre Chance 
auf Mehrheitsfähigkeit,zumal zugleich ihre 
Verankerung unter den Älteren rapide ab- 
nimmt. 
Unter dem Strich heißt das:die marktradika- 
len Kräfte sind nicht (mehr) in der Lage,nach 
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den alten Mustern der Lagerbildung politi- 
sche Mehrheiten zu beschaffen. Mehr noch: 
die Union befindet sich bereits im gleichen 
politischen und demographischen Span- 
nungsprozess wie ihn die SPD bereits durch- 
gemacht hat - der Konflikt zwischen CDU 
und CSU trägt dieses Spannungsverhältnis 
durch die Konkurrenz um Einfluss im Uni- 
onslager in die Öffentlichkeit. 

Verschiebungen im sozialdemokrati- 
schen Spektrum 
Die Linkspartei gewann durch ihre Attrakti- 
vität für traditionelle sozialdemokratische 
Gewerkschaftsschichten und für im Wahl- 
verhalten ,,volatilen (F. Walter) Arbeiter und 
Arbeitslose. Dort verbuchte sie überdurch- 
schnittliche Gewinne. Diese Wählerschaft 
eint - und hier muss ein Teil der ostdeut- 
schen Wählerlnnen außen vor bleiben -die 
Auffassung, dass nur der Staat dem markt- 
wirtschaftlichen Egoismus das Allgemein- 
wohl abzuringen vermag., Bei den einen 
steht dabei im Vordergrund,sich der Gültig- 
keit eines entsprechenden Regelwerks zu 
versichern, die anderen sind unmittelbar auf 
den sozialstaatlichen Schutz angewiesen 
oder befürchten, es demnächst zu sein. 
Diese für die alte PDS neuen Wählerschich- 
ten können in zweifacher Hinsicht beschrie- 
ben werden: als Protestierende und als Su- 
chende. 
Sie wählten aus Protest die Linkspartei, weil 
SPD und Union die die sozialstaatlichen Ver- 
sprechen der früheren, westdeutschen Jahre 
verraten haben, denen sie vertrauten, woran 
sie ihre Lebensplanung ausrichteten, worauf 
sie als die Verlierer der globalisierten west- 
deutschen Wirtschaft, aus schrumpfenden 
Wirtschaftszweigen und Berufen kommend, 
wenig oder falsch qualifiziert, auf binnen- 
wirtschaftliche, nationalstaatliche gestützte 
Kreisläufe angewiesen,von,,BiIligarbeit" be- 
droht, angewiesen sind Sie hatten, dank La- 
fontaine, bei dieser Wahl erstmals die Chan- 
ce, authentisch zu wählen. Sie wählten 
diesmal links,weil sie auf den Staat als sozial- 
staatliche Schutzmacht angewiesen sind.Sie 
wählten nicht wieder SPD, weil sie Kanzler 
und Partei nicht mehr zutrauten,die sichere, 
auskömmliche Rente,die Erhaltung des sozi- 
alen Status, den Schutz des ,,guten, harten 
Arbeiters" vor dem Absturz nach ,,ganz 
unten" wirklich ernst zu nehmen. Der Ver- 
lust der Ehre und Würde des Arbeitnehmer- 
Status, der mit Hartz IV droht,eint sie mit vie- 
len ostdeutschen bisherigen PDS-Wählerln- 
nen. Im Lafontaine'schen Bild vom ,,deut- 
schen Familienvater", den staatliche Politik 



zu schützen hat,fühlen sie sich erkannt und 
aufgehoben. 
Und sie wählten Linkspartei, weil sie auf der 
Suche sind nach einer Partei, die dauerhaft 
ihre sozialstaatlich orientierten Interessen in 
der politischen Arena vertritt. Sie könnten 
langfristig gute Wahlergebnisse für die 
Linkspartei als Partei der Wohlfahrtsstaat- 
lichkeit generieren. Mit Lafontaine und der 
WASG fanden Wählerinnen und Wähler zur 
Linkspartei,für die der Erhalt dessen, was die 
herrschende veröffentlichte Meinung als 
,,ewiggestrign abtut - die Wohlfahrtsstaali- 
chkeit der 1970er Jahre - das wahlentschei- 
dende Thema ist. Nochmals Franz Walter: 
,,Ihre Kernanhänger und Kernpotenziale im 
Westen Deutschlands, die geburtenstarken 
Jahrgänge, sind durch die 1970er Jahre 
zutiefst geprägt worden. (..J Die Wohlfahrts- 
staatlichkeit schuf die Voraussetzung - und 
dies zum ersten Mal in der Geschichte der 
Menschen -,dass sich die Bürger nach dem 
Erwerbsleben souverän für einen Neuan- 
fang entscheiden können, dass sie Projekte 
versuchen, die in ihrem ersten Lebensent- 
wurf nicht enthalten waren,dass sie sich be- 
wusst neue Erfahrungen zutrauen,für die im 
vorangegangenen Lebensabschnitt noch 
kein Platz war. (...) Eine Linkspartei,deren Ak- 
tivisten im Zentrum der ergrauenden Gesell- 
schaft stehen, könnte daher den Kern dieser 
auch künftig durchaus populären Wohl- 
fahrtsstaatlichkeit gegen einen zu überspitzt 
ökonomistisch-juvenilen Neuliberalismus" 
(Franz Walter (2005), Linkspartei in ergrauen- 
der Gesellschaft, in: rls-standpunkte Heft 181 
2005,s. 3f.) bilden, wie es in u.a. in Skandina- 
vien und anderen europäischen Ländern 
Normalität &(hier fehlt einVerb aus dem Zi- 
tat) Darüber hinaus werden die Alterskohor- 
ten, die bei der Wahl vom 18. September die 

Mehrheit der Wählerlnnen der neuen Links- 
partei ausmachten,die Majoritätsgruppe der 
Republik bilden.,,Sie - und nicht die zahlen- 
mäßig marginalen jungen Altersgruppen - 
werden im Zentrum der ergrauenden Gesell- 
schaft, der sozialen und politischen Hand- 
lungsweisen stehen." (Walter (2005),a.a.O.,S.3.) 
Der Protest,der mit der Wahl der Linkspartei 
ausgedrückt wurde und sich in einem Wech- 
sel von rund einer Million früherer SPD-Wäh- 
ler zur Linkspartei und ihrer Mobilisierung 
von rund 360.000früheren Nichtwählern, im 
übrigen als einzige Bundestagspartei, ist ein 
zutiefst sozialdemokratischer Auftrag. Das 
Sorgen und Kümmern des Staates,die Politik 
des alle Mitnehmens,soll wieder für alle gel- 
ten. Es soll etwas bewirkt werden. 

Notwendige Antwortungen und bislang 
gültige Gewissheiten 
Es ist alles andere als gewiss,dass die rechne- 
rische Mehrheitjenseits von Schwarzgelb zu 
einer politisch handlungsfähigen Mehrheit 
werden kann auf dem Wege einer,,langfristi- 
gen Reintegration der verloren gegangenen 
Wählerinnen und Wähler" (SPD-Bezirk Hes- 
sen-Süd (2005), a.a.O., S. 2.). Diese Option un- 
terschätzt den durch ,,Lafontainen und 
,,SchröderU lediglich personifizierten Bruch 
innerhalb der alten sozialdemokratischen 
Politik. Der Erfolg der Linkspartei steht nicht 
für ein Versäumnis sozialdemokratischer Po- 
litik, sondern für ihr strukturelles Unvermö- 
gen, die politische und soziale Gestaltung 
der Globalisierung in einer für die Verlierer 
akzeptablen Art und Weise anzupacken,ein 
im strukturellen Umbruch aufsteigende und 
absteigende Schichten verklammerndes 
Projekt zu formulieren. 
Mit großem Blick auf das verblichene Projekt 
Rotgrün bleibt eine Modernisierung der Ge- 

sellschaft zu konstatieren, die jedoch ihre 
wirtschaftliche und vor allem soziale Basis 
nicht erreicht hat. Das Projekt ist - gemessen 
an Crossover-Ansprüchen des New Deal und 
der postfordistischen Regulation - geschei- 
tert,auch weil es unter Schröder keines oder 
kein so gemeintes Projekt war.Selbst Schrö- 
ders neue Mitte is t  nicht erreichbar gewesen 
und nach der ersten Legislatur auch zu den 
Akten gekommen. Die Stammwähler wur- 
den von den Sozialreformen und ihrer als 
ungerecht empfundenen Balance ent- 
täuscht. Unterprivilegierten blieb nur das 
uneingelöste Versprechen der massiven 
Senkung der Arbeitslosigkeit. Heuschre- 
ckendebatte und Reichensteuer wurden 
vom Wähler als das gesehen was sie waren, 
Kosmetik und symbolhafte Werbeaktion. 
Was bleibt, sind ökologische Neujustierun- 
gen,die sozial gesehen nur Klientelwirkung 
entfalteten. Wichtiger sind staatspolitische 
Wandlungen und die kulturelleveränderung 
der Berliner Republik, die allerdings vor al- 
lem Mittelschichten positiv empfinden. 
Ein zutage getretenes Defizit der linken De- 
batten im Vorfeld der Regierungsübernah- 
me 1998 war der Mangel an breit vermittel- 
baren Vorstellungen, aus gegebenen Zu- 
ständen Reformen zu entwickeln, die dem 
neoliberalen Mainstream widerstehen und 
doch realistisch den Herausforderungen von 
Globalisierung und innerer gesellschaftli- 
cher Strukturveränderung gerecht werden. 
Die Erfahrung der letzten Jahre zeigte leider 
auch, dass Regierungszeiten keine Diskurs- 
zeiten mit parteienübergreifendem Charak- 
ter für linke Teile verschiedener Parteien 
sind,weil die Linken im Regierungskonstrukt 
- nicht ohne machtpolitische Logik- einge- 
bunden oder geradezu domestiziert schei- 
nen und die Gegenseite ihr Oppositionspro- 
fil ohne die Schwierigkeiten manch realer 
Sachzwänge entwickelt. Daraus gilt es zu ler- 
nen. 
Ein neues Crossover ist möglich, weil SPD, 
Grüne und Linkspartei mit dem Wahlergeb- 
nis vor die Frage gestellt sind, warum die 
rechnerische Mehrheit politisch handlungs- 
unfähig ist,ja nicht einmal als Drohpotential 
in den Verhandlungen um eine Große Koali- 
tion aufgefahren werden kann. Ob aus rot- 
rot-grün eine machtpolitische Option wer- 
den kann,ist längst nicht ausgemacht.Sicher 
ist aber,dass sie mittelfristig zur machtpoliti- 
schen Spielmarke werden wird, wenn nicht 
die Linkspartei alle Brücken dorthin ab- 
bricht. Nur wenn rot-rot-grün politisch denk- 
bar wird, haben die Grünen die Chance,sich 
als eine Partei der Mitte neu zu erfinden.Und 
nur dann erschließen sich für die SPD Aus- 
sichten,der Alternative Große Koalition oder 
Opposition zu entkommen. 
Die rot-rot-grüne Option inhaltlich von links 
zu füllen, ist die strategische Herausforde- 
rung für ein neues Crossover. Mit ihr könnten 
verschiedene Wählergruppen, innere Partei- 
enkompromisse und distinktive Parteien- 



profile verbunden werden. Inhaltlich wäre 
die Herausforderung, für die Gesellschaft 
von heute und morgen, die altert und 
zugleich hoch individualisiert ist, Gesell- 
schaftsreformen zu formulieren, die moder- 
nisieren und mitnehmen, die spürbar sind 
für die Mehrheit und sozial gerecht im Aus- 
gleichsmodus. Es geht um Bildung, um neue 
Erwerbsbiografien, um den Mix aus globali- 
sierungs- und regionalwirtschaftlich orien- 
tierten Wirtschaftsformen, um effektiv und 
sozial organisierte Kranken- und Pflegeversi- 
cherung, um angemessene Grundsicherung 
und internationale Verantwortung. Das 
schließt Fordern, Leistung, internationale 
Verantwortung und Prioritätensetzung ein, 
die diesseits der idealen Zielvorstellungen 
liegen und diesen doch verpflichtet sind. 

Der Weg bis 2009 führt über die Länder 
Die September-Wahl und der angestrebte 
Fusionsprozess zwischen Linkspartei und 
WASG haben die Bedingungen für einen 
Crossover-Diskurs ebenso verändert wie die 
Entwicklungen innerhalb von SPD und Grü- 
nen. Das seltsamerweise ohne einen wahr- 
nehmbaren Nachruf entschwundene Maga- 
zin ,,andere zeiten", lange Zeit kluges Aus- 
hängeschild sozial-ökologischer Debatte in- 
nerhalb der linken Grünen,ist nur eine Facet- 
te des stillen Verschwindens eines linken 
grünen Parteiflügels. Damit ging jedoch 
zugleich ein wesentlicher Akteur des Crosso- 
ver-Diskurses verloren, der gerade im sozial- 
demokratisch-gewerkschaftlichen Spek- 
trum von SPD und Linkspartei eine wichtige 
Funktion einzunehmen hätte. 
Die Linkspartei ist im Unterschied zu den 
neunziger Jahren nicht mehr die alte ost- 
deutsche PDS. Sie ist im Osten eine der drei 
großen Volksparteien und im Westen keine 
Kleinst-,sondern künftig eine Kleinpartei die 
mit Grünen und FDP um den dritten Platz im 
Parteienspektrum streiten wird. Die sie prä- 
gende politische und organisatorische 
Asymmetrie wird auch künftig fortbestehen, 
wenngleich in zunehmend abgeschwächter 
Form. In der Bundestagsfraktion der Links- 
partei sind erstmals mehr gebürtige West- 
als Ostdeutsche vertreten; künftig sind Land- 
tagsfraktionen im Saarland, Bremen, Ham- 
burg und anderen Bundesländern nicht aus- 
geschlossen. Sollte die Linkspartei in die 
westdeutschen Landtage einziehen,würde - 
mit den gleichen Schwierigkeiten wie z.B. in 
Sachsen-Anhalt vor der Tolerierung 1994 - 
eine ernsthafte Debatte um die Erweiterung 
der sozialdemokratischen Koalitionsoptio- 
nen eröffnet. Im Saarland aber auch in Ham- 
burg könnte auf diesem Wege gege- 
benenfalls die Rückkehr der SPD in Regie- 
rungsverantwortung denkbar werden, vor- 
ausgesetzt, dass die Linkspartei weiß, was sie 
will und kann. 
Linkspartei und WASG stehen in ihrem Fusi- 
onsprozess vor der Herausforderung, in ei- 
nem schmalen politischen Zeitfenster 
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zugleich die Transformation einer politi- 
schen Bewegung,,Weg von der neuen Sozi- 
aldemokratie" hin zu einer parlamentarisch 
wirkenden Partei mit sozialstaatlichen Ge- 
staltungsoptionen zu bewerkstelligen. 
Für eine rot-rot-grüne Option wird viel von ab- 
hängen, ob die Beteiligten die Begrenztheit - 
und damit Ergänzungsbedürftigkeit - ihres je- 
weiligen Gestaltungsanspruchs erkennen. Mit 
der Bundestagswahl 2005 könnten die alten 
bundesrepublikanischen Zeiten vorbei sein,in 
denen es einer der beiden Volksparteien ge- 
lang,ein mehrheitsfähiges, weil homogenisie- 
rendes gesellschaftspolitisches Projekt zu for- 
mulieren.Mit dem Ende der großen Werkshal- 
len der lndustriearbeit differenzieren sich nicht 
nur die Arbeits- und Lebenswelten. Auch die 
politischen Interessenlagen sperren sich ge- 

gen einfache gemeinsame Nenner, wo sie 
doch gesucht werden, werden sie zunehmend 
abstrakt und inhaltsleer.Wenn solche Kompro- 
missfindung zwischen unterschiedlichen Inte- 
ressen nicht mehr innerhalb einer großen 
Volkspartei stattfindet , sondern zwischen 
mehreren Parteien ausgehandelt wird, kann 
darin auch einegroße Chan~efürgle;;~-~;~o~~ 
tete Anliegen stecken.Was geht und was nicht, 
wäre womöglich am ehesten über die Lander- 
parlamente herauszufinden. Als rot-rot-grün 
verbindende Themen bieten sich die Fragen 
an,welche öffentlichen Güter und Einrichtun- 
gen zukünftig wie und für wen erwirtschaftet 
und bereit gestellt werden sollen bzw. über 
welche Wege regionalökonomische Stabilisie- 
rung sowie soziale Stadtentwicklung zu errei- 
chen sind. SPW 5 / ZOOS 
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Perspekt iven des  Clusteransatzes 
Zur Neujustierung der Strukturpolitikzwischen 
Wachstum und Ausgleich 

Von Dieter Rehfeld 

Wachstum und Ausgleich - Verschiebun- 
gen in Zeiten knapper Kassen 

In den letzen Jahren hat sich in der 
Raumordnungs- und in der Strukturpolitik 
ein schleichender Perspektivenwechsel voll- 
zogen. Standen bislang im Zeichen wirt- 
schaftlichen Wachstums [MKl]ausgleichs- 
politische Ziele zwecks Erreichung gleich- 
wertiger Lebensbedingungen im Vorder- 
grund,wird nun der Ruf nach einer stärkeren 
Wachstumsorientierung lauter. Anhaltend 
schwache wirtschaftliche Wachstumsraten, 
auf hohem Niveau verharrende Arbeitslo- 
senquoten und eine rückläufige demogra- 
phische Entwicklung lassen die Frage auf- 
kommen, ob eine Umverteilung der knap- 
pen Wachstumspotenziale in strukturschwa- 
che Regionen bzw. deren breite Streuung 
gesamtwirtschaftlich noch sinnvoll sein 
kann, oder ob es nicht darum gehen muss, 
die wirtschaftlichen Wachstumskräfte 
zunächst zu stärken. 
Das mag manchem als abstrakte Diskussion 
erscheinen -jedoch finden sich in der Praxis 
bereits heute eine Vielzahl öffentlich kaum 
diskutierter Maßnahmen,die erhebliche Wir- 
kungen auf die Raumstruktur haben, und 
zwar vor allem für strukturschwache Räume: 
- die Europäische Union wird - trotzt aller 
momentanen Aufregungen - ihre Struktur- 
politik künftig stärker an den Lissabon und 
Göteborg-Zielen einer[MK2] wettbewerbs- 
fähigen und nachhaltigen wissensbasierten 
Wirtschaft orientieren, wachstumspolitische 
Aspekte werden auch in die Neuausrichtung 
der Strukturfonds eingehen; 
- in  den Beitrittsländern der EU ist offensicht- 
lich,dass es zunächst darum gehen wird,die 
Wachstumskerne auszubauen; 
- in der Schweiz hat die Neue Züricher Zei- 
tung [MK3]bereits,,Abschied von den Berg- 
regionen" genommen, und der Schweizer 
Regionalökonom Frey sieht in der steigen- 
den Abwanderung in die Städte begrüßens- 
werte gesamtwirtschaftliche Wachstumspo- 
tenziale, etwa wegen der dort vorhandenen 
besseren Bildungsmöglichkeiten; 
- der momentan in Vorbereitung befindliche 
neue Raumordnungspolitische Orientie- 
rungsrahmen des Bundes setzt verstärkt auf 
Metropolregionen und auf den Beitrag der 
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einzelnen Regionen zum gesamtwirtschaft- 
lichen Wachstum; 
- in den neuen Bundesländern ist die Förde- 
rung von Wachstumskernen mittlerweile 
weit verbreitet; 
- in Brandenburg wurde die Festlegung von 
Branchenschwerpunkten und damit ver- 
bunden regionalen Förderschwerpunkten 
vom Kabinett verabschiedet, was zu erhebli- 
chen Konflikten mit den Regionen geführt 
hat, die durch dieses neue Raster hindurch 
fallen; 
- in Mecklenburg-Vorpommern wird eine 
Verwaltungsreform vorbereitet, in deren 
Rahmen die Zahl der immer stärker ausge- 
dünnten Landkreise drastisch reduziert wer- 
den soll. 
Dies sind nur einige Beispiele.Andere wirken 
eher indirekt:Wenn im kommunalen Finanz- 
ausgleich wie in Sachsen-Anhalt der FIä- 
chenfaktor gestrichen wird, verschärft das 
die Finanzlage der stark von Abwanderung 
betroffenen ländlichen Regionen weiter,und 
die momentan in der Diskussion befindliche 
Streichung der Eigenheimzulage oder der 
Pendlerpauschale werden erhebliche raum- 
wirksame Konsequenzen haben. Nicht 
zuletzt werden neue politische Instrumente 
wie Public-Private-Partnership oder Förder- 
wettbewerbe eher die starken Regionen be- 
günstigen als die schwachen, weil sich in 
letzteren privat finanzierte Infrastrukturen 
nicht rechnen oderdie Kapazitäten für ambi- 
tionierte und zukunftsweisende Innovati- 
onsprojekte nur begrenzt vorhanden sind. 

Der europäische Kontext - was kommt 
nach 2006? 
Während die genannten Trends in den neuen 
Bundesländern bereits seit einiger Zeit die 
raumrelevante Politik bestimmen, sind diese 
Trends in einem trotz aller Unterschiede regi- 
onal eher ausgeglichenen Bundesland wie 
Nordrhein-Westfalen bisher weniger zu spü- 
ren. Im Gegenteil: die weniger verdichteten 
Regionen haben in der Mehrzahl geringere 
Arbeitslosenquoten und auch günstigere Be- 
völkerungsprognosen als der Landesdurch- 
schnitt.Strukturprobleme kumulieren in NRW 
vor allem noch immer im stark verdichteten 
Ruhrgebiet,drohen dort kleinräumig konzen- 

erpunkt"1nnovative Räume"am Institut Arbeit 
?hmen wir mit freundlicher Genehmigung dem 

triert umso massiver soziale Strukturen zu zer- 
stören. Angesichts der finanziellen Schwierig- 
keiten des Landes stellt sich aber auch hier die 
Frage nach einer stärkeren Fokussierung der 
Strukturpolitik, wobei die Diskussion vor al- 
lem um die Bedeutung und Reichweite einer 
an Kompetenzfeldern bzw. Clustern ausge- 
richteten Strukturpolitik geführt wird. Zuge- 
spitzt lautet die Frage: Sollen die strukturpoli- 
tischen Mittel wie bisher - oder womöglich 
noch stärker - auf die strukturschwachen Re- 
gionen vor allem im Emscher-Lippe-Raum 
konzentriert werden, oder soll eine an inter- 
national herausragenden Wachstumsfeldern 
(unabhängig von regionalen Grenzen) ausge- 
richtete Strukturpolitik eine zentrale oder 
zumindest erheblich aufgewertete Rolle spie- 
len? 
Diese Frage stellt sich deshalb neu, weil die 
europäische Strukturpolitik bisher konse- 
quent an Problemregionen gebunden war. 
Im Zuge der stärkeren Orientierung an den 
Lissabon-Kriterien [MK4]wird dies künftig - 
soviel wir bisher wissen - anders sein: Die 
strukturpolitischen Mittel der EU werden 
sich zwar auch weiterhin an den struktur- 
schwachen Regionen [MK5]orientieren, die 
regionale Verteilung der Mittel innerhalb 
des Bundesländer wird aber nicht mehr von 
der EU-Kommission sondern von den Län- 
dern festgelegt.Wie dies im Detail aussehen 
wird, das hängt sicher auch vom Abstim- 
mungsprozess der Bundesländer unterein- 
ander ab - und hier ist die lnteressenslage 
keineswegs einheitlich. Das ,,Fenstern weg 
von einer administrativen Orientierung an 
Region hin zu einer funktionalen Orientie- 
rung anThemenfeldern scheint sich aber mit 
der neuen Förderperiode nach 2006 weit zu 
öffnen. In dieser Hinsicht sind vor allem die 
künftigen Ziele 2 und 3 [MKGIder europäi- 
schen Strukturpolitikfür die deutschen För- 
derregionen besonders wichtig: Das künfti- 
ge Ziel 2 stellt Wettbewerbsfähigkeit und 
Beschäftigung in den Mittelpunkt, und das 
geplante Ziel 3 setzt auf grenzüberschrei- 
tende und transnationale Kooperation. In 
beiden Fällen wird die Orientierung an Clus- 
tern eine deutlich größere Rolle spielen als 
bisher: Im Rahmen von Ziel 2 durch die Un- 
terstützung der Entwicklung von Clustern 
als regionale Wachstumskerne, im Rahmen 
von Ziel 3 durch die Unterstützung von Clus- 
tern in unterschiedlichen Regionen Europas. 
Um die Möglichkeiten und Grenzen einer 
stärkeren Orientierung der Strukturpolitik an 
Clustern [MK7] auszuloten, sind zunächst 



zwei Fragen zu klären: Wie unterscheidet 
sich der Clusteransatz von dem bisherigen, 
an der Entwicklung endogener Potenziale 
orientierten Ansatz in der Strukturpolitik? 
Und:Was kann von dem Clusteransatz realis- 
tisch erwartet werden? 
Bei einem Cluster handelt es sich um die re- 
gionale Konzentration von Unternehmen, 
die unterschiedliche Funktionen einer Wert- 
schöpfungskette abdecken. Zu diesen Funk- 
tionen gehören Produktion, Zulieferung, 
Marketing, Forschung und Entwicklung, spe- 
zialisierte Dienstleistungen usw. Cluster 
zeichnen sich dadurch aus, dass sie 
besonders günstige Voraussetzungen für In- 
novationen bieten. lm Rahmen der Struktur- 
politik wird ein auf Cluster ausgerichteter 
Ansatz häufig, wie etwa in Nordrhein-West- 
falen, als Kompetenzfeldansatz verstanden. 
Diesem Ansatz liegt ein strategisches Ver- 
ständnis zu Grunde, das stärker vom mögli- 
chen Potenzial eines Clusters als vom Ist-Zu- 
stand geprägt wird. 
Strukturpolitisch sind Cluster deshalb inter- 
essant, weil zu einem bestimmten Zeitpunkt 
eine eigendynamische, also sich selbst ver- 
stärkende Entwicklung einsetzt bzw.einset- 
Zen kann. Umstritten ist,wann der Punkt er- 
reicht ist,an dem eine derartige eigendyna- 
mische Entwicklung beginnt. Cluster sind 
mehr als ein Nebeneinander der Funktionen: 
Nur wenn es zu Beziehungen zwischen den 
zum Cluster gehörenden Unternehmen und 
Einrichtungen kommt, kann die genannte Ei- 
gendynamik zur Geltung kommen. Es han- 
delt sich bei diesen Interaktionen um direkte 
Kontakte zwischen den Beteiligten 
(insbesondere die lnnovationskonkurrenz 
spielt eine zentrale Rolle),die gerade auch in 
Zeiten von Globalisierung an Bedeutung ge- 
winnen. Dies liegt daran, dass formalisierte 
lnformationen mittlerweile zeitnah weltweit 
verfügbar sind und dass gerade deren Unü- 
bersichtlichkeit erheblich zur Unsicherheit 
beiträgt, die im lnnovationsprozess ohnehin 
groß ist. Räumliche Nähe und damit die 
Möglichkeit unmittelbarer Kontakte können 
dazu beitragen, diese lnformationen zu be- 
urteilen bzw. einzuschätzen, und damit die 
Unsicherheit zu reduzieren. 

Von der Entwicklung endogener Potenzi- 
ale zum Clustermanagement 
Die nachfolgendeTabelle stellt die bisherige 
und die an Clustern orientierte Strukturpoli- 
tik gegenüber. Eine an endogenen Potenzia- 
len orientierte Strukturpolitik konzentrierte 
die Mittel auf strukturschwache Regionen, 
die zu diesem Zweck umfassende Hand- 
lungskonzepte im Konsens entwickelt 
habenIMK81. Der Clusteransatz konzentriert 
sich auf Regionen mit zumindest national, 
wenn nicht international herausragenden 
sektoralen Konzentrationen und Kompeten- 
zen.Da es immer nur wenige herausragende 
Standorte in einem Sektor (bzw. innerhalb 
einer Wertschöpfungskette) geben kann, ist 
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dieser Ansatz per se nur für ausgewählte Re- 
gionen, nicht als flächendeckendes Konzept 
geeignet. 
Weiterhin lassen sich Cluster nicht im Kon- 
sens,,vereinbarenn oder seitens des Landes 
oder des Bundes,,verteilenU (etwa in Form 
von Masterplänen). Cluster können in etab- 
lierten Wertschöpfungsketten vorhanden 
sein oder nicht,dies ist eine empirische Fra- 
ge und keine Frage des politischen Willens. 
Oder das Potenzial für Cluster kann vorhan- 
den und entwicklungsfähig sein, auch dies 
Iässt sich erkennen,wenn auch nicht immer 
sicher prognostizieren.Cluster können nicht 
aus dem Nichts heraus aufgebaut werden, 
zumindest nicht in marktwirtschaftlichen 
Gesellschaften, sondern werden von den Ak- 
tivitäten der Unternehmen getragen. 
Cluster orientieren sich nicht an administra- 
tiven Grenzen, sondern an wirtschaftlichen 
Räumen. Diese können Teile einer Stadt 
(etwa ein Technologiepark) sein, es kann 
eine Stadt sein, in der Regel handelt es sich 
aber um eine Region. Clustermanagement 
muss sich daher von den traditionellen 
Grenzen der Wirtschaftsförderung lösen und 
ist,wie unsere Untersuchungen zeigen, nicht 
zufällig international dort besonders erfolg- 
reich, wo es durch eigens hierfür zuständige 
Organisationen [MKgIerfolgt. Weiterhin ha- 
ben sich Cluster international innerhalb ei- 
ner Wertschöpfungskette zu verorten, ent- 
sprechend weltweit offen muss auch Clus- 
termanagement ausgerichtet sein, während 
die Entwicklung endogener Potenziale eher 
binnenorientiert war. Nicht zuletzt resultiert 
die Dynamik von Clustern nicht in erster Li- 
nie aus Kooperationen,sondern aus Innova- 
tionskonkurrenz und informellen Kontakten, 
also von Interaktionen, die politisch kaum zu 
gestalten sind. 
Diese Unterschiede zwischen den beiden 
Konzepten haben weitreichende Konse- 

quenzen für deren Umsetzung. Bevor darauf 
eingegangen wird, soll zunächst der Frage 
nach den Möglichkeiten und Grenzen einer 
an Clustern orientierten Strukturpolitik 
nachgegangen werden. 
Clusterpolitik - Möglichkeiten und Grenzen 
Um die Möglichkeiten und Grenzen von 
Clusterpolitik zu verdeutlichen, erscheint es 
sinnvoll, sich den Lebenszyklus von Wert- 
schöpfungsketten vor Augen zu halten. 
Starkvereinfacht lassen sich drei Phasen un- 
terscheiden: In der ersten Phase sind die 
Kompetenzen für eine neue Wertschöp- 
fungskette breit gestreut. Egal ob es sich um 
technologische Profile von Hochschulen 
oder um einzelne Unternehmen handelt:es 
Iässt sich nicht vorhersagen, welcher Stand- 
ort erfolgreich sein und Cluster herausbilden 
wird. In der Regionalwissenschaft steht 
hierfür der Ausdruck,,kleine Ursachen und 
große Folgen". Clusterpolitik wäre in dieser 
Phase auch deshalb nicht angebracht, weil 
unsere Prognosefähigkeit zu gering ist, um 
vorauszusagen, wann sich welche wirt- 
schaftlichen Entwicklungen mit welchen In- 
novationspfaden durchsetzen werden. 
Interessanter ist die zweite Phase, wenn eine 
neue Wertschöpfungskette erkennbar ist. In 
dieser Phase is t  zwar keine sichere Prognose 
möglich, aber es lassen sich günstige Aus- 
gangsbedingungen erkennen.ln dieser Pha- 
se geht es darum, dieTrends und die hierfür 
wichtigen Potenziale rechtzeitig zu erken- 
nen, Raum für deren Entwicklung zu geben, 
die notwendigen Infrastrukturen (etwa spe- 
zifische Laborflächen für bio- oder nano- 
technologische Unternehmen) bereit zustel- 
len, evtl. fehlende Kompetenzen gezielt zu 
entwickeln oder zu akquirieren undloder 
durch Leitprojekte die Entwicklung zu be- 
schleunigen. Es geht also darum,ein passen- 
des Umfeld zu gestalten. Im günstigen Fall 
können einzelne Einrichtungen - etwa ein 
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Forschungs- oder Anwendungszentrum 
oder ein herausragendes Leitprojekt - als 
Katalysator wirken. Auch hier besteht noch 
ein gewisses Maß an Unsicherheit. In der 
Regionalwissenschaft wird gesagt, dass es 
darum geht,,,FensterU,die sich immer nur für 
einen begrenzten Zeitraum öffnen, rechtzei- 
tig zu erkennen. Die Unsicherheit lässt sich 
reduzieren, aber nicht vermeiden.Trotz die- 
ser Schwierigkeiten ist eine Konzentration 
der strukturpolitischen Mittel aufwenige Re- 
gionen in dieser Phase notwendig,denn ein 
breite Streuung der auf Cluster bezogenen 
Aktivitäten hätte zur Folge, dass die Kompe- 
tenzen breit verteilt bleiben, Clusterbildung 
damit erschwert wenn nicht konterkariert 
wird. 
Die dritte Phase tritt ein, wenn das Wachs- 
tum der Wertschöpfungskette zum Erliegen 
kommt und die Innovationen in erkennba- 
ren Pfaden erfolgen. Obwohl die Beschäfti- 
gungsentwicklung tendenziell stagniert, 
kann es dennoch sinnvoll sein, in dieser Pha- 
se Clustermanagement zu betreiben, da es 
sich auch hier um dynamische Entwicklun- 
gen handeln kann. Die Automobilindustrie 
ist z.B. noch immer der Vorreiter bei elektro- 
nischer Steuerung und neuen Werkstoffen. 
Die Chemische Industrie positioniert sich 
nach der Ausgliederung der Pharmazie 
grundlegend neu in Richtung Spezialchemi- 
kalien. In der Textilindustrie haben industri- 
elle Textilien immer stärker an Bedeutung 
gewonnen. Wichtig für eine erfolgreiche 
Clusterpolitik ist daher nicht das Wachstum 
einer Wertschöpfungskette an sich, sondern 
deren Veränderungsdynamik. Hinzu kommt, 
dass in den etablierten Clustern wesentlich 
mehr Menschen beschäftigt sind als in den 
neuen Clustern, und dies wird auch auf ab- 
sehbare Zeit so bleiben.Clusterpolitik in die- 
ser Phase wird daher nicht unbedingt zum 
Beschäftigungswachstum beitragen, kann 
aber einen nicht zu unterschätzenden Bei- 
trag zum Erhalt der Innovationsfähigkeit der 
Cluster und damit zur nachhaltigen Beschäf- 
tigungssicherung leisten. 

Clusterorientierung in der Strukturpolitik 
- Rahmenbedingungen 
Selbstverständlich handelt es sich bei den 
vorstehenden Ausführungen um idealtypi- 
sche Überlegungen,die in der Praxis vielfach 
modifiziert werden. So kann es aus Sicht ei- 
nes Bundeslandes strategisch sinnvoll sein, 
thematische Schwerpunkte festzulegen und 
die hierfür zentralen Cluster zu unterstützen. 
Umgekehrt kann es sich für eine Region als 
sinnvoll erweisen, eine regionale Leitbran- 
che auch dann zu unterstützen,wenn es sich 
nicht um einen Cluster handelt,also die rela- 
tiven regionalen Stärken weiter zu entwi- 
ckeln. Problematisch wird es dann, wenn 
Clusterpolitik flächendeckend ausufert, also 
wenn etwa jede Region meint,möglichst viel 
Cluster für sich reklamieren zu müssen, weil 
sie sich davon Fördermittel erhofft und/oder 

weil sie Angst hat, in einem potenziellen 
Wachstumsfeld nicht präsent zu sein. Struk- 
turpolitisch hat dies zur Folge,dass die Gieß- 
kanne durch die Hintertür wieder eingeführt 
wird und sich nirgends die teilweise stark 
überzogenen Erwartungen an eine Cluster- 
entwicklung realisieren lassen. Wachstums- 
politisch hat das in letzter Konsequenz zur 
Folge, dass die für Clusterbildung erforderli- 
chen Ressourcen derartig breit gestreut sind, 
dass nirgends mehr die Dichte oder kritische 
Masse für eine eigendynamische Clusterent- 
wicklung erreicht wird. 
Eine stärkere Orientierung der Strukturpoli- 
tik an Clustern hat also sowohl die je nach 
Cluster unterschiedlichen Möglichkeiten wie 
auch die Grenzen zu berücksichtigen. 
Hierbei wird oft vergessen, dass es sich bei 
dem Clusteransatz um einen strukturpoliti- 
schen, nicht um einen makroökonomischen 
Ansatz handelt.Cluster können dann als Ka- 
talysatoren oder Motoren einer Wachstums- 
und lnnovationsdynamikdienen,wenn sie in 
ein entsprechendes gesamtwirtschaftliches 
(und im Übrigen auch in ein innovatives re- 
gionales) Umfeld eingebettet sind. Nur dann 
ist eine von den Clustern ausgehende Dyna- 
mik denkbar, die auch positive Impulse für 
die gesamte Wirtschaft, und damit auch für 
strukturschwache Regionen hervorbringt. 
Dabei ist zu berücksichtigen, dass der Clus- 
teransatz für ein bestimmtes Wachstums- 
modell steht: Es geht um qualitative Wettbe- 
werbsvorteile, die auf Kompetenzvorteilen 
beruhen: etwa die Kompetenzen der Be- 
schäftigten, die Kompetenzen der Betriebe 
für Innovation und Marktentwicklung wie 
auch die Kompetenzen zur zwischenbe- 
trieblichen Zusammenarbeit in Netzwerken, 
die technischen und wissenschaftlichen 
Kompetenzen, wie auch die Kompetenzen, 
diese in neue Produkte und Dienstleistun- 
gen umzusetzen. Vor diesem Hintergrund 
greift auch eine wirtschaftspolitische Debat- 
te zu kurz,die vor allem auf den regulativen 
Rahmen und auf die Kosten fixiert ist und 
dabei die Frage nach Innovationen, neuen 
Organisations- und Dienstleistungskonzep- 
ten und nach neuen Märkten vernachlässigt. 
Anforderungen an ein professionelles Clus- 
termanagement 
Die Unterstützung von Clusterentwicklung 
kann dann positive Effekte haben, wenn sie . 
professionell erfolgt[MKlO]. International 
vergleichende Untersuchungen haben ge- 
zeigt, dass ein effektives Clustermanage- 
ment unbedingt notwendig i s t  und dass er- 
folgreiches Clustermanagement nicht 
nebenbei aufgebaut werden kann.Wesentli- 
che Aspekte für ein erfolgreiches Clusterma- 
nagement sind: 
- Eine realistische Einschätzung der Position 
innerhalb der jeweiligen Wertschöpfungs- 
kette und der kommenden Veränderungen 
innerhalb der Wertschöpfungskette, und 
davon ausgehend: realistische Zielsetzun- 
gen; 



- ein kontinuierliches Monitoring, wie etwa 
vor allem in englischen Regionen praktiziert, 
das gerade angesichts der nie ganz auszu- 
schließenden Unsicherheit über effektive 
Veränderungen Auskunft geben kann; 
- eine wachsende Beteiligung der Unterneh- 
men an der Finanzierung des Clusterma- 
nagements, was international vor allem in 
Österreich erfolgreich praktiziert wird; 
- eine Offenheit nach Außen:Cluster nur aus 
der Binnenperspektive zu entwickeln liefe 
Gefahr, die künftigen Herausforderungen zu 
verschlafen (Lock-in-Effekte). Vor allem auf 
interne Verflechtungen oder gar Abschot- 
tungen zu setzen,wäre eine kaum noch zeit- 
gemäße regionale Neuauflage merkantilisti- 
scher Strukturpolitik. 
Eine derartig konsequente Strategie ist auf- 
wändig,sie setzt voraus Prioritäten zu definie- 
ren.Wenn die strukturpolitische Strategie ge- 
rade in den Regionen mit den größten wirt- 
schaftlichen Problemen darin besteht, dass 
man es sich nicht leisten kann, irgendein 
Wachstumspotenzial auszulassen, dann is t  
Clusterpolitikfehl am Platz,dann ist weiter die 
Gießkanne angebracht, wobei aber offen- 
sichtlich ist, dass das zu verteilendeVolumen 
immer geringer wird. Wenn es darum geht, 
trotz immer bleibender Unsicherheit über 
wirtschaftliche Entwicklungen die knappen 
Ressourcen strategisch auszurichten,dann i s t  
eine Clusterorientierung, konsequent und 
professionell umgesetzt, ein sinnvolles Ele- 
ment einer modernen Strukturpolitik. 

Clustermanagement in der Strukturpoli- 
tik - Konsequenzen für Förderschwer- 
punkte 
Damit ist auch deutlich,dass Clusterorientie- 
rung nicht die einzige strategische Ausrich- 
tung in der Strukturpolitik sein kann.Cluster- 
politik wird in ein umfassendes strukturpoli- 
tisches Konzept einzubetten sein, wobei 
bottom-up und top-down Elemente, regio- 
nale Schwerpunkte und thematische Wachs- 
tumsfelder auszubalancieren sind. Dies kann 
nicht dadurch erfolgen,wie gelegentlich dis- 
kutiert wird, dass alle Instrumente oder Maß- 
nahmen der Strukturpolitik nun auf Cluster 
ausgerichtet werden. Hiergegen spricht die 
bereits genannte Unsicherheit über künftige 
Entwicklungen, ebenso instrumentelle Pro- 
bleme der Abgrenzung, da die Zusammen- 
setzung eines Clusters sich von Region zu 
Region entscheidet. Nicht zuletzt würde 
durch einen derartigen umfassenden Ansatz 
der Druck, förderpolitisch Cluster zu definie- 
ren,für die Regionen noch größer als bisher. 
Von daher erscheint es sinnvoll, unterschied- 
liche Schwerpunkte der Strukturpolitik zu 
unterscheiden und diese mit spezifischen In- 
strumenten umzusetzen.Vier Schwerpunkte 
lassen sich unterscheiden: 
Erstens: Für die Umsetzung der Clusterpolitik 
erscheint es zum einen sinnvoll,auf Landese- 
bene strategische Schwerpunkte zu definie- 
ren und hierauf bezogen Cluster zu unterstüt- 
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Zen. Ein derartiges Vorgehen ist selektiv und 
kann nicht alle regionalen Schwerpunkte und 
Besonderheiten berücksichtigen. Von daher 
ist es überlegenswert, ergänzend regionale 
Leitbranchen,also die oben genannten relati- 
ven Vorteile, in ihrervernetzung zu unterstüt- 
zen.Wichtig wären in beiden Fällen klarevor- 
aussetzungen, etwa durch Zielvereinbarun- 
gen,festgelegte Zielkorridore und ein profes- 
sionelles Clustermanagement. Clusterpolitik 
in diesem Sinne wäre als Anschubfinanzie- 
rung zu verstehen, wobei festzulegen ist, in 
welchem Zeitraum wie viel Selbstfinanzie- 
rung anzustreben ist. Inhaltlich reicht das 
Spektrum dann von Forschungs- und Anwen- 
dungszentren über strategische marktnahe 
Projekte bis hin zur Entwicklung der für das 
Cluster notwendigen Kompetenzen. 
Zweitens: Daneben wird immer ein Teil des 
lnstrumentatriums der Strukturpolitik flä- 
chendeckend und themenunspezifisch sein. 
Hierzu gehören die Arbeitsmarktpolitik, die 
Förderung von kleinen und mittleren Unter- 
nehmen etwa durch Beteiligungskapital 
oder den Aufbau von Netzwerken oder die 
Gründungsförderung. Mit derartigen Maß- 
nahmen sind in den vergangenen Jahren 
umfangreiche Erfahrungen gemacht wor- 
den, und hier wird es in erster Linie darum 
gehen, auf der Basis teilweise vorliegender, 
teilweise noch zu erstellender Evaluierungen 
zu entscheiden, welche dieser Maßnahmen 
unter KostenINutzen Gesichtspunkten sich 
als besonders effektiv erwiesen haben. 
Drittens: Besonders gefährdete struktur- 
schwache Regionen werden von den ersten 
beiden Maßnahmen am wenigsten profitie- 
ren. In vielen Regionen in den neuen Bun- 
desländern i s t  das Potenzial für Cluster 
bestenfalls in Ausnahmefällen vorhanden, in 
,,altenu lndustrieregionen sind kleine und 
mittlere Unternehmen oder Gründungspo- 

tenzial stark unterdurchschnittlich vertreten. 
Regionale Strukturpolitik zieht ihre Legiti- 
mation aber in erster Linie aus der aus- 
gleichspolitischen Zielsetzung (auf europäi- 
scher Ebene noch stärker als auf Bundesebe- 
ne), [MKl l lvon daher dürfen strukturschwa- 
che Regionen nicht ihrem Schicksal überlas- 
sen werden. Wichtig erscheint es, in diesen 
Regionen räumlich geballte Krisenkreisläufe 
und soziale Brandherde zu vermeiden und 
einen Rückbau der lnfrastruktur aktiv zu ge- 
stalten. Dies ist deshalb wichtig,weil eine In- 
frastruktur bei stark rückläufiger demogra- 
phischer Entwicklung nicht einfach weniger 
lnfrastruktur heißt, sondern neue Nutzungs- 
konzepte erfordert, um eine hohe Versor- 
gungs- und Lebensqualität sowie 
[MKl 2lden Anschluss an die gesamtgesell- 
schaftlichen Entwicklungen zu sichern. Er- 
fahrungen mit einem solchen Ansatz wur- 
den in verschiedenen Programmen für ge- 
fährdete Stadtteile, zur lokalen Ökonomie 
oder zum Stadtumbau gemacht und könn- 
ten für einen entsprechenden strukturpoliti- 
schen Schwerpunkt neben der Unterstüt- 
zung von Clustern und flächendeckenden 
Maßnahmen [MKI 3lgenutzt werden. 
Viertens: Oben wurde darauf hingewiesen, 
dass Strukturpolitik auf passende Rahmenbe- 
dingungen angewiesen ist. Bildung und Le- 
bensqualität, moderne lnfrastrukturen oder 
auch innovative regionale Kulturen gehören 
zu diesen Rahmenbedingungen. Sie sind 
strukturpolitisch wichtig, sollten aber 
keinesfalls nur hinsichtlich ihrer strukturpoliti- 
schen Bedeutung diskutiert und unterstützt 
werden. Bildung und Lebensqualität sind 
ebenso wie moderne lnfrastrukturen gesell- 
schaftlich zentrale Felder, die sich nur dann 
umfassend entwickeln können, wenn sie ih- 
ren eigenen Stellenwert und die hierfür not- 
wendigen Freiräume behalten. „, 5,2005 
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Energieautonomie 
Hermann Scheer: Energieautonomie. Eine neue 
Politik für erneuerbare Energien, Verlag Kunst- 
mann, ISBN 3-88897-390-2, Euro 19,90.3 15 Sei- 
ten 

Die Entstehung der Großindustrie, damit die 
zentrale Versorgung vieler Menschen mit le- 
benswichtigen Konsumgütern,war ohne Elek- 
trizität nicht möglich. Die Dampfkraft, die zu 
Marx Zeiten die Muskelkraft und Wasserkraft 
beim Antrieb der Maschinen in den sich bil- 
denden Fabriken ersetzte und mit deren Kraft 
Eisenbahnen Waren und Rohstoffe transpor- 
tierten, war erst, was Marx noch nicht wissen 
konnte,dieVorstufezur tatsächlichen Großpro- 
duktion,die erst mit Elektrizität möglich wurde. 
Großproduktion war für Lenin die Vorausset- 
zung, um die russische Kleinproduktion zu 
überwinden, entstehe doch mit der Kleinpro- 
duktion die privatisierte Schollenmentalität 
der Menschen,die den Sozialismus verhindere. 
So entstand sein Slogan Kommunismus sei 
,,Sowjetmacht plus Elektrifizierung des ganzen 
Landes". Nur die Elektrifizierung Russlands füh- 
re zur Großproduktion, ohne die Kommunis- 
mus nicht möglich sei. Jedes Kraftwerk sollte 
für Lenin zu einer,,Stätte der Aufklärung" wer- 
den, durch die der vereinzelte Bauer ein gat- 
tungsmäßiges Bewusstsein erlangen sollte. 
Hermann Scheer steht sicher in der Tradition 
dieser Aufklärer,ohne jedoch Leninist zu sein. 
Sein Buch ist ein gekonnter Angriff gegen die 
Energiekonzerne, für die Elektrizität Machtin- 
strument geworden ist. Wir haben in Europa 
,,sieben Stromerzeuger,die 60 Prozent der Pro- 
duktion, 70 Prozent des gesamten europäi- 
schen Netzes und 95 Prozent des Stromaus- 
gleichs in Europa kontrollieren." Die Großpro- 
duktion und die Elektrifizierung Europas sind 
heute Realität.Anders als zu Zeiten von Marx 
oder Lenin ist  ein gesellschaftlicher Fortschritt 
nicht per se mit Elektrifizierung verbunden, 
sondern,so Scheer,nurdie ausschließliche Nut- 
zung der erneuerbaren Energien, kann ein ver- 
nünftiges Verhältnis von Mensch und Natur 
schaffen. Nur erneuerbare Energien verhin- 
dern die Abhängigkeit der Menschen von den 
Stromkonzernen, für die eine zentrale Strom- 
produktion aus Atom-Kohle-Öl oder Gas und 
dessen zentrale Verteilung im Mittelpunkt 
steht. ,,Die Weltkonzerne der Mineralölwirt- 
schaft fördern großeTeile ihres Erdöls auf der 
Basis entsprechender Förderlizenzen selbst,sie 
unterhalten die Pipelines und Raffinerien,orga- 
nisieren dieVerteilung und monopolisieren die 
Tankstellen." Die zentrale Produktion und Ver- 
teilung von Strom ist zu einem doppelten 
Rückschritt geworden. Einmal wird die Natur, 
deren Teil der Mensch ja immer ist, durch die 
fossile Energienutzung zerstört,,,dieja nicht nur 
eine globale Klimaveränderung hervorrufen, 
sondern auch lokale und regionale Luft-,Was- 
ser, Boden- und Waldschäden." Zum anderen 
führt der Zentralismus der Energiekonzerne zu 
einer Abhängigkeit vieler Millionen von Men- 

schen,von Staaten und ganzer Kontinente. Da- 
gegen setzt Hermann Scheer die,,Energieauto- 
nomie". Er setzt auf lokale und regionale Ener- 
giekonzepte, die sich ausschließlich in einem 
breiten Mix,angepasst an die geografische Si- 
tuation,aller erneuerbaren Energiequellen be- 
dienen.,,Die autonome Energiebereitstellung, 
die nur mit erneuerbaren Energien für alle 
möglich ist, ist kein Notbehelf,sondern die ge- 
nerelle Perspektive." Überzeugend zeigt der 
Autor, dass diese Autonomie nicht nur eine 
wichtige Grundlage tatsächlicher Demokratie 
ist,sondern das die erneuerbaren Energien den 
Strombedarf aller Menschen und der Produkti- 
onen mühelos liefern können.,,Wenn es statt 
um Strombedarf um den Bedarf für Heiz- oder 
Kühlenergie geht, ist die direkte Nutzung der 
Solarwärme die denkbar effizienteste Möglich- 
keit. Geht es um Kraftstoffe für mobile Ver- 
kehrssysteme, haben die dezentral erzeugten 
und vermarkteten Biotreibstoffe einen klaren 
Systemvorteil gegenüber Wasserstoff, wenn zu 
dessen Verfügbarmachung mehr technische 
Umwandlungsschritte nötig sind." 
Verblüffend ist die Einfachheit, mit der der 
Autor besonders den kundigen Leser davon 
überzeugt, dass es keine gigantischen Spei- 
cher für die Sonnen- oder Windkraftenergie 
bedarf,denn,,Energiespeicherung ist immer 
dann notwendig, wenn es keine Gleichzei- 
tigkeit zwischen Energiegewinnung und - 
nutzung gibt. In einem stark zentralisierten 
und internationalisierten atomar-fossilen 
Energieversorgungssystem ist diese Gleich- 
zeitigkeit prinzipiell nicht möglich." In der 
Energiepolitik gehe es nicht um Integration 
aller Energiequellen, sondern um Autono- 
mie, denn lntegration bedeute immer die 
Dominanz der fossilen Energiequelle. Scheer 
setzt sich nicht nur kritisch mit den internati- 
onalen Abkommen, wie dem ,,Kyoto-Synd- 
rom", sondern auch mit der Anti-AKW-Bewe- 
gung der siebziger und achtziger Jahre, 
auseinander,die er zwar als,,treibende Kraft 
für erfolgte Aufbrüche zu erneuerbaren En- 
ergien" begreift, die aber lediglich,,Energie- 
vermeidungsstrategien" verfolgt habe, was 
zwar nicht falsch sei,aber nicht den histori- 
schen Erfordernissen entspreche, die einen 
,,Mentalitätswechsel" verlangten, der klar 
,,Jan zu den erneuerbaren Energien sage.,,De- 
zentralisierung statt Globalisierung", lautet 
des Autors Motto, mit dem er einen wichti- 
gen Weg aus der Ohnmacht beschreitet, die 
das Gerede über die Dramen der Globalisie- 
rung so mit sich bringt. Diese,,Dezentralisie- 
rung" bedeutet Demokratisierung von Ener- 
giepolitik und macht den Menschen wieder 
zum handelnden Subjekt der eigenen Ge- 
schichte. Dieser Weg, dessen ist sich Scheer 
bewusst, ist ein sehr konfliktreicher,der,,we- 
der auf revolutionärem Weg noch durch Ver- 
suche der Reformierung des vorhandenen 
Energiesystems stattfinden" könne. Er 
glaubt, dieser neue Weg könne durch,,einen 
evolutionären Prozess des vitalen Anwach- 
sens neuer Formen der Energiegewinnung- 

und nutzung neben den verwelkenden ato- 
maren und fossilen Energien" beschritten 
werden.Wenn immer mehr Kommunen, was 
in Spanien immer häufiger geschieht, statt 
ihre Stadtwerke zu privatisieren zum Be- 
standteil dieser Evolution werden lassen und 
immer mehr Hausbauer sich dieser Evoluti- 
on anschließen würden, käme das überholte 
fossile Konzept ins schleudern. Der Autor 
geht mit dieser evolutionären Strategie 
allerdings an einer Frage vorbei: Warum 
klammert sich die heutige Großproduktion 
so vehement an die atomar-fossilen Energie- 
quellen? Es scheint doch so zu sein,dass, um 
mit Marxzu schließen,die Produktionsverhält- 
nisse des heutigen Kapitalismus viel zu eng ge- 
worden sind, um so fortschrittliche Produktiv- 
kräfte ganz nach vorne zu bringen, wie sie 
bereits in modernen Solar- und Windkraftanla- 
gen, aber auch in Automobilmotoren existie- 
ren, die ohne Co2-Ausstoß unmittelbar mit 
landwirtschaftlichen Produkten verbunden 
werden könnten.Die Spezialisierung der Arbeit 
und der Arbeitsteilung, die mit der Großpro- 
duktion entstanden, entfremdeten den Men- 
schen immer mehr vom gattungsmäßigenTun 
seines Handelns. Egoistische Interessen be- 
stimmen die Ökonomie der Konzerne,die kein 
aufklärerisches Motiv treibt. Weshalb noch 
immer geglaubt wird, der Strom komme aus 
der Steckdose und eben nicht aus einer ganz 
bestimmten Aneignung der Naturstoffe und - 
kräfte durch den Menschen. Die kapitalisti- 
schen Energiekonzerne sind Konglomerate 
vieler, oft,wie bei der Eon,tausender Industrie- 
Bank- undVersicherungsbetriebe,die nureines 
interessiert: wie akkumulieren wir am besten 
den angeeigneten Mehrwert der entfremdet 
arbeitenden Menschen. Die Energieautono- 
mie ist daher ein wichtiger Teil des Kampfes 
um Emanzipation von diesen Profitgiganten. 

Jürgen Meier, Hildesheim 



REZENSION 

Renate Hürtgen, Zwischen Disziplinierung und 
Partizipation. Vertrauensleute im DDR-Betrieb, 
Böhlau-Verlag Köln/Weimar/Wien 2005,353 
S., ISBN 3-4 12- 14205-0, Eur 42,90 

Über die Rolle des FDGB allgemein wurde 
schon verschiedentlich geforscht, in aller Re- 
gel sind dabei die Mitglieder des hauptamtli- 
chen Funktionärskörpers die Akteure. In die- 
ser Untersuchung nun geht es um die ehren- 
amtlichen Funktionäre, also diejenigen auf 
der untersten Ebene der Gewerkschaftshier- 
archie,die aber den engsten Kontakt zur Ba- 
sis haben. Die Berliner Historikerin Renate 
Hürtgen,die aus der Bürgerrechtsbewegung 
kommt und während der,,WendeU an der 
Gründung einer unabhängigen Gewerk- 
schaftsbewegung beteiligt war, hat in den 
letzten Jahren zahlreiche Arbeiten über Be- 
triebe in der DDR vorgelegt. Auch dieses 
Buch, basierend auf umfangreichen Archivs- 
Studien und zahlreichen Interviews mit ehe- 
maligen Vertrauensleuten, ist äußerst kennt- 
nisreich geschrieben. Die Autorin verfügt 
über einen bewunderungswürdigen Uber- 
blick über den Forschungsstand, nicht nur 
zum Thema Arbeiterschaft und Betrieb, son- 
dern über einen erheblichen Teil der DDR- 
Forschung. Das Buch ist gut zu lesen und 
bietet nicht nur Außenstehenden eine Fülle 
höchst interessanter neuer Erkenntnisse. 
In einer ausführlichen Einleitung wird der 
Untersuchungsgegenstand in dreierlei Hin- 
sicht kontextual einge0rdnet;erstens in den 
Problemkreis ehrenamtlicheTätigkeit allge- 
mein und gewerkschaftliches Ehrenamt im 
besonderen, das ja keine DDR-Besonderheit 
war, zweitens und darauf liegt der Hauptak- 
Zent - in den Komplex ehrenamtliche Ge- 
werkschaftsfunktionäre im Rahmen betrieb- 
licher Herrschaftspraxis in der DDR und 
drittens in Bezug auf die Tradition der deut- 
schen Arbeiterbewegung. 
Die Autorin schildert in drei Kapiteln,wie sich 
Rolle und Funktion der Vertrauensleute von 
den fünfziger und sechziger Jahren des vori- 
gen Jahrhunderts (Kapitel 1) über die siebziger 
und achtziger Jahre (Schwerpunkt der Unter- 
suchung in Kapitel 2) bis hin zurzeit der,,Wen- 
den (Kapitel 3) verändert haben.Das ist beileibe 
kein gradliniger Prozess und im Buch höchst 
spannend zu verfolgen.Zieht sich auch durch 
die gesamte Arbeit die nicht eigentlich überra- 

schende Grundaussage von dem geringen 
Handlungsspielraum der Vertrauensleute wie 
ein roter Faden,so beschreibt Renate Hürtgen 
doch sehr differenziert,vorsichtig und präzise, 
wie sich ihre Kompetenz und Funktion doch 
jeweils veränderte und wie sich auch die Er- 
wartungshaltung der Belegschaft an diese 
Funktionäre veränderte.Sie nur als,,Funktionä- 
re ohne Funktion" zu bezeichnen,wäre zu ein- 
fach, schreibt die Autorin. Daß die Gewerk- 
schaften in der DDR keine echte Interessenver- 
tretung darstellten,vielmehrTransmissionsrie- 
men der SED waren, ist bekannt. Daß,,er (der 
Vertrauensmann, die Rez.) als ehrenamtlicher 
FunktionärTeil einer Organisation (war),die ne- 
ben der Partei und der staatlichen Leitung das 
Dreigestirn der Macht im DDR-Betrieb bildete" 
6.324) und damit,wenn auch als,,ganz kleines 
Licht" zum Herrschaftapparat gehörte, wird 
detailliert herausgearbeitet. „Der genauere 
Blick (5.324) von Renate Hürtgen fördert aber 
scheinbar Paradoxes zutage: Die Vertrauens- 
männer und -frauen büßten zwar in den 70er 
und 80er Jahren im Vergleich zu den 50er Jah- 
ren, als ,,der gewerkschaftliche Vertrauens- 
mann hier und da noch seinertraditionellen 
Funktion als lnteressenvertreter nachkom- 
men" wollte (S.266), noch stärker an Bedeu- 
tung. Dennoch hatten sie eine Funktion, die 
„auf ihre spezifische Weise gleichermaßen 
Herrschaftsanliegen transportierte und Beleg- 
schaftsinteressen vertrat." (S. 324): Man sieht, 
mit dem Holzhammer arbeitet diese Autorin 
gewiß nicht. Es geht bei ihr um Nuancen,nicht 
um Schwarz-Weiß- Malerei.- Was dieses schier 
Unmögliche ermöglichte, war eine Kompe- 
tenz, die von den Vertrauensleuten erwartet 
wurde und die ihnen die Wertschätzung auch 
von,,denen da unten" einbrachte,nämlich,,das 
Vermögen, Konflikte abzuwenden und eine 
störungsfreie, harmonische Atmosphäre her- 
zustellen." (S. 191) ,,Querulantenu waren unten 
und oben unbeliebt. In den 80er Jahren hatte 
,,betriebliches Konfliktverhalten keinen Platz 
mehr." (S. 193). Die soziale Kompetenz, ein 
freundliches Klima zu verbreiten,sich der per- 
sönlichen Probleme von Kolleginnen und Kol- 
legen anzunehmen,sich um die Schwächeren 
in der sich sozial ausdifferenzierenden DDR- 
Gesellschaft zu kümmern, galt und gilt als 
,,weibliches Arbeitsvermögen", weshalb sich 
unter den Vertrauensleuten in der späteren 
DDR zunehmend Frauen finden.- Deswegen 
ist es irritierend, wenn im Text hauptsächlich 
der Begriff,,Vertrauens& benutzt wird.- 
Hoch interessant ist der Befund, daß für ei- 
nen kurzen Zeitraum während der,,Wender' 

den bis dahin machtlosen ehrenamtlichen 
Funktionären - zumindest in einigen Ge- 
werkschaften - neue Bedeutung zuwuchs. 
Während der hauptamtliche FDGB-Apparat 
lediglich mit der Sorge um seinen eigenen 
Machterhalt beschäftigt war und keinen 
Kontakt zur gewerkschaftlichen Basis hatte, 
wurden die Vertrauensleutevollversamm- 
lungen ,,während einiger Wochen zu den 
höchsten Entscheidungsgremien der Beleg- 
schaften." (S. 31 5) 
Vertrauensleute ,,zwischen Disziplinierung 
und Partizipation" - so der Titel des Buches. 
Sie disziplinierten andere - sowohl durch 
Kontrolle als auch durch harmonisierende 
Konfliktvermeidung - und wurden selbst 
diszipliniert, wenn sie sich zu konfliktbereit 
verhielten.Teilhabe an Entscheidungen hat- 
ten sie bis auf einen kurzen historischen Mo- 
ment während der Umbruchphase nicht. 
Auch wenn an einigen Stellen Redundanzen 
auszumachen sind und man gelegentlich 
den Eindruck hat, die ehrenamtlichen Funk- 
tionäre treten in der Darstellung hinter den 
hauptamtlichen FDGB-Funktionären in den 
Hintergrund - was sicher ein methodisches 
Problem darstellt - ,so schmälert das das Le- 
severgnügen in keiner Weise. Leser und Le- 
serin erfahren aus kompetentem Munde viel 
Unbekanntes über die betriebliche Realität 
in der DDR, zu der auch die Aktivitäten der 
Stasi gehörten, die in dem vorliegenden 
Buch nicht unterschlagen werden.. 

Renate Meyer-Braun (Bremen) 

Die Berater - Ihr Der so sachlich daher kommende Titel er- wie Autor der Schlüsselbeiträge des Buches. In 
weist sich schon bei der Lektüre weniger Sei- der Einleitung spitzt er die zentralen Thesen 

Wirken in Staat und ten als eine brisante und spannende Lektüre, des Sammelbandes zu:,,Die Globalisierung hat 

Gesellschaft die der neoliberalen Durchdringung aller keinen Namen, keine Adresse. Die Globalisie- 
gesellschaftlichen und politischen Bereiche rung können Sie nicht anrufenU.Mit diesem Zi- 

Werner Rügemer (Hrg.): Die Berater - Ihr Wir- Leben einhaucht und Gesicht gibt. tat von Lothar Späth werde vorgespielt, die 
ken in Staat und Gesellschaft, Transscript-Ver- Werner Rügemer, Philosoph, Lehrbeauftragter Globalisierung sei ein selbstlaufender objekti- 
lag, Bielefeld 2004 an der Universität zu Köln i s t  Herausgeber so- ver historischer Sachzwang.Werner Rügemer 



setzt dem die These entgegen, die Globalisie- 
rung habe Akteure,eine weltweit agierende in- 
ternationale Klasse von Top-Managern,Analys- 
ten, Unternehmensberatern, Wirtschaftsprü- 
fern, Steuerberatern,Wirtschaftsanwälten,Top- 
Journalisten, hoch Gebildete aus Elite-Universi- 
täten und höchstbezahlte Profis. Rügemer 
nennt sie,,die globale Privatarmee des neolibe- 
ralen Kapitalismus". 
Gemeinsames Ziel dieser in unterschiedlichen 
Rollen austauschbaren rund eine Million Perso- 
nen ist die Durchsetzung des privatkapitalisti- 
schen Verwertungsprinzips in allen gesell- 
schaftlichen und öffentlichen Feldern:Staaten, 
öffentliche Verwaltungen und Sozialsysteme 
bis hin zu Kultur und Religion.DerTüröffner ist 
die Unterwerfung dieser System unter ein rigi- 
des ökonomisches EfFizienzprinzip, das diese 
Systeme ökonomisch rentabel und z.B. den 
Standort Deutschland global wettbewerbsfä- 
hig mache. Sind die Berater in diese Bereiche 
eingedrungen,ist ihr Rat immerderg1eiche:Pri- 
vatisierung, um sie einer einzelbetrieblichen 
Betrachtung zu unterwerfen,sowie Umwand- 
lung der Nutznießerder gesellschaftlichen Sys- 
teme in Kunden. Es wundert nicht, dass 
besonders Deutschland mit seinen verfas- 
sungsgestützten, historisch gewachsenen und 
verwurzelten Konsens über den Sozialstaat als 
attraktiver Zukunftsmarkt gilt,wenn das neoli- 
berale Prinzip des alles beherrschenden Mark- 
tes durchgesetzt ist. So weist Deutschland 
nach den USA bereits die größte Beraterdichte 
der Welt auf. 
DieThesen der Einleitung werden in sechs Ab- 
schnitten bearbeitet, die jeweils mehrere Bei- 
träge umfassen. Zunächst wird im Abschnitt 
„Die Aussteiger" in Selbstzeugnissen Einblick in 
das zerstörerische Binnenklima der weltweit 
präsenten Beratungskonzerne gegeben. Wer 
aufsteigen will, muss seine Flexibilität und Be- 
denkenlosigkeit auf jeder Karrierestufe nach- 
weisen bis hin zur Bereitschaftzur Rechtsbeu- 
gung. Die Autoren belegen eindrucksvoll die 
dunklen Seiten des von Sennen beschriebe- 
nen Leitbilds des flexiblen Menschen. 
Der zweite Abschnitt,,Wer sind die Berater" gibt 
der neuen Klasse und ihrem Wirken in den 
Netzwerken der internationalen und nationa- 
len ThinkTanks Gesicht und Leben. Erhellend 
ist Anita Blasbergs Porträt der einflussreichsten 
Pharma-Lobbyistin in Deutschland, Cornelia 
Yzer. Der kritische Betrachter des deutschen 
Gesundheitssystems versteht nach der Lektüre 
dieses Beitrags, warum die Gesetzliche Kran- 
kenversicherung am Arzneimittelkonsum zu 
ersticken droht. 
Die vier Schlussabschnitte analysieren das 
Vordringen der Berater und des neoliberalen 
Marktdenkens in die gesellschaftlichen Fel- 
der Bildung und Wissenschaft, Soziales und 
Kultur sowie die politischen Ebenen Kom- 
munen, Länder und Europäische Kommissi- 
on. 
Bei aller Unterschiedlichkeit in der analyti- 
schen Schärfe und Tiefe der Einzelbeiträge 
geben sie einen eindrucksvollen Einblick in 

die teilweise verdeckte Durchdringung der 
Institutionen und in deren Folge Verände- 
rung der Ziele Gemeinwohl orientierter In- 
stitutionen und der damit einher gehenden 
schleichenden Entmachtung der dort arbei- 
tenden leitenden Akteure. Der Einfluss der 
,,Politikflüsterer" reicht bis zu Vorbereitung 
und Begleitung der neoliberalen Politikre- 
formen, die tendenziell immer häufiger in 
Expertenkommissionen ausformuliert wer- 
den. Die Elite der Berater ist hier in der Regel 
parteiübergreifend dabei. Zu erwähnen i s t  
die allgegenwärtige Präsenz von Roland 
Berger. 
Werner Rügemers Schlüsselbeiträge,,Der My- 
thos der ökonomischen Effizienz - Berater als 
Akteure der Neoliberalisierung" und,,Beraten 
und verkauft: Die Kommunen" geben dem 
Buch den Rahmen und die konkrete Substanz 
für eine noch nicht stringent ausformulierte 
kritische Theoriebildung, der die Durchdrin- 
gungsfelder zusammenführt. 
Die Efizienz,das heißt der sparsame,zweckge- 
richtete Einsatzvon Ressourcen zur Erreichung 
eines bestimmten qualitativen Ziehwird von 
den Beratern gegenüber dem Auftraggebern 
aus dem gemeinwohlorientierten Bereichen 
auf den betriebswirtschaftlichen Imperativ der 
Kostensenkung verengt. Es geht um die Redu- 
zierung von Kosten und die Externalisierung 
der negativen Folgen der Kostensenkung. Bei 
diesem Prozess wirken Wirtschaftsprüfer, die 
mit ihren Testaten die geprüften Berichte ge- 
genüber einer kritischen Öffentlichkeit ab- 
schotten, Steuerberater,die privatisierteTeilbe- 
reiche des gemeinwohlorientierten Bereiche 
der kreativen Buchführung unterwerfen,Wirt- 
schaftsanwälte, die den Rechtsrahmen zur 
Steigerung betriebswirtschaftlicher Steuerver- 
meidungs- und Deregulierungsstrategien 
immer weiter dehnen mit den Unternehmens- 
beratern, die Privatisierung als alternativlosen 
Weg aus der finanziellen Enge der beratenen 
Institutionen aufzeigen, im Sinne der neolibe- 
ralen Ideologie produktiv zusammen. Der rat 
des Beratungsprozesses lautet immer gleich: 
alles, was profitabel ist, muss privatisiert wer- 
den, die bisherigen Empfänger gemeinwohl- 
orientierter Leistungen müssen zu Kunden 
werden. Das betriebswirtschaftlich verengte 
Verständnis der Effizienz befördert die organi- 
sierte Berechnung weniger unter Inkaufnah- 
me der Armut vieler und der weiteren finanzi- 
ellen Austrocknung der öffentlichen Hände. 
Menschen gelten in diesem Prozess aus- 
schließlich als Kostenfaktor. 
Rügemer nennt diesen Prozess „die Verbe- 
triebswirtschaftlichung der Gesellschaft und 
des Staates", die in der Machtlosigkeit beider 
endet gegenüber der Herrschaft der Kenn- 
ziffern, der Controllingberichte und der feti- 
schisierten Politikformeln, die staatliche Re- 
formen rechtfertigen.Wem fällt das nicht die 
Zauberformel der Privatisierung oder der 
Senkung der Lohnnebenkosten und Sen- 
kung der Steuern als Heilmittel gegen alle 
Übel der Welt ein. 

Die Konkretisierung dieses Bedingungsrah- 
mens leistet Rügemer in seinem Beitrag,,Bera- 
ten und verkauft: die Kommunen". Er führt vor 
Ort den Bürgerinnen und Bürgern die alltägli- 
che Praxis des Neoliberalismus vor Augen. Er 
macht sichtbar, dass neoliberale Kommunal- 
politik das eigene Lebensumfeld täglich nach- 
prüfbar verändert. Neoliberale Wirtschafts- 
und Finanzpolitik hat die Gemeinden zum Sa- 
nierungsfall gemacht. Das eröffnet den Bera- 
tern den Zugang zu ihren Sanierungsstrategi- 
en: die Angelegenheiten der örtlichen Ge- 
meinschaft werden der örtlichen Gemein- 
schaft der Bürgerinnen und Bürger enteignet 
und den privaten Verwertungsprinzipien un- 
terworfen. Das gilt für die Schwerpunktset- 
zung des Haushalts genau so wie für die Priva- 
tisierung der Güter der Daseinsvorsorge:Was- 
ser, Energie, Mobilität,Gesundheit,Bildung und 
Wohnen. Die Berater entwickeln neue Instru- 
mente für diesen Prozess: Cross-Border-Lea- 
sing, Public Private Partnership. Der Anhang 
des Buches und der Übersicht der Beraterauf- 
träge zeigen, dass die großen Beratungskon- 
zerne wie McKinsey, BoozAllenHamilton, Bos- 
ton Consulting Group aber auch die Bertels- 
mannstiftung ihre Hände nach in den Kommu- 
nen wirkende Projekte ausgestreckt haben. 
Zusammenfassend:das Buch ist für alle,die die 
Funktionsweise der neoliberalen Globalisie- 
rung verstehen wollen,ein hervorragender In- 
formationsgeber. Es steht in einer Reihe mit 
Albrecht Müllers,,Die Reformlüge" als Buch,das 
für Linke Pflichtlektüre sein müsste.Es ist auch 
geeignet als Ausgangsbasis für den notwendi- 
gen Diskurs zur Entwicklung einer alternativen 
Politikberatung,die sich an den Zielsetzungen 
eines linken Politikmodells orientiert. 

Horst Peter (Kassel) 



Dynamik organisierter 
Beschäftig ungsförderung I 

Leistungen - welche Potentiale, welche Pro- 
bleme?" unter die Soziologen-Lupe nimmt. 
An vier trefflich analysierten und beschrie- 
benen ,,Fallgeschichten" demonstriert Dr. 
Bode nach jeweils einführenden Portraits 
dieser Organisationsprofile nicht nur deren 
Rekonstruktion der Organisationsentwick- 
lung sondern auch eine Gesamteinschät- 
zung der in diesen vier Fällen zum Tragen 
kommenden Veränderungsdynamik. Dem 
folgt eine aufschlussreiche Interpretation 

lngo Bode, Die Dynamik organisierter Beschäf- 
tigungsförderung, Eine qualitative Evaluation 
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,,Lesen bildet" - behauptet Elke Heidenreich in 
ihrer monatlichen TV-Kolumne mit berechtig- 

f tem Anspruch!,,Lesen macht Spaß" - stelle ich 
ganz bewusst an den Anfang dieser Bespre- 
chung einer Untersuchung von lngo Bodezur 

q ,,Dynamik organisierter Beschäftigungsförde- 
rung". Dr. Bode ist Privatdozent am Institut für 
Soziologie der Universität Duisburg-Essen,was 
eine gewisse Erwartungshaltung fördert, die 
rasch aber einer gespannten Neugier wich. 
Mehr als 50.000 Menschen in ca.600 Beschäfti- 
gungsbetrieben sind in Deutschland professi- 
onell in diesem,,Organisationsfeld" tätig -aus 
meiner Wahrnehmung stets engagiert, meist 
kompetent, immer seltener auch ambitioniert, 
worauf noch einzugehen sein wird.Die hierbei 
beruflichen Qualifikationen sind bspw. hand- 
werkliche Fachanleiter, Pädagogen, Sozialar- 
beiter, Kaufm. Fachpersonal, Betriebs- und 
Volkswirte,die zur nachhaltigen Qualifizierung 
und Integration von z. Zt. bundesweit rund 
300.000Teilnehmerlnnen eingesetzt sind. 
Der Verlag weist zur Vorstellung der Untersu- 
chung von Dr.Bode zu Recht darauf hin,dass 
die organisierte Beschäftigungsförderung in 
wissenschaftlichen Foren vielfach als provi- 
sorisches und ineffektives lnstrumentzur Be- 
kämpfung der Langzeitarbeitslosigkeit be- 
schrieben wird und erst durch die Hartz IV- 
Reform in Zusammenhang mit der Einfüh- 
rung sog. l -Euro-Jobs wieder ins Rampen- 
licht der politischen Öffentlichkeit gerückt 
ist. Bei seiner Untersuchung geht es Bode 
vor allem darum, 

Entwicklung und Formwandel dieses Or- 
ganisationsfeldes zu rekonstruieren 

danach zu fragen, wie sich Beschäfti- 
gungsförderungsbetriebe vor dem Hinter- 
grund dynamischer Rahmenbedingungen 
potentiell entwickeln 

welche lnterventionsdynamik organi- 
sierte Beschäftigungsförderung unter den 
z.Z. bestehenden Handlungsvoraussetzun- 

Y gen auszeichnet und 
was dies für die Leistungsfähigkeit der in 

diesem Feld engagierten Einrichtungen be- 
deutet. 
Neben einer sehr anschaulichen,,Einleitung" 
ist das Buch in vier Kapitel gegliedert, in de- 
nen die soziologisch dominierte Analyse zu 
Strukturen und Regulierungen,aber auch zu 
den Wirkungen organisierter Beschäftigungs- 
förderungen (1. + 2. Kapitel) in vielen span- 
nenden Details richtig herausgestellt werden. 
Besonders interessant wird es für den Be- 
triebswirt und langjährigen Praktiker den- 
noch erst in Kapitel 3, wo der Autor,,Die orga- 
nisierte Beschäftigungsförderung und ihre 

der so beschriebenen,,Organisationskarrie- 
renn und eine,,evaluative Analyse" der Leis- 
tungsfähigkeit von Beschäftigungsförde- 
rungsbetrieben,einschließlich eines kurzen, 
treffsicher gefassten Resumee's dort ermit- 
telter,,Defizitpotenziale". 
Den,,evaluatorischen Ertrag" aus dem 3. Ka- 
pitel seiner Untersuchung schildert Dr. Bode 
dann erfreulich konzentriert auf nur vier Sei- 
ten seines Buches, incl. eines informativen 
Schema's über die Zielstruktur von Beschäf- 
tigungsförderungsbetrieben. 
Zahlreiche Beispiele für die eingangs erhobe- 
ne Behauptung ,,Lesen macht Spaß" finden 
sich als Fazit im vierten und letzten Kapitel 
des Bode-Buches,,Potenziale und Grenzen or- 
ganisierter Beschäftigungsförderung". Hier 
werden nämlich auf wiederum (Applaus!!) nur 
achteinhalb Seiten nicht nur die,,Leistungs- 
potenziale organisierter Beschäftigungsför- 
derung im Zeitalter des Managerialismus" 
und ihrer Grenzen beschrieben,sondern auch 
die Perspektiven künftiger (sinnvoller) Evalua- 
tion organisierter Beschäftigungsförderung 
per Selbstverständnis,Struktur- und Procede- 
requalität bzw.der sie umgebenden politisch- 
zivilgesellschaftlichen Praxis. Einige Kernaus- 
sagen von Dr. Bode sind als Zitate wiederge- 
geben und sollen beim geneigten Leser Ap- 
petit,,auf Mehr" auslösen: 
.Die Steuerungskultur des Managerlialismus 
befördert bei den Beschäftigungsbetrieben 
Neigungen,soziale Interventionen nur mehr 
als administrativ durchrationalisiertes Auf- 
tragsgeschäft zu organisieren, (S. 114, 
2. Abs.)". 
,,Dieser Energieverlust ist Begleitumstand ei- 
ner mehr oder weniger stark ausgeprägten 
Hinwendung der Träger zu einer starken be- 
triebswirtschaftlichen Handlungsrationalität 
(S. 1 14,3. Abs.)". 
.Dem entspricht im Alltagsmanagement ein 
(mehr oder weniger stark ausgeprägtes) Ein- 
gehen auf Kostenträgererwartungen am 
kurzfristig Zählbaren und an durchrationali- 
sierten Dienstleistungen für den (für die 
meisten Klienten unereichbaren) ersten Ar- 
beitsmarkt sowie ein sukkzessives Abrücken 
von einer Sozialbetreuung, Gemeinwesen- 
orientierung und die Vision der Normalbe- 
schäftigung verknüpfenden Integrations- 
projekt. Die Verarmung der Interven- 
tationsdynamik scheint unabwendbar (5. 
1 14,3.AbsJn. 
.Die Fallstudien führen (aber auch) vor Augen, 

betriebe durch problemgerechte Kommuni- 
kationsstrukturen, durch ein flexibles Res- 
sourcenmanagement und kreative Innovati- 
onsleistungen sowohl integrativ wirken als 
auch ihre das Organisationsfeld produktiv 
strukturierende Rolle im öffentlichen Raum 
teilweise bewahren können (S. 115,l .Ab$. 
,,In dem Maße,wie das Organisationsfeld Be- 
schäftigungsförderung zum ,,Billiglohnsek- 
tor" mutiert, werden bestimmte politische 
und wirtschaftliche Akteure von Ihrer Inte- 
grationsverantwortung entlastet. Das aber 
gefährdet das Unterfangen, sozial Benach- 
teiligte an durchschnittliche Lebensbedin- 
gungen heranzuführen und reizt weitere 
Ausgrenzungen von Leistungsschwächeren 
aus dem Bereich der Normalbeschäftigung 
an (S. 1 17,2.Abs.)". 
,,Insofern stellt organisierte Beschäftigungs- 
förderung unter heutigen Bedingungen eine 
Gratwanderung dar. Und dennoch: Bis auf 
weiteres sind keine Alternativen in Sicht .... Es 
sind bis heute die noch in solchen Kontexten 
verankerten Kräfte,die am ehesten praktische 
und politische Akzente gegen den manageri- 
alistischen Umgang mit sozialer Exklusion 
setzen ..... Solange die gegenwärtige Arbeits- 
gesellschaft ausgrenzende Minderheiten 
produziert, bedarf es organisierter Bemühun- 
gen zu deren menschenwürdigen Reintegra- 
tion. Beschäftigungsförderungsbetriebe sind 
diesbezüglich ein Instrument, das zwar opti- 
mierungsbedürftig, aber letztlich alternativ- 
los erscheint (5.1 17/118)". 
Ein,,Bravon dem Autor und aufrichtige Glück- 
wünsche zu dieser durchaus positiv-kriti- 
schen, aber stets realistischen Beschreibung 
organisierter Beschäftigungsförderung - 
eine bemerkenswerte Pflichtlektüre für die 
dort Beschäftigten, aber auch für alle sozial 
engagierten Politiker in Bund, Land und 
Kommune. 

wie und warum Beschäfti-gungsförderungs- Hanno Lützenkirchen (Leichlingen) 




